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Wir suchen Kfz-Mechaniker/-Mechatroniker 

und Karosseriebauer (m/w/d)!

Julius-Rütgers-Str. 17 · 15537 Erkner · kontakt@autoservice-erkner.de
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Autohaus Wegener Berlin GmbH
Wendenschloßstr. 26, Berlin-Köpenick
Tel. 030 6566118-0
Buckower Damm 100, Berlin-Britz
030 8600800-0

(Hauptbetrieb: Am Juliusturm 54, Berlin Spandau)

www.autohaus-wegener.de

Swift Automatik BIG DEAL
Jetzt € 4.250,- sparen1

nur € 17.980,-1

SUZUKI SWIFT AUTOMATIK
COMFORT HYBRID NEUWAGEN

Inkl. Klimaanlage, LED-Scheinwerfer, Sitzheizung, Rückfahrkame-
ra, Audiosystem inkl. Bluetooth®, Einparkhilfe hinten, Lichtsensor, 
Privacy Glass, Guide me Light, Toter-Winkel Warnsystem, Verkehrszei-
chenerkennung, Spurhaltewarnsystem u.v.m.
Kraftstoffverbrauch (VO EG 715/2007), l/100 km: Innerstädtisch 5,6, 
Stadtrand 4,6, Landstraße 4,4, Autobahn 5,8, kombiniert 5,1; CO₂-
Emissionen kombiniert 115 g/km.
1Suzuki Swift 1.2 DUALJET Hybrid Comfort CVT, Benzin, Neuwagen (61kW/ 
83 PS). Ersparnis gegenüber der UVP von € 22.230,-. Begrenzte Stückzahl, 
solange der Vorrat reicht.
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Nachrichten aus den Randberliner Gemeinden und Berlin-Köpenick

Eine riesige Autofabrik im Wald 
und zudem mitten im Trinkwasser-
schutzgebiet – konnte das wirklich 
gutgehen? Als 2020 mit dem Bau 
der Gigafactory begonnen wur-
de, jubelte die Landesregierung, 
der Klimaschutz käme jetzt direkt 
zu uns. Die Vernichtung von 300 
Hektar Wald, der drohende Was-
sermangel und die Gefahr für das 
Grundwasser bei der Herstellung 
von riesigen Batterien – es war alles 
egal.

Vier Jahre und viele Störfälle später 

ist die Akzeptanz für die Gigafacto-
ry Grünheide auf ein Minimum ge-
schrumpft. Der vorgesehene Tesla-
Ausbau, der mindestens weitere 100 
Hektar Wald kosten wird, wurde 
von den Einwohnern Grünhei-
des bei einer Bürgerbefragung mit 
Zweidrittel-Mehrheit abgelehnt. 
Die Gemeindeverwaltung musste 
am 22. Februar das für sie nieder-
schmetternde Ergebnis bekanntge-
ben. Das Votum ist allerdings nicht 
bindend. Die Gemeindevertretung 
kann den Tesla-Plänen dennoch 

zustimmen. Um das zu verhindern, 
haben Aktivisten nun das bedrohte 

Waldstück besetzt und Baumhäuser 
errichtet. weiter auf Seite 2

Bürger gegen Ausbau, Henryk Pilz zurückgetreten, Brandanschlag

Die Situation um Tesla eskaliert
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Die Situation um Tesla eskaliert
weiter von Seite 1

Der Wasserverband Strausberg-
Erkner (WSE) betrachtete die 
Industrieansiedlung im Trink-
wasserschutzgebiet von Anfang an 
kritisch. Das hatte zur Folge, dass 
die Leitung des WSE Ende Sep-
tember vergangenen Jahres abge-
setzt werden sollte. Die Verbands-
versammlung, bestehend aus den 
16 Mitgliedsgemeinden, lehnte die 
Abwahl von Verbandsvorsteher 
André Bähler und seinem Stellver-
treter Gerd Windisch jedoch mit 
großer Mehrheit ab. Am 1. März 
2024 trat nun der Vorsitzende der 
Verbandsversammlung, Erkners 
Bürgermeister Henryk Pilz, im 
Zuge der neuesten Enthüllung über 
verseuchtes Tesla-Abwasser zurück. 
Der Verbandsvorsteher hatte eine 
Beschlussvorlage eingebracht, nach 
der der WSE kein Tesla-Abwasser 
mehr abnehmen sollte. Tesla hat-
te den Wasserverband vorher vor 
einem Entsorgungsstopp gewarnt: 
„Ihnen ist bekannt, dass der Stopp 
einer Einleitung der Abwässer der 
Gigafactory zu einem Produktions-
stopp der Gigafactory führen wür-
de. Ein solcher Beschluss verursacht 
täglich einen Schaden in Millionen-
höhe“, schrieb Tesla an WSE-Chef 
André Bähler und den zu diesem 

Zeitpunkt noch amtierenden Vor-
sitzenden der Verbandsversamm-
lung, Henryk Pilz.

Die Verbandsversammlung ver-
tagte die Entscheidung auf unbe-
stimmte Zeit. Henryk Pilz zog die 
Konsequenz und trat mit sofortiger 
Wirkung zurück. „Ich bin nicht 
mehr bereit, in dieser Konstellation 
die Verbandsversammlung nach au-
ßen hin zu vertreten“, sagte Pilz der 
dpa. Tesla leitet also weiter sein weit 
über den Grenzwerten verschmutz-
tes Abwasser ein und der Landkreis 
erklärt, dass keinerlei Gefahr für die 
Bevölkerung bestünde. Bei vielen 
Bürgern stellt sich jedoch die Frage, 
wofür es dann Grenzwerte und ein 
Trinkwasserschutzgebiet überhaupt 
gäbe.

Am 5. März eskalierte die Situati-
on weiter. In Folge eines Brandan-
schlages � el bei Tesla, aber auch in 
Erkner und Teilen Köpenicks der 
Strom aus. Betro� en außerdem: das 
Gewerbegebiet Freienbrink.

In Steinfurt, das zu Gosen-Neu 
Zittau gehört, gab es am 5. März 
um 4:50 Uhr einen lauten Knall. 
Das Umspannwerk stand in Flam-
men. Zwei Stunden später zogen 
sich die Einsatzkräfte � uchtartig zu-
rück, weil sie in der Nähe des bren-
nenden Trafos einen Zettel fanden, 

auf dem stand: „Kampfmittel hier 
verbuddelt“.

Nachdem Tesla zu Lockdown-
zeiten riesige Wald� ächen rodete 
und die Errichtung der Gigafactory 
ohne spürbare Proteste durchziehen 
konnte, eskaliert nun die Situation. 
Zu den Gegnern der Autofabrik an 
diesem Standort zählten von An-
fang an die BI Grünheide sowie 
der VNLB Brandenburg, das Bür-
gerbündnis Grünheide, die ÖDP 
und die AfD. Angesichts der Mehr-
heitsverhältnisse in der Gemeinde-
vertretung, im Kreistag und in der 
Landesregierung konnten sie sich je-
doch nur wenig Gehör verscha� en. 

Zurzeit wird der Freienbrinker 
Kreisel wegen Tesla zu einer riesigen 
Ampelkreuzung umgebaut. Auch 
hier sind zahlreiche Bäume in allen 
vier Richtungen abgeholzt worden. 
Außerdem sollen zwischen den 
Ortsteilen Hangelsberg und Kien-
baum weitere 370 Hektar Wald für 
Windräder vernichtet werden; es 
geht um Klimaschutz! Das Wort 
von „Grauheide“ macht die Run-
de. Ob die Bevölkerung die weitere 
Vernichtung ihrer Heimat genauso 
klaglos wie bisher hinnehmen wird, 
erscheint angesichts der Eskalation 
um Tesla zumindest fraglich. 

Michael Hauke

Rüdersdorf bei Berlin  
Kind bei Verkehrsunfall verletzt 
Am 04.03.2024 wurde der Polizei gegen 
07.45 Uhr ein Verkehrsunfall gemeldet. 
In der Straße des Friedens in Hennicken-
dorf prallte nach ersten Informationen 
ein VW up! gegen ein Kind, welches mit 
seinem Fahrrad unterwegs gewesen war. 
Das sieben Jahre alte Mädchen erlitt dabei 
Verletzungen und musste von Rettungs-
kräften in ein Krankenhaus gebracht 
werden. Zur Schwere ihrer Verletzungen 
liegen gegenwärtig keine Angaben vor. 
Die Kriminalpolizei ermittelt nun zum 
genauen Unfallhergang. 
Erkner 
Auch noch Polizisten angegri� en 
Am frühen Morgen des 02.03.2024 
� ng ein Mann an, in einer Wohnung 
in der Gerhart-Hauptmann-Straße zu 
randalieren. Dabei versetzte der 35-Jäh-
rige seiner 32 Jahre alten Ehefrau und 
seinem gleichfalls 35-jährigen Bruder 
Schläge, was den Geschädigten leichte 
Verletzungen einbrachte. Alarmierte Po-
lizisten mussten sich dann ebenfalls seiner 
Aggressionen erwehren. Schließlich fand 
sich der deutsche Staatsbürger aber doch 
am Boden wieder. Der o� ensichtlich 
Alkoholisierte musste die Wohnung 
verlassen. Er hatte zum Zeitpunkt des 
Geschehens einen Atemalkoholwert 
von 1,10 Promille aufzuweisen. Darüber 
hinaus ist ein Ermittlungsverfahren ein-
geleitet worden. Die Vorwürfe lauten auf 
Körperverletzung und Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte. 

Polizeiberichte

Kienkamp 21, 15537 Erkner, Tel. 03362-4902, Fax: 03362-27225
www.chauffeur-service-zipfel.de

27.03.24 „Frühlingsfahrt“ Boltenmühle zum Mittagessen und 
Kaffeetrinken in Neuruppin am Ruppiner See.

05.04.24 „Fischessen“ in Großschauen, 
mit Kaffeetrinken in Bad Saarow! „Neuer Termin“

10.04.24 „Residenzstadt Neustrelitz“
Mittagessen, Stadtrundgang und Kaffeetrinken.

17.04.24 „DRESDEN“
mit Besichtigung / Führung „SEMPEROPER“
Mittagessen Gaststätte „Pulverturm“ und kleine Rund-
fahrt in Dresden.

24.04.24 „Botanischer Garten in Berlin“
Besichtigung ausgewählter Gewächshäuser.
Essen im Landhaus Grunewald. 

09.05.24 „Himmelfahrt in Schlepzig“
essen nach Spreewälder Art und Kahnfahrt. 

18.05.24 „PFINGSTSAMSTAG“
„Schloß Ribbeck“ Open Air-Konzert im Schloßgarten 
„Brass Band Berlin“ Mittagessen im Schloß, kleiner 
Rundgang - die Kirche mit dem berühmten Birnbaum.

Frühjahrs-Sonder-Angebot Flughafen-Shuttle - BER
ab/bis Erkner und Umgebung (bis 5 km)

1-4 Pers.   NUR 69 EURO   pro Transfer
5-8 Pers.   NUR 79 EURO   pro Transfer

Hausärztlicher Bereitschaftsdienst 
täglich 19-7 Uhr/Mi, 
Fr 13-7 Uhr/Sa, So, Feiertg. ab 7 Uhr Tel.: 116 117
Kinder- und Jugendärztlicher Notdienst 
jeweils von 19 bis 7 Uhr Tel.: 01805 / 582 22 32 75
KV RegioMed Bereitschaftspraxis
an der Immanuel Klinik, Seebad 82/83, 15562 Rüdersdorf, 
Mi., Fr. 14-18 Uhr; 
Sa., So., Feiertage 9-18 Uhr Tel.: 033638 / 836 63
Augenärztlicher Notdienst Tel.: 01805 / 582 22 34 45
Tierärztlicher Bereitschaftsdienst
Web: www.vetnotdienst.de Tel.: 01805 / 84 37 36
Zahnärztlicher Bereitschaftsdienst in den Praxen: 
Web: www.kzvlb.de/bereitschaftsdienst/bereitschaftsdienst/
Apothekennotdienste
09.03. Rosen-Apotheke
Fürstenwalder Allee 266, 12589 Berlin Tel.: 030 / 64 89 319
Adler-Apotheke
Heuweg 68, 15566 Schöneiche bei Berlin Tel.: 030 / 64 903 700
10.03. Maulbeer-Apotheke
Friedrichstr. 58, 15537 Erkner Tel.: 03362 / 586 00 
Sertürner-Apotheke
Hildesheimer Str. 1, 15366 Neuenhagen Tel.: 03342 / 806 38
16.03. Schneemann`s Apotheke Rahnsdorf
Fürstenwalder Allee 318, 12589 Berlin Tel.: 030 / 76 90 57 90
Flora-Apotheke
Hauptstr. 1, 15366 Neuenhagen Tel.: 03342 / 80 468
17.03. Brücken-Apotheke
Brückenstr. 12 a, 15562 Rüdersdorf Tel.: 033638 / 605 99
Kastanien-Apotheke
E.-� älmann-Str. 16, 15370 Fredersdorf-Vogelsd. Tel.: 033439 / 63 69

Bereitschaftsdienste

DRK Schwangerenberatungsstelle, Seestraße 37, Erkner
Tel.: 4071369 oder 0162 / 1321084
Beratung von Schwangeren bei Abbruch, � nanzielle Unterstüt-
zung, Sozial- und Rechtsberatung, Paarberatung, Begleitung 
während 
und nach der Schwangerschaft in Problemlagen. 
Alle Angebote sind kostenfrei.
P� egestützpunkt Oder-Spree 
Ladestr. 1, 15537 Erkner (über dem EDEKA Center)
Neutrale Beratung und Koordination. Bestens beraten zum � ema 
P� ege - kostenlos - individuell - neutral - kassenunabhängig.
Sozialberatung: Tel.: 03362 / 2999 4455
P� egeberatung: Tel.: 03362 / 2999 4456, Fax: 03362 / 2999 4459
Mail: erkner@p� egestuetzpunkte-brandenburg.de
Ö� nungszeiten: Di. 13.00-18.00 Uhr, Do. 09.00-12.00 Uhr, 
sowie nach Vereinbarung. Für ausführliche Beratungsgespräche 
bitte anrufen!
Bürgerzentrum „Brücke“ 
Rüdersdorf, Brückenstr. 93, Tel.: 033638 / 897171, 
Mo. + Mi. 09.00-16.00 Uhr / Di. 09.00-18.00 Uhr 
Do. 09.00-17.00 Uhr / Fr. 09.00-14.00 Uhr
Selbsthilfekontaktstelle Erkner 
Ladestraße 1 (über dem EDEKA)
15537 Erkner, Tel.: 03362 / 29994457, 
kis-erkner@awo-fuerstenwalde.de, 
Di. u. Do. 10-16 Uhr oder nach telefonischer Absprache
Gesellschaft für Arbeit und Soziales (GefAS) e.V.,
Fichtenauer Weg 53, 15537 Erkner, 
Schuldnerberatung - Tel.: 03362 / 886185
Mo. - Do. 08.00-16.00 Uhr, Fr. 08.00-14.30 Uhr
Sozialberatung - Tel.: 0163-8921707
Di. - Mi. 08.00-13.30 Uhr
Selbsthilfegruppe „Ho� nung für trauernde Eltern“ 
für Eltern, die ein Kind verloren haben. 
Jeweils am 2. Donnerstag im Monat, 19.30 Uhr im 
Gemeindezentrum der ev. Kirchengemeinde Erkner, Lange Str. 9. 
Die Teilnahme ist kostenlos. Tel.: vorab 03362 / 700 258, 
E-Mail trauernde-eltern-erkner@web.de
Kontakt und Beratungsstelle für von 
Gewaltbetro� ene Mädchen und Frauen 
- Beratung, Begleitung u. weiterführende Unterstützungsangebote
- Mobile Beratung 
- Bei Bedarf Unterkunft im Frauenhaus
Kontakt und Hilfe 24 h: 03361 / 574 81
Ambulanter Hospizdienst für Erkner, Gosen, Neu Zittau und 
Umgebung, Tränkeweg 11, 15517 Fürstenwalde 
Anfragen und Informationen zu Sterbebegleitungen. 
Tel.: 03361 / 74 99 94, info@hospizdienstfuewa.de oder 
www.hospizdienstfuewa.de
Alle Angebote sind Kostenfrei.

Beratungsangebote

Großer Ostermarkt
Senioren-Wohnpark Erkner lädt ein

Es ist wieder soweit. Am Mittwoch, 
den 20.03.2024 ö� nen wird für Sie 
von 10.00 bis 15.00 Uhr im Seni-
oren-Wohnpark Erkner wieder die 
Pforten für unseren diesjährigen Os-
termarkt. Wir laden zu einem bun-

ten Markttreiben ein. Verschiedene 
Kunsthandwerker und Händler wer-
den ihre Arbeiten und Waren präsen-
tieren. Die Palette reicht von Honig, 
Töpferware, Kosmetik, Kleidung, 
Osterschmuck, Blumen bis zu selbst-

gebackenem Kuchen und Leckereien 
aus unserer hauseigenen Küche. 
Wir freuen uns auf Sie. Interessierte 

Händler sind gern eingeladen, sich 
bei uns zu melden, da es noch freie 
kostenlose Verkaufsstände gibt.
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Kanzowstraße 2 • 10439 Berlin • Tel.: 030 - 54 71 45 00
Spreebordstraße 10 • 15537 Gosen - Neu Zittau • Tel.: 03362 - 81 33

www.dachdeckerei-eggebrecht.de • e-mail: thomas.eggebrecht@web.de

Wir suchen Verstärkung!
Dachdecker & Dachklempner

2024 eine neue Fassade
- Wir haben die Kompetenz & Erfahrung -
Ansicht Ihres Hauses:

• Fassadenanstriche mit mineral. Brillux-Farbsystem und eigener Rüstung
  (Grundierung, Vor- und Abschlußanstrich); auch Antipilz-/Antialgenfarbe
• Putzerneuerung (Gewebeunter-/ mineral. Oberputz) u. Farbe;
• Dämmung mit Gewebeunterputz, Oberputz, Farbe;
• Preisgünstige Sockelputze, allgem. Holzanstriche, Dachkästen
• Kostenlose Beratung, hohes Leistungs- und Qualitätsniveau
• Säuberung/Anstrich von Zaunpfeilern u. -sockeln und Zaunelementen
• Dachanstriche (Reinigen, Grundieren, Versiegeln)
Fordern Sie uns an! Ihr Ansprechpartner: Tel.03362 / 93 99 165
Niederlassung: 15537 Erkner, Woltersdorfer Landstr. 9,
Tel. 0171/3 24 64 80 Mitglied der Handwerkerinnung

Die nächste Ausgabe
erscheint am 20.03.24. 

Rohrnetzspülungen Frühjahr 2024
Zur Sicherung der Trinkwasserqualität 

führt der Wasserverband Strausberg-Erk-
ner regelmäßig Rohrnetzspülungen durch. 
Die Arbeiten erfolgen ausschließlich an 
Wochentagen. Eine Übersicht der betrof-
fenen Straßen �nden Sie in der folgenden 
Au�istung. Alle nicht aufgeführten Stra-
ßen sind von der regelmäßigen Rohrnetz-
spülung im Frühjahr nicht betro�en.

Wir empfehlen Ihnen an den Tagen der 
Rohrnetzspülungen in der Zeit zwischen 
07.00 und 15.00 Uhr unkontrollierte 
Wasserentnahmen zu vermeiden, also 
die Wasch- und Geschirrspülmaschinen 
nicht anzustellen und alle Wasserhähne 
geschlossen zu halten. Es kann in den ge-
nannten Straßen und näherer Umgebung 
zeitweilig zu Druckschwankungen und 
Wassertrübungen kommen. Bei einer Trü-
bung des Wassers, welche hygienisch un-
bedenklich ist, bitten wir Sie das Wasser 
ablaufen zu lassen, bis es wieder klar ist.

Ferner sollten Sie, nach der Rohnetzspü-
lung, die Filter Ihrer Hausanlage prüfen 
und gegebenenfalls reinigen.

Am Krönichen: 25.03. bis 26.03.2024

Am Krönichen, �eodor-Fontane-Weg, 
Löcknitzstraße, Rudolf-Breitscheid-Stra-
ße, Fürstenwalder Straße (von Bahnunter-
querung bis Fangschleusenstraße), Fang-
schleusenstraße und angrenzende Straßen

Schützenwäldchen: 26.03.2024
Gesamtes Wohngebiet „Am Schützen-
wäldchen‘‘ und angrenzende Straßen

Hohenbinde: 25.03.2024 
Gottesbrücker Weg, Holz�ößerweg, Hei-
deläufer Weg, Albert-Kiekebusch-Weg 
und angrenzende Straßen

Kurpark: 26.03.2024 
Gesamtes Wohngebiet „Am Kurpark‘‘ und 
angrenzende Straßen

Flakenstraße: 09.04. bis 11.04.2024
Scharnweber Straße, Flakenstraße, Beust-
straße, Rudolf-Breitscheid-Straße, Schi�-
bauer Straße und angrenzende Straßen

Sportplatz: 08.04. bis 09.04.2024
Hessenwinkler Straße, Am Dämmeritz-
see, Hafenstraße, Berliner Straße (L38, 
Zwischen Stadteingang und Nr. 24E) und 
angrenzende Straßen

Ihr WSE
Wasserverband Strausberg-Erkner

Erkner ist neues Mitglied der 
AG Fahrradfreundliche Kommune

Die Stadt Erkner ist am 23. Februar 2024 
Mitglied der Arbeitsgemeinschaft Fahrrad-
freundliche Kommunen des Landes Bran-
denburg (AGFK) geworden. Nach einer 
Bewerbung durch die Stadt im Januar, 
wurden der stellvertretende Bürgermeister 
Clemens Wolter und Klimaschutzmanage-
rin Lina Lange zur Mitgliederversammlung 
der AG nach Potsdam eingeladen. Vor Ort 
stimmten die anwesenden Mitglieder ein-
stimmig für die Aufnahme der Stadt Erkner 
in die Arbeitsgemeinschaft.

Bürgermeister Henryk Pilz sieht die Not-
wendigkeit der Verkehrswende und den 

Bedarf des fahrradfreundlichen Umbaus 
der örtlichen Infrastruktur. Die Stadtver-
waltung erho�t sich von der Zusammen-
arbeit in der AG Unterstützung für die 
fahrradgerechte Stadtentwicklung. Im Aus-
tausch mit anderen Kommunen können 
Probleme und Lösungen diskutiert werden. 
Auch wurden in der Vergangenheit schon 
gemeinsame Projekte von Mitgliedern der 
AG realisiert. In Zukunft kann nun also 
auch Erkner davon pro�tieren. Darüber 
hinaus trägt die AGFK die Kosten für das 
STADTRADELN, an welchem sich die 
Stadt Erkner seit 2021 beteiligt.

Betten-Börse geht an den Start
Das Bildungszentrum Erkner, viele Fe-

rienwohnungen, sowohl in der Stadt als 
auch in den Landkreisen Oder-Spree und 
Märkisch-Oderland bis hin nach Berlin, 
waren im vergangenen Jahr im Zuge des 
IRONMAN restlos ausgebucht. Was 
dazu führte, dass Anwohner sich mit dem 
Vorschlag an die Stadt gewendet haben, 
eine Betten- und Wohnmobilstellplatz-
Börse zu arrangieren. Wer also einem 
Athleten aus Australien, Kolumbien, 

Mexiko, Finnland, den Niederlanden, 
Belgien, Dänemark oder auch aus ande-
ren Landesteilen Deutschlands ein Bett 
oder einen Wohnmobilstellplatz anbie-
ten möchte, kann sich ab sofort auf der 
Homepage der Stadt Erkner per E-Mail 
an schirnick@erkner.de registrieren las-
sen. Dazu sind Name, Anschrift und 
E-Mail-Adresse notwendig. Interessierte 
Athleten können dann direkt zum An-
bietenden Kontakt aufnehmen.

Robert Kazmierczak (li., Radverkehrsbeauftragter der Rolandstadt Perleberg) und Bernd Rubelt (re., Beigeordneter 
für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt der Landeshauptstadt Potsdam und stellvertretender Vorsit-
zender der AGFK Brandenburg) überreichten die Mitgliedsurkunde an die Vertreter aus Erkner, Clemens Wolter 
(stellvertretender Bürgermeister) und der Klimaschutzmanagerin Lina Lange. Foto: Torsten Wolter / AGFK BB
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V erlag: Michael Hauke Verlag e.K., Alte Langewahler 
Chaussee 44, 15517 Fürstenwalde, Tel.: 03361-5 71 79.

www.hauke-v erlag.de
(hier fi nden Sie auch unsere DSGVO-Informationen) 
Postanschrift: Michael Hauke Verlag e.K., Alte 
Langewahler Chaussee 44, 15517 Fürstenwalde. 
V.i.S.d.P.: Michael Hauke. 
E-Mail: info@hauke-verlag.de. Druck: BV Berliner 
Zeitungsdruck GmbH, Kümmels Anzeiger erscheint 
alle 14 Tage am Mittwoch kostenlos in Teilen vom 
Landkreis LOS, MOL und Berlin-Köpenick. Es gelten 
die Mediadaten unter www.hauke-verlag.de. Anzei-
gen- und Redaktionsschluss ist jeweils am Donners-
tag vor Erscheinen, 17.00 Uhr. 

G rundgesetz, A rtikel 5
Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei 
zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugängli-
chen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film 
werden gewährleistet. Eine Zensur fi ndet nicht statt.

D ie Z eitung en d es H auke Verlag es:

von Jan Knaupp

„So gesehen“ 
im Softcover mit 224 Seiten für 
7,95 € erhältlich bei: 
Hauke-Verlag • Alte Langewahler 
Chaussee 44 • 15517 Fürstenwalde

Knaupps 
Kolumnen
Knaupps 
Kolumnen
Jederzeit online lesen!
Homepage: www.hauke-verlag.de

        Instagram: jan.knaupp

Henry Rosengarten
Kobold Kundenberater

Tel.: 01590/61 9 51 78
Raum Fredersdorf/Vogelsdorf, 
Petershagen und  Umgebung

Mein Service für Sie:
- Kostenloser Service-Check 

+ 24Std. Produkt-Test
- Persönliche und individuelle 

Beratung
- Hilfe bei Produktfragen
- Orig. Verbrauchsmaterialien 

ohne Versandkosten

Die Stasi lässt grüßen!
Sie haben sich verrannt, bitte kehren Sie 
um!“. Olaf Scholz spricht von „pauscha-
ler Wut und Gewalt“ und sieht die Ge-
fahr durch demokratiefeindliche Grup-
pierungen bei den Bauernprotesten. 
Wirtschaftsminister Robert Habeck 
sprach in den sozialen Medien zu seinen 
Followern über Proteste gegen die Am-
pel, die seiner Meinung nach von rech-
ten Gruppierungen initiiert wurden.

Egal wer sich kritisch äußert und den 
Rücktritt der Ampel fordert, wird mitt-
lerweile automatisch als rechts gestem-
pelt. Corona-Demonstrationen – rechts 
gestempelt, Impfgegner – rechts gestem-
pelt, Antikriegs-Demos – rechts gestem-
pelt, Bauernproteste – rechts gestempelt, 
Mittelstandproteste – rechts gestempelt.

Wird der Bürger unbequem, nennt 
man ihn schnell rechtsextrem! Und bei 
diesem Verdacht könnte dann Nancy 
Faesers Aktionsplan gegen Rechtsext-
remismus und der harte Schlag gegen 
Feinde der Demokratie Anwendung 
� nden – auch wenn man kein potentiel-
ler Staats- und Demokratiefeind ist. Die 
Stasi lässt grüßen!

Denkanstoß: Das Ministerium für 
Staatssicherheit in der DDR ging gegen 
Personen vor, die im Verdacht standen, 
eine potentielle Gefahr für die Regie-
rung und deren vorgegebene Ideologie 
zu sein. Jegliche Opposition wurde als 
gefährlich eingestuft.

So ähnlich ist es heute. Jegliche Oppo-
sition kann von staatlicher Seite als ge-
fährlich eingestuft werden – gefährlich 
für den Machterhalt der aktuellen Re-
gierung.

Doch was bleibt, wenn regierungskri-
tische Oppositionen, die die Politik der 
herrschenden Parteien ablehnen, kalt 
gestellt werden, wenn Kritik am Staat 
als verfassungsfeindlich gestempelt 
wird? Das hatten wir doch schon mal!

 Für mich hören sich die Vorhaben der 
Genossin Faeser an, als hätte der Genos-
se Erich Mielke, Minister für Staatssi-
cherheit der DDR (1957-1989), ihr die 
Richtung gewiesen. Die Stasi lässt grü-
ßen!

Deutschlands Innenministerin Nan-
cy Faeser hat einen Aktionsplan gegen 
Rechtsextremismus vorgestellt und ei-
nen harten Schlag gegen Demokra-
tiefeinde angekündigt. Warum sich die-
ser Aktionsplan aber ausschließlich nur 
gegen Rechtsextremismus richtet, will 
sich mir nicht erschließen. Wo bleiben 
die Aktionspläne gegen Linksextremis-
mus, gegen islamistischen Extremismus 
oder gegen extremistische Bestrebun-
gen von ausländischen Organisationen 
in Deutschland? Wahrscheinlich be-
kommt man da momentan weniger Bei-
fall, als wenn man sich lautstark um den 
Kampf gegen rechts verdient macht. 

Mit diesem Hintergrund drängt Fa-
eser jetzt jedenfalls auf das Inkrafttre-
ten eines sogenannten Demokratieför-
dergesetzes. Mit diesem Gesetz wollen 
es das Innen- und das Familienministe-
rium möglich machen, dass Initiativen, 
die sich für das Demokratieverständ-
nis der Regierungsparteien einsetzen, � -

nanziell mit staatlichen Mitteln unter-
stützt werden.

Das irritiert mich, das hört sich für 
mich stark nach DDR an. Vereine, Or-
ganisationen und Bündnisse, die sich 
um den Staatsauftrag verdient machen, 
werden dann mit staatlichen Mitteln 
belohnt. Vereine, Organisationen und 
Bündnisse, die den Verfassungsschutz 
über „Verdachtsfälle“ informieren – das 
hatten wir doch schon mal! Steuergelder 
für Demokraten, die eigentlich Antide-
mokraten sind – die Stasi lässt grüßen!

Die, deren demokratisches Verständnis 
von der staatlichen Vorgabe abweicht, 
die sich nicht ihre Denk- und Lebens-
weise diktieren lassen, stehen dann au-
tomatisch auf der Liste der Staatsfeinde.

In einer Zeit, in der die Ampelregie-
rung für ihre Politik immer o� ener und 
lauter kritisiert – die Opposition aber 
immer stärker wird – versuchen Politik, 
Haltungsjournalisten und Mainstream-
Medien durch ö� entliche Warnungen 
vor Unterwanderung durch rechtextre-
mistische Gruppen, die Proteste der Un-
zufriedenen als Gefahr für die Demo-
kratie darzustellen.

Bauern- und Handwerkerproteste, 
Demos gegen die wirtschaftsfeindliche 
Politik der Ampel oder auch Antikriegs-
Demos bekommen durch Regierungs-
politiker und die ö� entlich-rechtliche 
Medienmaschine den Stempel eines 
rechten Gefahrguttransportes aufge-
drückt. Legitime und friedliche Proteste 
gegen die Regierung werden mit einem 
negativen Stigma versehen und als Be-
drohung dargestellt. 

So appellierte Minister Lindner beim 
FDP-Dreikönigstre� en im Januar an 
Landwirte: „Lassen Sie sich nicht un-
terwandern und instrumentalisieren. 

Feinkost Claus
Dahlwitzer Str. 57
12623 Berlin
Telefon: 030 562 930 34
www.feinkostclaus.de
feinkostclaus@gmail.com

Ihr Catering- und Partyspezialist

Das Team sucht Unterstützung!
Wir stellen ein: Verkaufskraft (m/w/d)

Küchenhilfe (m/w/d)
Bei Interesse gerne melden per Telefon, 

E-Mail oder im Laden.
Öff nungszeiten: Di. - Fr. von 7 - 15 Uhr
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Finanzwissen: Neue Förderchance seit 1. Januar 2024
Holen Sie mehr aus Ihrem Gehalt! Beratungswochen bei der Sparkasse

mit einer besseren Förderung zur Vermö-
gensbildung angeregt.

Noch ein Tipp: Wer aufgrund der Ein-
kommensgrenzen keine Arbeitnehmer-
sparzulage erhalten kann, weil er über 
der liegt, kann für diese und weitere ei-
gene Einzahlungen die Wohnungsbau-
prämie beantragen. Auch hierfür gelten 
Einkommensgrenzen, die deutlich höher 
liegen.

Zusätzlich kann ab 2024 das Geld aus 
dem Wohnriester-Vertrag auch zur ener-
getischen Sanierung des Hauses genutzt 
werden. Bisher ging das nur fürs Bauen, 
Kaufen oder den altersgerechten Umbau. 
Künftig kann auch das genutzt werden, 
um zum Beispiel neue Fenster einzubau-
en oder die Fassade zu dämmen.

Beratung in jeder Geschäftsstelle der 
Sparkasse Oder-Spree. 
0335 5541-2020 | www.s-os.de.

Der Bau oder Erwerb der eigenen Im-
mobilie ist für viele die größte Investition 
ihres Lebens. Da zählt bei der Finanzie-
rung jeder Euro. Bausparende können 
Zuschüsse von Staat und Arbeitgeber 
nutzen, um für ihr Eigenheim zu spa-
ren oder bei der Finanzierung schneller 
schuldenfrei zu werden. Zu den mögli-
chen Förderungen gehören neben der 
Wohnungsbauprämie auch vermögens-
wirksame Leistungen (VL), Wohnriester 
und Arbeitnehmer-Sparzulage. Wer jetzt 
mit dem Bausparen beginnt, kann au-
ßerdem noch günstige Zinsen über die 
gesamte Kreditlaufzeit langfristig fest-
schreiben. 

Seit 1. Januar 2024 gibt es eine neue 
Förder-Chance. Die staatliche Förde-
rung für vermögenswirksame Leistungen 
wurde deutlich ausgeweitet. Seit Jahres-
beginn gelten neue erhöhte Einkom-
mensgrenzen für die Arbeitnehmer-Spar-
zulage. Sie wurden mehr als verdoppelt. 

Dadurch werden deutlich mehr Men-
schen durch die vom Arbeitgeber ge-
zahlten VL staatlich gefördert. Allein-
stehende erhalten die Zulage ab sofort 
bis zu einem zu versteuernden Jahres-
einkommen von 40.000 Euro statt bis-
her 17.900 Euro. Für verheiratete Paare 
wird die Einkommensgrenze von 35.800 
Euro auf 80.000 Euro angehoben. Da 
viele Sparer nun förderberechtigt wer-
den, ist das eine gute Nachricht für Bau-
sparer und Finanzierer, für Häuslebauer 
und Erwerber. Wichtig zu wissen ist, dass 
die neue Förderung sowohl für Neu- als 
auch Bestandsverträge gilt.

VL sind eine freiwillige Leistung der 
Arbeitgeber. Wer sie in einen Bauspar-
vertrag investiert und unterhalb der Ein-
kommensgrenzen verdient, bekommt 
auf Antrag als Sparzulage neun Prozent 
zusätzlich. Die jährlich maximal geför-
derte Sparleistung liegt bei 470 Euro. 
Bei zwei miteinander verheirateten oder 
verpartnerten Arbeitnehmerinnen oder 
Arbeitnehmern sind es 940 Euro. Das 
bedeutet, dass die maximale Sparzulage 
43 Euro bzw. 86 Euro beträgt, die so pro 
Jahr auf das Bausparkonto � ießt.

Wer keine VL erhält, kann die staat-

liche Zulage trotzdem voll nutzen. Der 
fehlende Betrag kann vom eigenen Ge-
halt durch den Arbeitgeber direkt auf das 
Bausparkonto überwiesen werden. Die 
Arbeitnehmersparzulage kann außer-
dem bis zu vier Jahre rückwirkend über 
die Steuererklärung beantragt werden, 
wenn die entsprechenden Einzahlun-
gen jeweils bis 31. Dezember auf dem 
Bausparvertrag eingegangen sind. Die 
Bonuszahlungen werden nach sieben 

Jahren gesammelt vom Finanzamt auf 
den Bausparvertrag ausbezahlt. Ist der 
Bausparvertrag zuteilungsreif, kann das 
Bauspardarlehen in Anspruch genom-
men werden. Die staatliche Förderung 
hilft so, den Bausparvertrag schneller zu 
besparen. Es ist geschenktes Geld, das als 
zusätzliches Eigenkapital für die Wun-
schimmobilie oder auch ein Moderni-
sierungsvorhaben zur Verfügung steht. 
Millionen Deutsche werden dadurch 

Rudolf-Breitscheid-Straße 24 (Rathausplatz)
15569 Woltersdorf • Tel.: 03362 88 62 680



Hilfe in Trauerfällen

Trauer

Bestattungshaus
Gerald Ramm
Tel. 03362 / 54 79
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KULTUR & FREIZEIT KULTUR & FREIZEIT
kennt, sind Schwarz und Weiß. Schwarz, 
das ist die Nacht, und Weiß, das ist der 
Tag. Ich bin Tag und Nacht. Wer mich eine 
Stunde begleiten will, soll mir willkommen 
sein.“
Geboren 1890 in Crossen an der Oder, 
gestorben 1928 schrieb sich Alfred 
Henschke – genannt KLABUND – in 
seiner Zeit in die erste Reihe deutscher 
Literaten. Freunde waren Frank Wede-
kind und Gottfried Benn, Brecht nahm 
Klabunds „Kreidekreis“ zur Vorlage sei-
ner Interpretation, mit Bloch und Hesse 
war er bekannt. Das Kabarett „Schall 
und Rauch“ wurde eine künstlerische 
Heimat.
Kulturhaus Alte Schule e.V. 
Rudolf-Breitscheid-Straße 27,  
15569 Woltersdorf, 
Telefon: 03362 / 93 80 39 
08.03., 19.00 Uhr, Kino & Pizza – 
„Frauen in Landschaften“, Eintritt frei.
Was verbindet politisch so unterschied-
lich verortete Frauen wie Manuela 
Schwesig von der SPD, Anke Dom-
scheit-Berg von Die Linke, Yvonne 
Magwas von der CDU und die ehema-
lige AfD-Funktionärin Frauke Petry? Es 
ist nicht nur die ostdeutsche Herkunft, 
sondern auch der gemeinsame Wunsch 
nach gesellschaftlichem Wandel und ei-
ner besseren Position für Frauen in der 
Politik.  

Gerhart-Hauptmann-Museum  
Erkner, G.-Hauptmann-Str. 1-2,  
Tel. 03362 / 36 63
Die Museumsverwaltung be� ndet sich 
zur Zeit in der Friedrichstraße 67 (ge-
genüber dem Rathaus). Hier können 
Sie zu den Geschäftszeiten Mo. - Fr. von 
10.00 - 15.00 Uhr sowie mittwochs bis 
17.00 Uhr die Eintrittskarten für unsere 
Veranstaltungen in Erkner (Bürgersaal, 
Heimatmuseum, Genezarethkirche) er-
werben.
13.03., 19.00 Uhr, Perlen der Klavier-
musik. (Konzert), Bürgersaal / Rathaus, 
Eintritt 7 €
Ein Klavierkonzert mit der Pianistin 
Gerlint Böttcher. Sie ist Gast auf vie-
len Konzertbühnen Europas, Amerikas 
und Asiens und konzertiert als Solistin 
renommierter Orchester. Sie spielt eine 
Auswahl großer Stücke der klassischen 
Musik. 
21.03., 19.00 Uhr, Alfred Henschke 
genannt Klabund. Ick baumle mit de 
Beene (Szenische Lesung), Bürgersaal / 
Rathaus, Eintritt 7 € Ein Abend mit Ga-
briele Streichhahn, Carl Martin Spengler 
und Ute Falkenau am Klavier. „Ich bin, 
da ich dies schreibe, siebenundzwanzig 
Jahre alt. Ich könnte aber auch schreiben: 
drei Jahre alt, oder: fünfzigtausend. Ich 
stamme irgendwo aus der Mark. Ich bin 
ein Preuße. Und meine Farben, die ihr Seniorenkalender

Beratung
Mobbingberatung 2024 
Gemeindezentrum der Evangelische 
Genezareth-Gemeinde Oikos 
Lange Straße 9, 15537 Erkner 
Anmeldung:
mobbingberatung@ev-kirche-erkner.de 
Termine jeweils von 16.00-17.30 Uhr
15. März 2024 
12. April 2024 
10. Mai 2024 
07. Juni 2024
Allen die von Mobbing betro� en 
sind, möchte ich Mut machen, etwas 
dagegen zu unternehmen. Mobbing 
schadet der geistigen, seelischen und 
körperlichen Gesundheit! So brauchen 
besonders Kinder und Jugendliche 
Unterstützung und auch Ermutigung 
durch die Eltern, dass sie das erfahrene 
Leid nicht hinnehmen müssen.  

Seniorenkalender
in der Turnhalle Brückenstraße 
25.03., 15.00 Uhr, Seniorengymnastik 
in der Turnhalle Brückenstraße 
28.03., 14.00 Uhr, Teenachmittag im 
Tre�  Straße der Jugend 28
Vorabinformation
24.04., Schi� skorso Waren (Müritz) 
Preis pro Person 84,00 €, (zu zahlen bis 
16.04.24)
GefAS Erkner e.V. 
Fichtenauer Weg 53,15537 Erkner 
Tel.: 0163 / 89 21 733 
Dienstags 10.00 bis 12.00 Uhr 
Seniorenakademie 
Kultur- und Erzählcafè „Pusteblume“ 
Und viele andere Angebote 

Volkssolidarität e.V.,  
Ortsgruppe Woltersdorf 
Tel. 03362 / 88 490 45
Jeden Mo. 14.00 Uhr, Rommé und 
Skat im AWO Seniorenclub Woltersdor 
Arbeiterwohlfahrt – Ortsverein –  
Rüdersdorf, Tel: 033638 / 60 637
Jeden Dienstag zum Markttag ist der 
Tre�  von 9.00 bis 11.00 Uhr geö� net 
11.03., 15.00 Uhr, Seniorengymnastik 
in der Turnhalle Brückenstraße 
14.03., 14.00 Uhr, Ka� eenachmittag 
im Tre�  Straße der Jugend 28 
16.03., 09.00 Uhr, Frühjahrsputz der 
Gemeinde – Tre� punkt im Tre�   
18.03., 15.00 Uhr, Seniorengymnastik 

Der Heimatverein Erkner e.V. trauert um

Peter Kracht
Mit ihm verlieren wir ein langjähriges Mitglied, das

den Verein in der „Dienstagsgruppe“ stets unterstützt hat.
Wir übermitteln unsere Anteilnahme an seine Angehörigen 
und werden Peter Kracht ein ehrendes Andenken bewahren.
Heimatverein Erkner e.V.
Hans-Peter Hendriks
Vorsitzender

Erkner, im Februar 2024

16.03., 18.00 Uhr, „Frühlings-Disko-
Tanzparty“ Eintritt 2€
Tanzt vorbei noch vor dem Mai zur 
Frühlingsdisko in unserem Kulturhaus 
Alte Schule. Wir spielen eure Lieblings-
musik! Die Bar ist geö� net. 
17.03., 10.00 Uhr, „Ostereier-Mal-
Marathon“  
Wer bemalt gerne Ostereier? Der- und 
diejenige ist am Sonntag, den 17. März, 
in der Alten Schule genau richtig! Wir 
laden ein zum „Mal-Marathon“. Start 
ist um 10 Uhr. Ausgeblasene Eier kön-
nen gerne mitgebracht werden. Die 
Eier-Kunstwerke werden anschließend 
die Bäume vor unserem Kulturhaus 
schmücken. Das Team der Alten Schule 
und Hildegard Mattenklott freuen sich 
auf zahlreiche kleine und große Mal-
Künstler.
Heimatmuseum und Heimatverein e.V. 
Erkner, Tel. 03362 22452, E-Mail: 
info@heimatverein-erkner.de
23.03., 11.00 Uhr, Heimatmuseum
Osterbasar des Heimatvereins Erkner
Kunsthandwerk, Ostergestecke, Oster-
basteln in der Scheune, Ostereiersuche 
für die Kleinen, Leckeres vom Grill & 
Räucher� sch und Zuckerkuchen aus 
dem Steinbackofen 

KULTUR & FREIZEIT

KA 06/24 erscheint 
am 20.03.24. 

Anzeigen- und 
Redaktionsschluss ist 
am 14.03.24, 12 Uhr.
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Glückwünsche
Der Heimatverein Erkner e.V. 
gratuliert am 03.03. Hans-Peter Hendriks, 
12.03. Renate Conradt, 14.03. Barbara 
Siebert, 15.03. Hans Ho�mann, 23.03.
Georg Petrick, 25.03. Marion Olitzsch, 
25.03. Irene Statnik, 28.03. Michael Ko-
lodzey, 30.03. Beatrix Nitze zum Geburts-
tag.
Die GefAS Erkner gratuliert am 01.03.
Erika Stürz, 11.03. Irmgard Mogel, 15.03.
Margarete Härtel, 21.03. Dieter Robbel, 
25.03. Marion Wabra, 26.03. Eva Knieling
zum Geburtstag.

Die Volkssolidarität Erkner gratuliert 
am 01.03. Erika Stürz, 16.03. Achim 
Rüde, 30.03. Christel Gaida zum Ge-
burtstag.
Die Ortsgruppe Woltersdorf der Volks-
solidarität gratuliert am 09.03. Peter 
Hochmuth, 11.03. Vera Gartenschläger, 
16.03. Helga Reichhardt, 26.03. Waltraud 
Ho�mann und 30.03. Reinhardt Groß-
kopf zum Geburtstag.
Die Freiwillige Feuerwehr Erkner gra-
tuliert im März Kamerad Ralf Harendt, 
Kamerad Carsten Rileit zum Geburtstag.

THOMANN Künstler Management GmbH 
präsentiert – auch als Geschenk für Ihre Liebsten!

Die Amigos gehen auch 2024 
auf große Deutschland-Tour!

Freitag 19.04.2024 | Cottbus | Stadthalle | 18.00 Uhr

V V K : Sc h l a g e r T i c k e t s . c o m ,  Co t t b u s  Se r v i c e  T e l .  0 3 5 5 - 7 5 4 2 4 4 4  
s o w i e  a n  a l l e n  b e k .  V V K - St e l l e n  o d e r  a b  1 7  Uh r  a n  d e r  T a g e s k a s s e .

Schon die erste Single-Auskopplung P h a r a o  des neuen Album lässt erahnen, wohin die Reise 
geht. Fast schon selbstverständlich, dass D i e  A m i g o s , Bernd und Karl-Heinz zusammen mit 
ihrer nicht minder erfolgreichen Tochter/Nichte Daniela Alfi nito auf der Tour ihre bekannten Hits 
bringen und ihren Fans wieder eine Show der ganz besonderen Art bieten.

Änderungen vorbehalten. Stand: 06.02.2024

Aus gegebenem Anlass möchte ich mich recht he	 lich bei
der Stadtverwaltung Erkner (dem Bürgermeister), 

der Sparkasse Erkner, der Punkt-Apotheke, 
dem Pfl egedienst Jager, Pfarrer Schwa	  

sowie allen Bekannten und Verwandten bedanken. 
Ein besonderer Dank geht an Frau Karin, für ihre Hilfe.

Helga Ernst

85.85.

SPIEL      HALLE
Exklusive Spielhalle mit gepfl egtem Ambiente 

und zuvorkommendem Service
Unsere Öffnungszeiten: 09.00 - 03.00 Uhr

Spielhalle Star
Fredersdorfer Straße 32a • 15370 Vogelsdorf

www.spielhallen-start.de  033439/ 16 30 04 An der B1 Vogelsdorf 
hinter ARAL & Burger King • A10 Abfahrt Hellersdorf

WIR SUCHEN:
freundliche, serviceorientierte und zuverlässige 

Mitarbeiter (m/w/d) in Voll- und Teilzeit (keine Aushilfen)

Spielspaß in modernem und 
hochwertigem Ambiente
Den Alltag hinter sich lassen und eintau-
chen in Spannung, Spaß und erstklassige 
Unterhaltung – dafür steht Spielhalle Star. 
Es erwartet Sie ein exklusives Ambiente, in 
dem Sie sich wohlfühlen und entspannen 
können.
Zum unserem Service gehören nicht nur 
Getränke und Snacks in Markenqualität, 
sondern auch unser stets aufmerksames 
Personal mit ausgezeichneter Service-Qua-
litäten.
Überzeugen Sie sich selbst von der Vielfalt 
unseres Serviceangebotes und genießen 
Sie die Zeit in den stilvoll eingerichteten 
Spielhallen Star.

„Viva la Musica“ 
in der ehem. Schlosskirche Schöneiche

Ein einzigartiger Nachmittag erwartet 
Sie am Samstag, 09. März 2024, um 
16.00 Uhr, in der ehemaligen Schloss-
kirche Schöneiche. Das Brandenburgi-
sche Konzertorchester Eberswalde prä-
sentiert unter der musikalischen Leitung 
von Urs-Michael �eus eine Mischung 
aus ruhigen, einfühlsamen Balladen und 
mitreißenden Songs unter dem Motto 
„Viva la Musica“ – Es lebe die Musik.
Erleben Sie Albert Parlows „Amboss-
Polka“, Giuseppe Verdis „Nabucco-Wal-
zer“ und weitere musikalische Späße wie 
„Die Rache des Kontrabasses“ und den 
„Viola-Helden“. Als Solist bei diesen be-
sonderen Konzerten erleben Sie den sin-
genden Weltenbummler Brendan Sliger 
mit „Puttin´ on the Ritz“ und „Unchai-
ned Melody“.
Seien Sie dabei, wenn es heißt: „Viva 
la Musica“, denn Musik be�ügelt den 
Geist des Menschen und erweckt die 
Lebensfreude in ihm.

Karten u. weitere Informationen unter: 
Heimathaus Schöneiche 
Tel. (030) 649 11 05 oder 649 33 25
Dorfaue 8, 
15566 Schöneiche
Eintritt: 18,00 Euro
- Änderungen vorbehalten -

5. XXL-Hoftrödel in Gosen
Traditionell wird im Frühjahr in Gosen 
wieder ein Hoftrödel statt�nden: 

am 25. und 26. Mai 2024 
Wer wieder auf seinem Grundstück 
mit Familie und/oder Freunden trö-
deln möchte, kann sich bis spätestens 
16. März anmelden, damit die Bewer-
bung der Aktion vorbereitet und in Zei-
tungen und im Netz koordiniert werden 
kann. 

Sprechen Sie auch Ihre Nachbarn oder 
Bekannte im Ort an, denn je mehr 
Grundstücke ihre Tore ö�nen, desto in-
teressanter ist es für Besucher!

Kontakt:
Karin Dombrowsky-Püschel
telefonisch oder per WhatsApp: 
0171 54 58 570  
oder per Mail: k.dombrowsky@gmx.de



Arbeitsmarkt

0172 3017139 oder dach.kuechler@t-online.de
15569 Woltersdorf

0172 3017139 oder dach.kuechler@t-online.de

WIR SUCHEN DICH! (m/w)

Du arbeitest gern im Freien? Du bist belastbar, zuverlässig und 

hast einen Führerschein? Quereinsteiger willkommen!
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MALER bietet von Schadstellenentfer-
nung, Tapezier-, Malerarbeiten, klei-
nere Spachtelausbesserungsarbeiten 
u.v.m. an. Zögern Sie nicht, rufen Sie uns 
an und lassen Sie Ihr Heim verschönern. 
Kostenlose Besichtigung und Termine 
auch kurzfristig nach Absprache. Tel.: 
0163-2 53 50 72, www.kleckscom.de, 
kleckscom@gmail.com

Dienstleistungen

Wir kaufen Wohnmobile + 
Wohnwagen 03944-36160 

www.wm-aw.de Fa.

An- und verkauf Dienstleistungen

RAUMDESIGN & HAUSMEISTER-
SERVICE KLECKSCOM bietet Tape-
zier- und Malerarbeiten, Bodenverlegear-
beiten, Entsorgungen, Entrümpelungen, 
Reparaturarbeiten, Gartenp�ege rund 
ums Haus (März-November) u.v.m. an. 
Zögern Sie nicht Tel. 0163-2 53 50 72, 
kleckscom@gmail.com, www.klecks-
com.de

Absender:

Name, Vorname

Straße

PLZ/Ort

Telefon o. E-Mail

Datum

Unterschrift

KLEINANZEIGE Privat:    9,50 €
Gewerblich: 18,00 € netto

Schicken Sie diesen Coupon an: Hauke-Verlag, Alte Langewahler Chaussee 44, 15517 Fürstenwalde

□ An- und Verkauf
□ Arbeitsmarkt
□ Bekanntschaften

□ Dienstleistungen
□ Immobilien
□ Suche

□ Tiere
□ Urlaub
□ Wohnungen

□ Verschenke (kostenlos)
□ Rahmen (+ 2,- €)

KA 06/24 erscheint am 20.03.24. 
Anzeigen- und Redaktionsschluss ist am 14.03.24, 12 Uhr.

Wohnungen

Dein Wasserhaus
in Grünheide - bietet reines Trink-
wasser für zu Hause und unter-

wegs. Trinkwasser aus Miniwas-
serwerken ohne Plastik, Gift usw.

Tel.: 03362 - 509 80 38 
Karl-Marx Straße 23

Arbeitsmarkt

Brenn-und Kaminholz, 25-50 cm gesiebt, 
BIG-PACK, Anlieferung möglich.
Tel.: 0171-44 100 33

Ingenieurbüro für Statik-
Projektierung-Bauanträge. 

Dipl. Ing. H. Schütz 
15537 Gosen · Am Müggelpark 29 

mail: schuetz@ibad-bau.de 
mobil: 0176-99 68 69 58

Haushaltshilfe (Reinigung und Bügeln) 
aus dem Raum Woltersdorf einmal wö-
chentlich für Privathaushalt/EFH ge-
sucht, angenehme Arbeitsbedingungen 
und gute Bezahlung zugesichert.
Tel.: 03362 / 88 967 49

2 Zimmer Wohnung in Erkner am Wasser
zu vermieten. Fahrstuhl, Bad, EBK, Fuss-
bodenheizung, Balkon. Kaltmiete 882 € /
Monat zzgl. Nebenkosten; 2 Kaltmieten 
Kaution. 
Henri Reinbold: 0172 / 82 580 41

Verm. 3-R.-Whg. in Altlandsberg OT 
Bruchmühle, 72 m², 1 Zimmer im Sou-
terrain, 590,- € NKM zzgl. 200,- € BK.
Tel.: 0176 / 51 64 51 95

Wer verschenkt Musikinstrumente? 
Tel. 0162/3 40 35 30

Privat kauft Antiquitäten aller Art und 
Kunst. Tel.: (030) 65 48 69 90

Wald-Wiese-Acker-
Baugrundstücke

Privat kauft Grundstücke aller Art in 
Erkner, Woltersdorf,

 Neu Zittau und Umgebung
Tel.: 030-65486990

Immobilien

Urlaub

Wer verschenkt

Tel.: 0174-910 08 20

- 120 m² Wohnfläche
- für bis zu 7 Personen
- 2 Schlafzimmer
- gr. Wohnzimmer mit Schlafcouch
- 2 Badezimmer
- große Seeterrasse

direkt am Malchiner See, 
Mecklenburgische Seenplatte

Großes Ferienhaus
in traumhafter Umgebung

Dienstleistungen
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Baumbesetzung in GrünheideMehrheit gegen Tesla-Erweiterung

Votum gegen wirtschaftliche Zukunft

Seit dem 28.02.24 werden im Wald 
in Grünheide Baumhäuser gebaut. Die 
Initiative „Tesla Stoppen“ kritisiert damit 
den geplanten Ausbau der Tesla Gigafac-
tory und setzt sich für eine sozial- und 
klimagerechte Mobilitätswende ein. 

Als ich im Radio hörte, dass Umwelt-
aktivisten ein Waldstück schützen, wel-
ches zur Erweiterung der Tesla-Autofa-
brik abgeholzt werden soll, war ich sehr 
dankbar. Es ist genug Schaden an un-
serer Umwelt angerichtet worden und 
das muss ein Ende haben. Ich überleg-
te, wie man die mutigen jungen Men-

schen,  die sich für unsere Mutter Erde 
einsetzen, Kälte und Regen trotzen, un-
terstützen kann. So kaufte ich Bananen, 
Mandarinen, Äpfel, Nüsse und Müsli-
riegel, wobei mir Manuela Heidler und 
meine Tochter Kristin halfen. Wir fuh-
ren bis zum Bahnhof Fangschleuse, wo 
man parken kann. Freundliche Leute 
begrüßten uns an einem Stand, und er-
klärten  uns den Weg zu den Baumhäu-
sern. Die Beschützenden emp�ngen uns 
mit Lächeln und Dankbarkeit. Vor Ort 
war Presse, rbb und Polizei in friedlicher 
Stimmung. Regina Fische

Die Grünheider Einwohner haben im 
Zuge einer Bürgerbefragung Ende Fe-
bruar mit 3499 Nein-Stimmen gegen 
eine Flächenerweiterung des Tesla-Wer-
kes in Grünheide gestimmt.

„Das „Nein zur Erweiterung“ ist ein 
historischer Sieg für den Wald- und 
Wasserschutz – nicht nur in Grünhei-
de, sondern auch für ganz Branden-
burg und Berlin“, sagt Manu Hoy-
er von der Bürgerinitiative Grünheide.
Das Wahlergebnis ist nicht bindend. 
Das Bündnis „Tesla den Hahn abdre-
hen“ fordert die Gemeindevertretung 
auf, gegen die Erweiterung stimmen. 
Auch das Land Brandenburg muss den 
demokratischen Willen achten und darf 

keine faulen Ausnahmegenehmigungen 
erteilen.

„Das Nein zeigt: Jetzt ist Schluss mit 
undemokratischen Ausnahmegenehmi-
gungen und dem skandalösen Hinweg-
sehen über Umwelt- und Arbeitsverstö-
ße. Jetzt heißt es: Tesla ganz den Hahn 
abzudrehen!“ sagt Lou Winters, Berli-
ner Aktivistin für Klimagerechtigkeit.

„Unser Protest und das Wahlergeb-
nis zeigen deutlich: Wassergerechtigkeit 
statt Konzernpro�te. Wir sind für ein Ja 
zur demokratischen Planung der Was-
sernutzung und Produktion in Grün-
heide, für eine Mobilitätswende und 
Wassergerechtigkeit“, sagt Sahra, eine 
Potsdamer Aktivistin der Gruppe LEA.

Der IHK-Hauptgeschäftsführer, 
Gundolf Schülke sagt zum Ergebnis der 
Befragung der Grünheider zu den Erwei-
terungsplänen der TESLA-Fabrik: „Das 
Votum gegen die Erweiterung der Tes-
la Gigafactory ist ein Votum gegen die 
wirtschaftliche Zukunft unseres Landes. 
O�enbar ist zu wenigen klar, welch ein 
enormer Wirtschaftsmotor dieses Vorzei-
geprojekt weltweit ist. Und es ist o�enbar 
zu wenigen bewusst, wie abschreckend 
diese Ablehnung für potenzielle interna-
tionale Investoren ist – gerade jetzt, wo 

Deutschlands Wirtschaft und besonders 
die Industrie schwächeln. Leider ist es we-
der Kommune, Politik noch Unterneh-
men gelungen, die Chancen der Erwei-
terungspläne aufzuzeigen. Wir ho�en, 
dass dieses Votum nicht zu einem abrup-
ten Abbruch der Werksentwicklung führt 
und die Verantwortlichen eine zukunfts-
taugliche Entscheidung tre�en. Wert-
schöpfung aus Industrie entfaltet sich 
über Jahrzehnte. Industrieentwicklung 
ist kein Spurt, sondern ein Marathon.“

IHK Ostbrandenburg



Fußball in
ERKNER

100 Jahre FV Erkner 1920 e.V.   
„Wir bewegen mehr als Bälle“

Männer mit Sieg und Pech

Danach liefen die Landesligisten auf, 
die Union Fürstenwalde II zu Gast hat-
ten. In einem Spiel auf Augenhöhe war 
es Karam Almaliji, der Erkner in Minu-
te 25 nach einer Ecke in Führung brach-
te. Die Schlussphase hätte spannender 
nicht sein können. In der Nachspielzeit 
erzielte Manuel Radke für Fürstenwalde 
den Ausgleich. 

Der Schiedsrichter ließ das Spiel noch 
einmal anstoßen und der letzte Angri�  
für Erkner startete. Erneut war es Karam 

Almaliji, der Erkner in der 96. Minute 
unter großem Jubel zum 2:1 Sieg ver-
half. 

Am 16. März 2024 empfängt Erkner 
um 15 Uhr den VfB Hohenleipisch.

Bei den 35er lief es am letzten Sonntag 
auch rund. Gegen Blau-Weiß Marken-
dorf holten die Herren einen deutlichen 
7:2 Sieg und verteidigten damit die Ta-
bellenführung. Für Erkner trafen 4x Ka-
ram Almaliji und 3x Falko Althaus.Nachwuchs

Im Test gegen SC Borussia Friedrichs-
felde II holte sich die E2-Jugend noch-
mal Selbstvertrauen. Mit einem deut-
lichen 0:6 gewannen die Kids durch 

clevere Spielzüge und einem guten Mit-
einander. Am nächsten Wochenende 
geht es auch für die Nachwuchsmann-
schaften wieder in die Rückrunde. 

Die zweite Männermannschaft konn-
te in der Rückrunde bisher noch nicht 
punkten. Um so erfreulicher war der 
deutliche Sieg gegen die Oderländler 
von Rot-Weiß Reitwein. Bereits nach 
zwei Minuten klingelte es im Gästetor 
durch den Tre� er von Armin Schaller. 

In Minute 25 und 29 erhöhten Jo-
hannes Sendzek und Benjamin Bock 

die Führung für Erkner. Die Erknera-
ner dominierten das Spiel. In der 62. 
Minute traf Stanislav Jonas Catholy 
zum 4:0. Nachdem Erkner in Gedan-
ken schon in der Kabine war, kamen 
die Gäste kurz vor Schluss noch zum 
Ehrentre� er. 

Am 16. März hat Erkner II dann die 
SpG Tauche / Ahrendsdorf zu Gast.
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Die Entscheidung zur aktiven Weiterent-
wicklung der Führungsqualitäten markiert 
für die Docemus der beruflichen Identität 
der Leitungsteams an den Standorten und 
zur Integration neuester Erkenntnisse in 
den unternehmensinternen Führungsprak-
tiken.

„zusammenWachsen“ nennt sich das 
Programm, an dem Docemus als Teil der 
unternehmensweiten Strategie zur konti-
nuierlichen Qualitätssteigerung teilnimmt. 
Dort bietet sich den Führungskräften eine 
Vielzahl von Schulungen, Workshops und 
Austauschmöglichkeiten. Der Fokus liegt 
dabei auf der Entwicklung maßgeschnei-
derter Führungskompetenzen, um die 
dynamischen Herausforderungen der Bil-
dungslandschaft noch besser navigieren zu 
können.

Die inhaltlichen Schwerpunkte liegen auf 
der Entwicklung einer neuen Art, Personal-
führung zu interpretieren. Es geht um ein 
wertschätzendes Miteinander, empathische 
und klare Kommunikation. Das Personal 
soll gemeinsam Ziele entwickeln und ei-

Konstante Qualitätssteigerung – 
Docemus setzt neue Maßstäbe in der Führungskräfteentwicklung

gene Interessen einbringen – alles mit dem 
Ziel, als Gemeinschaft das Konzept von 
Docemus zu leben. Dabei ist ausdrücklich 
erwünscht, dass eigene Interessen im Sinne 
der Unternehmens-DNA zielführend ein-
gesetzt werden. Das Resultat: ein Kollegi-
um, das gern zur Arbeit geht, sich gesehen 
und gehört fühlt, viel Eigenverantwortlich-
keit mitbringt. Am Ende profitieren vom 
Schüler bis zur Geschäftsführung alle von 
dieser Art des Miteinanders.

Zuletzt kam es in Form eines internatio-
nalen Austauschs zum Treffen mit nieder-
ländischen Schulleitungen. „Das Treffen 
war sehr ergiebig und aufschlussreich“ 
berichtet Sandra Steinfurth, die Schullei-
terin des Docemus Campus Blumberg. 
„Unsere Tandempartner, die in den Nie-
derlanden „Master Education Leadership“ 
studieren, sehen ähnliche Möglichkeiten 
in ihrem beruflichen Alltag – uns eint die 
Erkenntnis, dass es einen großen Mehrwert 
liefert, wertschätzend zu kommunizieren 
und zu arbeiten.“ In der Besichtigung des 
Campus wurden viele Gemeinsamkeiten 
gefunden, aber auch Entwicklungschancen 
und bereits sehr gut funktionierende Berei-
che entdeckt. „Besonders im Bereich des 
Miteinanders im täglichen Kontext Schule 
machen wir bereits vieles richtig. Auch die 
fortlaufende Digitalisierung des Lernpro-
zesses funktioniert bereits sehr gut“, so Frau 
Steinfurth weiter. Ein großer Mehrwert sei 
auch der Austausch zur Führung von Perso-

nalgesprächen gewesen. Sie bieten die ideale 
Bühne, um die Basis für eine wertschätzen-
de Kommunikation zu legen.

Silke Lubitz, stellvertretende Direktorin 
des Campus Neu Zittau, war ebenfalls am 
Austausch beteiligt. Im Dialog mit ihren 
Tandempartnern wurde deutlich, wie fort-
schrittlich Docemus daran arbeitet, das pä-
dagogische Konzept als Team zu leben und 
weiterzuentwickeln. Dafür sei besonders 
entscheidend, das Kollegium mit auf die 
Reise zu nehmen und ihnen Angebote zur 
Mitgestaltung zu machen.

Der Kern des Austauschs liegt darin, im 
Dialog bewährte Prozesse weiterzuentwi-
ckeln und offen für Innovationen zu blei-
ben. Dabei wird ein starkes Netzwerk von 
Gleichgesinnten aufgebaut und damit auch 
der Gedanke, in Zukunft gemeinsam die 
Bildungslandschaft zu gestalten.

„Mindful Leadership“ ist nicht nur ein 
Gedanke, sondern eine Verpflichtung von 
Docemus, auch weiterhin transformative 
Veränderungen auf individueller und unter-
nehmensweiter Ebene zu bewirken. Durch 
die gezielte Entwicklung der Leitungsteams 
streben unsere Standorte danach, nicht nur 
die Qualität der Schulen zu steigern, son-
dern auch einen nachhaltigen positiven 
Einfluss in der globalen Bildungsgemein-
schaft auszuüben. Die seit Jahren vielfältig 
stattfindende Weiterbildung, an der führen-
de Persönlichkeiten aller Standorte beteiligt 
sind, stellt dabei eine wichtige Säule dar.

Während die Direktorate der Standorte 
den Startschuss gegeben haben, wird auch 
das erweiterte Führungsteam der Cam-
pusentwickler zukünftig die Gelegenheit 
zur Partizipation und Mitwirkung haben. 
Die Teilnahme am Leadership-Programm 
bietet nicht nur eine einzigartige Chance 
zur persönlichen und professionellen Wei-
terentwicklung, sondern unterstreicht auch 
die Ambition von Docemus, Qualitätsma-
nagement und -entwicklung in allen Be-
reichen zu leben – von der Führungsriege 
hinein in jede Unterrichtsstunde.

www.docemus.de

Mitarbeiter (m/w/d)
Marketing

(Presse/Öffentlichkeitsarbeit)

werden Sie 
Teil unseres 

Teams

Unsere Stellenausschreibungen finden Sie unter:
docemus.de/karriere

Die Docemus Privatschulen suchen für den Standort 
Grünheide einen kommunikativen Menschen mit Organisationstalent, 

der als Bildungsbotschafter in unserem Namen unterwegs ist. 

Sie haben Erfahrung im Marketing und können sich mit uns 
und unserem Schulkonzept identifizieren. Dann freuen 

wir uns über Ihre Bewerbung.
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Hoppegartener Strasse 47 • 15366 Hoppegarten

Tel.: 03342 / 30 96 10 • E-Mail: info@amsico.de

lsfb stärkt seit 20 Jahren Ehrenamt und 
Engagement in Kita- und Schulfördervereinen

Der Landesverband der Kita- und 
Schulfördervereine Berlin-Brandenburg 
e.V. (lsfb) feiert sein 20-jähriges Beste-
hen mit einem Aktionstag am 16. März 
2024 in Potsdam. Ein buntes Programm 
mit Workshops, Kinderaktionen und 
der Verleihung des Anerkennungsprei-
ses 2024 „Stark durch Teilhabe“ an vier 
Brandenburger Kita- und Schulförder-
vereine rückt das Wirken der Kita- und 
Schulfördervereine und des Landesver-
bands für Chancengerechtigkeit und 

beste Bildung in den Mittelpunkt.
Ehrenamtliches Engagement ist un-

ersetzlich, hilft unbürokratisch und 
stärkt die Gemeinschaft vielfältig und 
nachhaltig. Im Bildungsbereich ist seit 
Jahren die Bereitschaft groß, sich für 
Chancengerechtigkeit und Teilhabe 
zu engagieren. Der im März 2004 ge-
gründete Landesverband der Kita- und 
Schulfördervereine Berlin-Brandenburg 
e.V. (lsfb) steht den Engagierten in den 
Fördervereinen mit Quali� zierungen, 

fachlichen Beratungen und Service-
leistungen zur Seite. Inzwischen sind 
knapp 860 Fördervereine Mitglied im 
Landesverband, rund 74.000 Menschen 
gehören damit dem Landesverband an.

Ehrenamtlich Engagierte leisten eine 
wertvolle Arbeit für Kinder und Jugend-
liche und deren Bildung. Die Förder-
vereine unterstützen die pädagogischen 
Fachkräfte an ihrer Kita oder Schule 
durch kulturelle, sportliche und demo-
kratiefördernde Aktivitäten, sie beteili-
gen sich an Projekten zu Nachhaltigkeit 
und Umweltschutz, sie organisieren 
Feste … „Kita- und Schulfördervereine 
erö� nen Kindern und Jugendlichen zu-
sätzliche Erprobungs- und Erfahrungs-
räume und stärken die Partizipation am 
Kita- und Schulleben. Sie erzielen eine 
wichtige und in diesen Zeiten dringend 
notwendige gesellschaftliche Wirkung“, 
unterstreicht lsfb-Geschäftsführerin Dr. 
Claudia Nickel.

Das Land Berlin unterstützt die Arbeit 
des Landesverbands mit bis zu 250.000 
Euro jährlich, um das Ehrenamt zu be-
gleiten. „Es ist wichtig, eine übergrei-
fende Struktur wie den Landesverband 
über Haushaltsmittel � nanziell zu för-
dern, um unsere Angebote nachhaltig 
zu sichern“, bekräftigt lsfb-Vorsitzen-
der Andreas Kessel. „Wir empfehlen 
auch der Brandenburger Politik das 
Bildungsengagement mit Haushalts-

mitteln in Höhe von 100.000 Euro zu 
stärken.“

Wir laden Sie herzlich zu diesem Ak-
tionstag ein! Anmeldung und weitere 
Informationen zum Programm unter: 
https://lsfb.de/aktionstag-20-jahre/
Über den lsfb

Der Landesverband der Kita- und 
Schulfördervereine Berlin-Brandenburg 
e.V. (lsfb) ist die Spitzenorganisation 
der Berliner und Brandenburger Kita- 
und Schulfördervereine. Das Haupt-
ziel des Verbandes ist die Verankerung 
und Stärkung des zivilgesellschaftlichen 
Bildungsengagements und der ehren-
amtlichen Arbeit im frühkindlichen 
und schulischen Bildungsbereich. Seit 
2004 unterstützt der lsfb die Gründung 
und Professionalisierung von Kita- und 
Schulfördervereinen und trägt in Zu-
sammenarbeit mit ihnen maßgeblich 
zur ideellen, praktischen und � nanziel-
len Unterstützung von Kitas und Schu-
len bei der Erfüllung ihrer Erziehungs-, 
Bildungs- und Ausbildungsaufgaben 
bei. Derzeit hat der lsfb 859 Mitglieds-
vereine, davon 259 im Land Branden-
burg. Rund 74.000 Menschen gehören 
damit dem Landesverband an.

https://www.lsfb.de/
https://www.instagram.com/lsfb_ev/
https://www.facebook.com/Landesver-
bandKitaUndSchulfoerdervereine/

Schachtabdeckungen werden angepasst
Der Wasserverband Strausberg-Erkner 

(WSE) hat das Unternehmen Straßen- 
und Umwelttechnik GmbH (SUT) aus 
Arnschwang beauftragt, die Höhen von 
Schachtabdeckungen anzupassen.

In Erkner sind die Schächte in Höhe 
der Neu Zittauer Straße 54 und im 
ovalen Kreisverkehr der Friedrichstra-
ße betro� en. Die Fach� rma benötigt je 
Schacht um die 60 Minuten Zeit, um 
diesen zu reparieren. Die Arbeiten � n-
den bis zum 15. März 2024 statt.

Die Baumaßnahme hat zur Folge, 
dass es während der Arbeiten zu Ver-

kehrseinschränkungen kommt. Es wird 
eine halbseitige Sperrung des Verkehrs 
geben. Auf Grund des hohen Verkehrs-
aufkommens in diesen beiden Bereichen 
werden die Arbeiten wochentags von 
9.00 bis 14.00 Uhr oder idealerweise am 
Wochenende durchgeführt. Eine sichere 
Führung der Fußgänger und Radfahrer 
auf dem Geh- und Radweg sind zu ge-
währleisten.

Die Stadtverwaltung Erkner bittet alle 
Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrs-
teilnehmer, sich auf diese Baumaßnah-
me einzustellen.
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KÜCHEN
PAULE KP

K  Ü  C  H  E  N  S  T  U  D  I  O

• Qualität und Service zum besten Preis 
• Beratung bei Ihnen zu Hause 

• Vom Angebot bis zur Fertigstellung, 
        Ihr Ansprechpartner für alle Fälle

Schöneicher Allee 1 • 15370 Fredersdorf-Vogelsdorf • 0151/72 19 44 58 • www.kuechen-paule.de

Chausseestraße 55 . 15518 Langewahl
Telefon: 01514 033 59 21
Email: florian.poeschke@web.de

Leistungsübersicht

.  Planung und Installation 

von elektro- und sicherheits-

technischen Anlagen 

. Einbruchmeldeanlagen 

. Hausalarmanlagen 

. Videoüberwachungsanlagen 

. Polleranlagen

Telefonische Erreichbarkeit 
Mo-Do 15-17 Uhr und Fr 08-12 uhr

Ich mache mich für 
IHRE SICHERHEIT mobil!

     

seit 1990

für Sie da!

SPD-Fraktion einstimmig für Rekordinvestitionen in Erkner
Am 29. Februar wurde in der Sitzung 

der Stadtverordnetenversammlung der 
Haushalt 2024 mit Investitionsplanung 
der Jahre 2024 bis 2027 beschlossen. 

Dazu Jörg Vogelsänger, als Mitglied 
im Finanzausschuss: „Alle 8 Mitglieder 
der SPD-Fraktion haben dem Stadt-
haushalt 2024 zugestimmt. Dafür gibt 
es viele gute Gründe. Wir haben uns 
gemäß Prioritätenliste insgesamt für die 
nächsten vier Jahre über 27 Millionen 
Euro Investitionen vorgenommen, da-
von über 16,5 Millionen Euro in den 
Bildungsstandort Erkner. Dazu kom-
men Millionen Investitionen in den 
Standort Gerhart-Hauptmann-Muse-
um, die Infrastruktur und Mittel für ein 
neues Feuerwehrfahrzeug.“

Zum Schwerpunkt Bildung im Erk-
neraner Stadthaushalt erklärt die SPD-
Fraktionsvorsitzende Jana Gruber: „Das 
größte Projekt ist der geplante Neubau 
einer Dreifeld-Schulsporthalle an der 
Löcknitz-Grundschule. Mit derzeit ver-
anschlagten 9.000.000€ wäre dies die 
größte Investition der Stadt Erkner seit 
der Wende. Die neue Halle soll auch 
die Möglichkeiten des Vereinssportes 
verbessern.

Unsere Löcknitz-Grundschule soll 
nach unserem Willen für 7.400.000 
Euro in Massivbauweise erweitert 
werden. Dazu gehören neue Fachräu-
me, Räume für das Kollegium an der 
Grundschule und gemeinsame Aufent-
haltsorte, zum Beispiel für das Durch-
führen einer Vollversammlung der 
Schülerschaft.“

Unser Stadtverordneter Ronny Wutt-
ke ergänzt: „Die Löcknitz-Grundschule 

wird gebeten, das Ganztagschulkonzept 
mit der Zielstellung der Verabschiedung 
im Jahr 2024 zu erarbeiten. Zudem 
wollen wir in diesem Jahr 120.000 Euro 
in unseren Jugendclub investieren.“

Zu den Bereichen Ordnung und Si-
cherheit die Stadtverordneten Lothar 
Eysser und Jan Landmann: „Für die 
Freiwillige Feuerwehr Erkner ist die 
Ersatzbescha� ung eines Feuerwehr-
fahrzeuges geplant. An dieser Stelle ein 
großer Dank an die Kameradinnen und 
Kameraden für ihren Einsatz. Wir set-
zen uns zudem für eine Videoüberwa-
chung am Bahnhof Erkner ein.“

Zum Komplex Infrastruktur führen 
die Stadtverordneten Wolfgang Tro-

gisch, Ronny Ertelt und Peter Catholy 
aus: „Am Bahnhof Erkner entsteht ein 
neuer „Bike and Ride“ mit direktem 
Zugang zum Berliner Bahnsteig. Für 
die Buchhorster Straße und Scharn-
weber Straße ist die Sanierung geplant. 
Von der LED Umstellung unserer Stra-
ßenbeleuchtung pro� tieren Mensch 
und Umwelt.“   

Die Stadt Erkner geht mit den aktuel-
len Haushalten bis an die Grenzen der 
� nanziellen Möglichkeiten. Die Um-
setzung der Maßnahmen werden Bil-
dungschancen und die Lebensqualität 
weiter verbessern.

Jana Gruber, 
SPD-Fraktionsvorsitzende Erkner 

Jörg Vogelsänger, 
Mitglied im Finanzausschuss

Alle SPD-Stadtverordneten haben dem Zukunftshaushalt 2024 der Stadt Erkner zugestimmt. Ronny Wuttke, 
Lothar Eysser, Jörg Vogelsänger, Jana Gruber, Ronny Ertelt, Jan Landmann, Peter Catholy, Wolfgang Trogisch 
(von links)

Wir wollen die Erweiterung der Löcknitzgrund-
schule in Massivbauweise für 7,4 Millionen Euro

Der Bahnhof Erkner ist immer wieder Investitions-
schwerpunkt. Jetzt soll ein neuer Bike+Ride mit di-
rektem Zugang zum Berliner Bahnhof für fast 1,6 
Millionen Euro gebaut werden. Das Projekt wird mit 
879.000 Euro vom Land Brandenburg unterstützt.
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Arbeitseinsatz in der Bahnhofsiedlung
Am 02. März 2024 war es wieder so-

weit. Die Interessengemeinschaft Bahn-
hofsiedlung (IBS) lud zum diesjährigen 
Frühjahrsputz auf den Rund ein. Bei 
strahlendem Sonnenschein und besten 

Arbeitstemperaturen folgten dem Auf-
ruf über 50 arbeitswillige Anwohner von 
klein bis groß. Ziel war es, das Schnitt-
gut des bereits gerodeten Rodelbergs zu 
verarbeiten. Dieser lud nun nach fast 20 

Jahren Wildwuchs endlich wieder zum 
Rodeln ein. Das Schnittgut wurde durch 
die � eißigen Helfer sauber aufgeschich-
tet und zu einer Benjeshecke verarbeitet. 
Die Stadt Erkner setzte dazu im Voraus 
bereits die Stabilität bringenden Robini-
enpfosten. Diese wurden nun mit dem 
herumliegenden Laub und Astwerk 
gefüllt. Dank der vielen Helfer war die 
Arbeit nach 3 Stunden bereits erledigt. 
Anschließend wurde bei einer frischen 
Bratwurst vom Grill die geleistete Ar-
beit begutachtet, neue Nachbarschafts-
kontakte geknüpft und erste Ideen für 

den nächsten Arbeitseinsatz im Herbst 
gesammelt. Hiermit möchten wir uns 
noch einmal bei allen Helfern und der 
Stadt Erkner für den gelungenen Vor-
mittag bedanken.

Interessierte sind anlässlich des 105-jäh-
rigen Bestehens der Bahnhofsiedlung 
vom 09.04. bis zum 14.04.2024 in der 
Zeit zwischen 10 und 18 Uhr sehr gern 
eingeladen, die Ausstellung über die 
Bahnhofsiedlung im Semnonenring 43 
zu bestaunen und sich über ihre lange 
Geschichte zu informieren.

Der Sprecherrat der IBS

Beisitzer für Wahlvorstände 
gesucht

Die Stadt Erkner benötigt für die am 
9. Juni 2024 statt� ndenden verbunde-
nen Kommunal-, Kreistags- und Euro-
pawahlen eine Vielzahl von Beisitzern 
für die Wahlvorstände.

Unterstützen Sie unsere Stadt bei der 
Durchführung der Dreifachwahl am 9. 
Juni 2024. Sie sind maßgeblich wäh-
rend der Ö� nungszeiten in einem der 
9 Wahllokale für den reibungslosen Ab-
lauf der Wahlhandlung mitverantwort-
lich und helfen im Anschluss bei der 
Stimmenauszählung oder wirken aktiv 
bei der Auszählung der Briefwahlunter-
lagen in einem unserer 4 Briefwahlloka-

le der Stadt mit. Für Ihre Tätigkeit am 
Wahltag erhalten Sie als Beisitzer in den 
Wahlvorständen ein Erfrischungsgeld in 
Höhe von 100,00 Euro.

Wir freuen uns auf Ihr Engagement.
Wahlberechtigte Personen, die diese 

ehrenamtliche Aufgabe übernehmen 
möchten, können sich telefonisch unter 
03362 795222, persönlich im Rathaus, 
per E-Mail an wahl@erkner.de oder 
online auf der Homepage der Stadt Er-
kner melden. Die Bereitschaftserklärung 
nimmt auch jedes Ressort gerne entge-
gen. Henryk Pilz

 Bürgermeister
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Gratis testen! Jetzt neu in Bad Saarow! 
Beckenbodentraining – einfach wie nie!

Stärkung der Beckenbodenmuskulatur durch elektromagnetische 
Impulse . Stärkt die Coremuskulatur . Beugt Harninkontinenz vor .

Schwangerschaftsrückbildung . Erhöht die Libido

Buchen Sie eine Probebehandlung, 
kostenfrei und unverbindlich inkl. Beratung! 

28 Minuten völlig bequem und in Ihrer normalen Straßenbekleidung.

Pro�tieren Sie von meiner langjährigen Erfahrung als Trainerin für Prävention 
und Fitness. Ich freue mich auf Sie! Ihre Sabine Fischer

EVIEVA EMP GUTSCHEIN
für 1x EMP Chair-Behandlung

Online-Terminkalender


Mehr Informationen



Studio Bad Saarow Studio Berlin Friedrichshagen
Fürstenwalder Chaussee 3 Fürstenwalder Damm 478
15526 Bad Saarow 12587 Berlin www.emp-beckenboden.com
Tel.: 033631 64 77 79 Tel.: 030 65 07 51 91 Email: info@evieva.de

Karnevalsfeier am 12.02.2024 im 
„Haus am Peetzsee“

Grünheide. Dieses Jahr konnten sich 
die Bewohnerinnen und Bewohner so-
wie deren Angehörigen unbeschwert 
auf die „fünfte Jahreszeit“ freuen und 
die närrischen Tage genießen. Entspre-
chend wurde dann auch in der Senio-
ren-Residenz „Haus am Peetzsee“ am 
12.02.2024 gefeiert. 

Die Alloheim Senioren-Residenz 
„Haus am Peetzsee“ wurde aufwendig 
dekoriert, um den Seniorinnen und 
Senioren sowie deren Karnevalsgästen, 
eine feierliche Atmosphäre zu bereiten. 
Bunte Luftschlangen, Konfetti, Mas-
ken und viele karnevalstypische Deko-

rationen schmückten die Einrichtung 
und trugen zur Feierlaune bei. Da nicht 
alle Bewohner über einen Fundus an 
Karnevalskostümen verfügen, wurden 
Faschingsaccessoires seitens des Heims 
bereitgestellt, von denen sich die Be-
wohner etwas aussuchen konnten. „Vie-
len unserer Seniorinnen und Senioren 
liegt Karneval sehr am Herzen, da die 
Stimmung jedes Jahr sehr ausgelassen 
ist und der Spaß an erster Stelle steht. 
Entsprechend gaben das Team und ich 
alles, um wieder wundervolle Festtage 
zu garantieren.“, setzte sich Julia Stein 
(Leitung Soziale Betreuung) zum Ziel.“

Gesundheit, Bewegung und 
Gemeinschaft

Dass sportliche Betätigung �t und 
jung hält, ist allgemein bekannt. Doch 
leider hält die „moderne Lebenseinstel-
lung“ viele Menschen davon ab, sich in 
der verbleibenden Freizeit zu bewe-
gen. Dennoch sollte jeder erwachsene 
Mensch und insbesondere Berufstätige 
ohne körperliche Bewegung, den in-
neren Schweinehund überwinden und 
sich auf irgendeine Art �t halten. 

Das Problem der mangelnden Be-
wegung veranlasste Sabine Fischer, 
sich intensiv dem sportlichen Gesund-
heitsbereich zu widmen. Zahlreiche 
Quali�zierungsmaßnahmen zur Gerä-
tetrainerin, Reha-Übungsleiterin mit 
dem Zerti�kat der RSD (Reha-Sport-
Deutschland), Ernährungsberatung 
oder letztendlich auch zur Fitness-
Trainerin waren der Grundstein für 
den 2005 erö�neten Frauensportclub 
EVIEVA in Berlin-Friedrichshagen. 

In gemeinschaftlicher Runde bei gu-
ter Laune und mit Musik, aber unter 
persönlicher Betreuung trainieren im 
EVIEVA Club junge und auch älte-
re Frauen im Alter von 17-89 Jahren 
gemeinsam im Ganzkörpertraining 
mit hydraulischen Geräten. Ebenfalls 
besteht die Möglichkeit einer Lym-
phmassage zur Aktivierung des Sto�-
wechsels, der Stressbewältigung oder 

als Anti-Cellulite Anwendung. Das im 
EVIEVA Konzept enthaltene Ernäh-
rungsprogramm kann von den Kran-
kenkassen gefördert werden. 

Nach dem Motto, wer rastet – der 
rostet, suchte die agile Inhaberin neue 
Anwendungsmöglichkeiten zur Ge-
sundheitsförderung ihrer Mitglieder. 
Nach erfolgter Quali�zierung, mit 
der abschließenden Zerti�zierung zur 
Anwendung eines EMS-Chair, besteht 
seit 2022 die Möglichkeit einer Mag-
netwellentherapie für den Beckenbo-
den. 

Diese neue Form als Trainingseinheit 
ist wissenschaftlich erprobt und hat 
sich bei den teilnehmenden Frauen, 
aber auch Männern, im Club bestens 
bewährt. So konnte durchaus beobach-
tet werden, dass sich bei den Männern, 
auf Grund der hormonellen Struktur 
und der genetischen Position schneller 
ein positives Ergebnis zeigte. Durch 
Zufall ergab sich für die seit 2017 in 
Rietz-Neuendorf wohnende Sabine die 
Chance, im Januar ein Studio für die 
EMP-Behandlung in Bad-Saarow zu 
erö�nen.

Für seelisches und körperliches 
Wohlbe�nden – Sabine freut sich auf 
Sie als Besucher und heißt Sie recht 
herzlich willkommen.

Andreas Heibuch 
Bürgermeisterkandidat für Gosen-Neu Zittau

Seit 2014 ist Andreas Heibuch stell-
vertretender Bürgermeister von Gosen-
Neu Zittau. Als parteiloser Abgeord-
neter gehört er bereits seit 2008 der 
Gemeindevertretung an. Bürgermeister 
�omas Schwedowski tritt nach zwei 
Wahlperioden aus persönlichen Grün-
den nicht mehr an. In seiner Zeit als 
Bürgermeister wurde viel erreicht. Die 
Infrastruktur wurde verbessert, so dass 
es kaum noch Sandstraßen in der Ge-
meinde gibt. Der Schulcampus wurde 

kontinuierlich weiterentwickelt. Neu 
Zittau hat jetzt ein Gemeindezentrum.  

„Die erfolgreiche Entwicklung soll 
fortgesetzt werden. Dafür ist Andreas 
Heibuch der beste Kandidat. Deshalb 
hat die SPD in Gosen-Neu Zittau ihn 
als Bürgermeisterkandidaten aufge-
stellt.“, so Jörg Vogelsänger, Vorsitzen-
der des SPD-Ortsvereins.   

Andreas Heibuch wohnt seit seiner 
Geburt im Jahr 1970 in Neu Zittau. 
Dem Kaufmann ist es zu verdanken, 
dass es mit dem Textilhaus eine Ein-
kaufsmöglichkeit mit Post�liale weiter 
in Neu Zittau gibt. Für ältere Men-
schen ist das von besonderer Bedeu-
tung. Es ist „nicht nur“ eine Möglich-
keit zum Einkauf, sondern auch ein 
Tre�punkt zur Kommunikation.

Zu seiner Motivation einer Kandi-
datur für den Bürgermeister Andreas 
Heibuch:

„Ich sehe in dieser Aufgabe eine große 
Chance, mit Ausdauer und Kreativität 
die Möglichkeiten des Amtes als ehren-
amtlicher Bürgermeister zu nutzen, um 
in Zusammenarbeit mit allen Gemein-
devertretern die Entwicklung unserer 
Gemeinde positiv zu beein�ussen und 
mit immer einem „o�enen Ohr“ um-
setzbare Lösungen zu �nden.“
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Brief an die Bundesregierung
Der Kreistag möge beschließen:

(1) Der Kreistag beschließt den Brief an 
die Bundesregierung

(2) Der Landrat wird beauftragt, den 
Text des Briefes als Position des Landkrei-
ses an den Bundeskanzler und die Mitglie-
der der Bundesregierung zu übermitteln.

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,
sehr geehrte Mitglieder der Bundesregie-

rung, als politische Vertreter des Landkrei-
ses Oder-Spree ist es unser oberstes Ziel, 
den Einwohnern eine lebenswerte Umge-
bung zu scha�en - durch Gestaltung der 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Entwicklung unserer Region.

Dieses Ziel sehen wir durch die Bundes-
politik massiv gefährdet.

Den Herausforderungen der vergange-
nen Jahre begegneten die Bürgerinnen 
und Bürgern mit hohem Einsatz und bei-
spielloser Solidarität.

Auch die Kommunen haben enorme zu-

sätzliche �nanzielle und personelle An-
strengungen unternommen um die Kri-
senbewältigung zu unterstützen.

Weitere Mehrbelastungen, wie sie jetzt 
als Reaktion auf den russischen Angri�s-
krieg entstehen, sind nicht mehr hin-
nehmbar. Seitens der Bundesregierung 
gibt es keinerlei wahrnehmbares Bemü-
hen um Diplomatie Wa�enlieferungen 
und entfesselte Sanktionsmaßnahmen 
sind derzeit das alleinige Mittel der Wahl.

Wir wollen uns nicht anmaßen zu wis-
sen, was die richtigen Mittel sind in die-
ser politischen Situation. Aber wir wissen, 
dass die Wirtschaft unseres Landes und 
der Wohlstand unserer Bevölkerung nur 
aufrechterhalten werden kann, wenn wir 
friedliche und neutrale Beziehungen zu 
anderen Ländern anstreben.

Deutschland verfügt nicht über Boden-
schätze, Rohsto�e oder ausreichend sons-
tige Energiequellen und ist deshalb in 
hohem Maße abhängig von anderen Län-

dern. Auch, wenn dort andere Werte ge-
lebt werden, darf ein dauerhafter Kon-
�ikt- oder gar Kriegszustand mit diesen 
Ländern niemals Ergebnis der deutschen 
Politik sein!

Angesichts der bereits jetzt absehbaren 
Folgen betrachten wir die Entwicklungen 
mit äußerster Sorge und Fassungslosigkeit 
Dabei gilt unser tiefes Mitgefühl den vie-
len Opfern des Krieges und auch jenen, 
die unter Sanktionen existenziell zu leiden 
haben.

Derzeit wird der soziale Friede in un-
serem Land auf eine harte Probe gestellt. 
Rezession und Betriebsschließungen so-
wie horrende Energiekosten treiben tau-
sende Menschen nun regelmäßig auf die 
Straßen Das Vertrauen in Staat und Poli-
tik erodiert in wachsenden Teilen der Ge-
sellschaft. Wenn sich der politische Kurs 
nicht ändert, werden die wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Folgen verheerend 
sein.

Symbolische Hilfen beheben leider kei-
nes der ursächlichen Probleme. Um es in 
den Worten Helmut Schmidts zu sagen: 
„In der Krise beweist sich der Charakter.“ 
Wir rufen Sie als Bundesregierung deshalb 
auf, alles zu unterlassen, was diesen Krieg 
verlängert und alles dafür zu tun, dass die 
Wa�en schweigen!

Begründung: Dieser Text wurde folgt 
weitgehend dem von den Fraktionen am 
30.11.2022 eingebrachten Antrag, der da-
mals Stimmengleichheit erreichte.

Zwischenzeitlich ist die Lage noch deut-
lich gefährlicher geworden und viele Men-
schen sind im Krieg gestorben, von den 
Folgen der Entwicklung schmerzhaft be-
tro�en, gehen auf die Straße, um eine Än-
derung der Politik zu erreichen.

Wir gehen davon aus, dass diese Ent-
wicklung auch an den Mitgliedern des 
Kreistages nicht vorbeigegangen ist und 
stellen den Text deshalb nochmals zur Ab-
stimmung.

Am 28. Februar kam es während des 
Kreistags im Landkreis Oder-Spree zu ei-
ner bemerkenswerten Entwicklung: eine 
Art Palastrevolution, als über zwei Frie-
densresolutionen abgestimmt wurde – 
eine von der AfD und eine von der LIN-
KEN.

Bereits im Vorfeld hatten der Kreis-
tagsvorsitzende Franz Berger (SPD) und 
Landrat Frank Ste�en (SPD) angekün-
digt, die Abstimmung zu boykottieren. 
Sie führten an, dass sie aus ihrer Position 
heraus von Amts wegen nicht befugt sei-
en, eine solche Resolution an die Bundes-
regierung zu senden. Eine abschließende 
Klärung dieser rechtlichen Frage wurde in 
Aussicht gestellt.

Der Antrag der AfD-Fraktion für eine 
Friedensresolution wurde als Tagesord-
nung zuerst von Pfarrer Bernhard Storek 
(AfD) in seinem charakteristischen Stil 
vorgetragen. Er appellierte an den gemein-
samen Wunsch nach Frieden. Anschlie-
ßend teilte Hildegard Vera Kaethner (par-
teilos) ihre persönlichen Erfahrungen mit 
politischen Eskalationen und Krieg und 
ermutigte die Anwesenden, über ideolo-
gische Schranken hinwegzusehen. Trotz 
dieser Appelle scheiterte der Antrag der 
AfD bei der namentlichen Abstimmung.

Eine bemerkenswerte Wendung nahm 
die namentliche Abstimmung über die 
zweite Friedensresolution. Diese wurde 
mit einer Mehrheit der Abgeordneten aus 

den Reihen der AfD, CDU, LINKEN, 
sowie B-J-A/FDP/BVFC, mit Ausnah-
me der GRÜNEN, der SPD und gegen 
den Willen des Kreistagsvorsitzenden und 
des Landrates angenommen. So formierte 
sich plötzlich eine neue Front für den Frie-
den und es gelang was zuvor unmöglich 
schien.

Die Frage, wie sich der Landrat nun ver-
halten werde, wurde in tumultartigen 
Auseinandersetzungen übertönt, die au-
ßerhalb der eigentlichen Geschäftsord-
nung aufkamen.

Dr. Felix Mühlberg, 
Kreistagsabgeordneter im 

Brandenburger Kreistag Oder-Spree
Quelle: oder-spree-piraten.de

Friedensfront (fast) aller Parteien auf Oder-Spree Kreistag

Der Landrat Oder-Spree Herr Frank 
Ste�en erklärte in der Sitzung des Kreis-
tags am 28.02.24, dass er bei Beschluss ei-
ner der vorliegenden Resolutionen diese 
nicht unterschreiben und an den Bundes-
kanzler weiter leiten würde.

Was war geschehen?
Die AfD-Kreistagsfraktion hatte zur Sit-

zung des Kreistags fristgerecht eine Reso-
lution „Diplomatie statt Wa�enlieferun-
gen“ eingebracht. Lange Zeit gab es darauf 
keinerlei Reaktion, bis die Linke einen 
Tag vor der Kreistagssitzung einen „Er-
setzungsantrag“ zu dieser Resolution ein-

brachte. Nur dass es solch einen Antrag 
gar nicht gibt. Nur ein Änderungsantrag 
zum Ersatz des Textes eins bereits vorlie-
genden Antrags ist möglich und zulässig.

Vor der Abstimmung zu diesen beiden 
Anträgen erklärte der Landrat ohne weite-
re Begründung, dass er bei Beschluss einer 
der vorliegenden Resolutionen diese nicht 
unterschreiben und an den Bundeskanzler 
weiter leiten würde.

Nichts desto trotz lies der Kreistags-
vorsitzende Dr. Franz Berger (SPD) bei-
de Anträge unabhängig voneinander ab-
stimmen, wozu jeweils namentliche 

Abstimmung beantragt wurde. Zuerst 
den der AfD-Kreistagsfraktion, den SPD, 
CDU, Linke und Grüne ablehnten. Dann 
den der Linken, den Die Linke, die AfD 
(fast vollständig) und BJA unterstützten. 
Denn die Frage Krieg oder Frieden steht 
über parteipolitischem Klein-Klein.

„Bei seiner Erklärung hat der Herr 
Landrat übersehen, dass der Kreistag sein 
Dienstvorgesetzter ist und er die Beschlüs-
se des Kreistags umzusetzen hat. Hier 
kann man eben nicht Politik nach Guts-
herrenart machen, wie es in der SPD üb-
lich ist und gerne im Kreis und im Land 

praktiziert wird. Nach dem Motto: Was 
wollt ihr denn? Brandenburg gehört doch 
uns!“ so Philip Zeschmann von der AfD-
Kreistagsfraktion. Dieser hatte auch in ei-
ner Reaktion auf die ö�entlichen Ein-
lassung des Landrats erklärt, dass seine 
Fraktion dessen Rücktritt fordern müsse, 
wenn dieser die Umsetzung eines Kreis-
tagsbeschluss verweigere.

Am 05.03.2024 wurde letztendlich aber 
doch diese Resolution durch den Land-
rat an die Bundesregierung weitergeleitet.

Dr. Philip Zeschmann,
AfD-Kreistagsfraktion

Landrat verweigerte seine Pflicht gegenüber dem Kreistag

Der Kreistag des Landkreises Oder-
Spree beschloss in seiner Sitzung am 28. 
Februar 2024 auf Antrag der Linksfrakti-
on einen Brief an die Bundesregierung, in 
dem es u.a. heißt, „als politische Vertre-
ter des Landkreises Oder-Spree ist es un-
ser oberstes Ziel, den Einwohnern eine le-

benswerte Umgebung zu scha�en - durch 
Gestaltung der sozialen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Entwicklung unserer 
Region Dieses Ziel sehen wir durch die 
Bundespolitik massiv gefährdet…

Wir rufen Sie als Bundesregierung des-
halb auf, alles zu unterlassen, was diesen 

Krieg verlängert und alles dafür zu tun, 
dass die Wa�en schweigen!“

In der Diskussion wurde die Ho�-
nung zum Ausdruck gebracht, dieser 
Brief möge dazu beitragen, dass die neu-
erlich vom Bundeskanzler verkündeten 
„roten Linien“ – keine weitreichenden 

deutschen Wa�en in diesen Krieg, keine 
Truppen in die Ukraine – dieses Mal Be-
stand haben.

Dr. Artur Pech, 
Fraktionsvorsitzender Fraktion 

DIE LINKE im Kreistag Oder-Spree 
(Brandenburg)

Resolution an die Bundesregierung beschlossen

Ersetzungsantrag zum Antrag der AfD 2024 
von der Fraktion DIE LINKE, Sitzung des Kreistages am 28.02.2024

Statement Landkreis Oder-Spree:
Die Anfrage des Hauke-Verlags 
bezüglich einer Weiterleitung der 
Resolution durch den Landrat be-
antwortet Karolin Ring, Presse-
sprecherin Landkreis Oder-Spree 
wie folgt:
„Der am 28.02.2024 gefasste Be-
schluss wurde am 05.03.2024 aus 
dem Büro des Landrats Frank Stef-
fen an den Chef des Bundeskanzler-
amts Wolfgang Schmidt geschickt, 
mit der Bitte diesen an den Bun-
deskanzler und die Mitglieder der 
Bundesregierung weiterzuleiten.“
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Erlesene Speisen, perfekte Betreuung und ein 
ansprechendes Ambiente garantieren ein 
unvergessliches Erlebnis für Sie und Ihre Gäste. 
Erwachsener: 37,00 € pro Gast · Kinder von 6 - 12 Jahren: 17,00 € pro Gast ·Kinder bis 5 Jahre: kostenfrei

Erlesene Speisen, perfekte Betreuung und ein 
Osterbrunch am 31. Mä
  2024Leserbrief zu 

Wohnungsgesell-
schaft Erkner

Zum Leserbrief in der Ausgabe 03/24 
vom 7. Februar 2024.

Die Würfelbauten Waldpromenade 4 
bzw. 5 in Erkner, wurden beide bereits 
1990/91 fertiggestellt. Da ich schon 
Anfang 1992 einzog, eine Miete von 
380 Euro zahle, ohne Dämmung, ohne 
Heizung im Bad und einer Nordaus-
richtung (Sonne gibt es nicht) ist es sehr 
kalt in der Wohnung. Das Streichen des 
Balkons wurde von der Wohnungsge-
sellschaft nicht erlaubt.

H. Ernst

Treffen der Jägergemeinschaft Erkner am 01.03.2024
Eigentlich war es bereits das zweite 

Tre�en in diesem Jahr in der Gaststätte 
„Klabautermann“ in Woltersdorf. Wi-
der aller Erwartungen trafen sich an die-
sem Abend 18 Jägerinnen und Jäger, um 
sich über die Jagd und ihre Bedeutung 
in der heutigen Zeit zu unterhalten.  Je-
der wusste etwas zu berichten und war 
dankbar über das, was der Leiter der Jä-
gerschaft mitzuteilen hatte. 

Vorbereiten will man ein Tre�en zum 
Einschießen der eigenen Wa�en, um für 
die Jagdsaison gerüstet zu sein. Damit 
verbunden sind Stunden der Gemüt-
lichkeit und des Austausches der Er-
fahrungen. Missfallen wurde bekundet 

zu den weiteren Plänen des Ministers, 
Herrn Vogel, der die Jagt jetzt dem Na-
turschutz unterordnen will. Die Jäger 
gehören zu Forst und Landwirtschaft 
und nicht zu den Käfersammlern und 
Er�ndern von Tierarten, um die Wirt-
schaft zu hemmen. Die Jagd wurde 

schon im Jahre 1953 durch das Jagdge-
setz zum Naturschutz verp�ichtet und 
nimmt diese Aufgabe in ihrem Aufga-
benbereich auch wahr, lässt sich aber 
nicht dem Trend dieser Vision des Mi-
nisters unterbuttern.

Der Forstdirektor von Fürstenwalde, 

Herr �omas Weber, ist nun bereits mit 
einem Widerspruch zum �ema in der 
Märkischen Oderzeitung aktiv gewor-
den. Der deutsche Jagdverband wird 
sich dieser Forderung sicher anschlie-
ßen.

Martin Lindner

Tesla leitete seit dem Erhalt seiner Be-
triebszulassung deutlich höher konzent-
rierte Schadsto�e ins Abwasser ein als zu-
lässig. 

Die Ökologisch-Demokratische Partei 
(ÖDP – die Naturschutzpartei) spricht 
von einem Fiasko: Die Partei legt einen 
Forderungskatalog auf den Tisch, der Tes-
la zwingen soll, umweltfreundlicher und 
transparenter zu produzieren.

„Ständig und in erheblicher Weise“ 
würden die Grenzwerte des Vertrages 
zwischen Tesla und dem WSE verletzt. 
„Mehrere Au�orderungen und Abmah-
nungen blieben ergebnislos, eine Abhilfe 
wurde für die Zukunft weder angegangen 
noch in Aussicht gestellt“, so die Kri-
tik des Wasserversorgers. Die zulässigen 
Grenzwerte für wassergefährdende Sto�e 
für Phosphor und Gesamtsticksto� wur-
den um bis zu einem Sechsfachen über-
schritten. Nun drängt der Wasserverband 
die Bürgermeister der Region dazu, Tesla 
die weitere Abwasserannahme zu verwei-
gern. Die ÖDP Brandenburg fordert des-
halb für die Fabrik einen sofortigen Pro-
duktionsstopp! 

Rückblick: Die Automobilfabrik wur-
de trotz des mangelhaften Schutzes 
u.a. der Wasservorräte seitens Teslas am 
4.3.2022 seitens der Landesbehörden ge-
nehmigt: 66 Aktenordner umfassten da-

mals die 536 Seiten plus 23.700 Seiten 
Anlagen, die Ladung eines Kleinlastwa-
gens. Einwände von mehr als 800 Perso-
nen und Organisationen sollen angeblich 
geprüft und die Genehmigung an mehr 
als 400 Au�agen geknüpft worden sein, 
um rechtssicher zu entscheiden. Beson-
ders großen Wert hätten laut Umweltmi-
nister Vogel die brandenburgischen Lan-
desbehörden auf den Schutz der Umwelt 
und des Wassers gelegt.

Dies Vorgehen stellt sich im Nachhi-
nein als eine absolute Provinzposse dar. 
Weiß man doch von Seiten der Umwelt-
verbände und Naturschützer, dass viele 
Einwendungspunkte nie auf den Erörte-
rungen behandelt wurden, weitreichen-
de und fundamental wichtige Produkti-
onsinformationen geschwärzt und somit 
nicht einsehbar waren. Unseres Erachtens 
ging es der Landesregierung immer nur 
um die Rechtssicherheit des Verwaltungs-
aktes als solches um nachfolgend weitere 
Konzernansiedlungen ins Bundesland zu 
locken, Brandenburg im Zeitra�er in ei-
nen hochkomplexen Industriestandort zu 
verwandeln ganz nach dem Vorbild Ba-
den-Württemberg und Niedersachsen. 

Wir sind besorgt, denn auch nach der 
Behandlung in einem Klärwerk werden 
Spuren von Substanzen wie Phosphor, 
Sulfat und anderen Verunreinigungen im 

Wasser verbleiben.  Wasserwissenschaftler 
Martin Pusch vom Leibniz-Institut für 
Gewässerökologie und Binnen�scherei 
(IGB) in Berlin warnt schon seit Langem, 
dass die hohe Konzentration von Gefah-
rensto�en im Tesla Abwasser die Trink-
wasserversorgung von Berlin gefährden 
könnte, sollten diese in die Berliner Ge-
wässer gelangen. Gerade dort bezieht ei-
nes der größten Wasserwerke Trinkwasser 
aus dem Ufer�ltrat des nahen Müggel-
sees für gut eine Million Berliner. „Mas-
senhaftes Algenwachstum wäre zudem 
wahrscheinlich, Fischesterben nicht aus-
zuschließen“, erläutert der Wissenschaft-
ler. 

�omas Löb, Landeschef der ÖDP 
Brandenburg dazu: „Nun kommt ne-
ben den hohen Wasserverbrauchszahlen 
auch noch ein Problem bei der Abwasse-
rentsorgung hinzu. Tesla ist einfach nicht 
gewillt, einfachste Umweltstandards ein-
zuhalten und will dies auch noch ver-
heimlichen. Dies ist nicht hinnehmbar.“

Für Tesla muss dies deshalb weitrei-
chend und einschneidende Konsequen-
zen haben: 

Strafen und Bußgelder: Die zuständi-
gen Behörden müssen Tesla mit Geldstra-
fen belegen, um die Nichteinhaltung der 
Umweltau�agen zu ahnden.

Umweltau�agen und Überwachung: 

Tesla muss dringendst strengere Umwelt-
au�agen auferlegt bekommen und sich 
einer intensiveren Überwachung unter-
ziehen, um sicherzustellen, dass die ge-
statteten Abwassergrenzwerte eingehal-
ten werden. Eine Selbstüberwachung 
von Teslas Schutzsystemen ist nicht mehr 
statthaft.

Rechtliche Schritte: Die ÖDP wird 
rechtliche Schritte gegen Tesla einleiten, 
um die Einhaltung der Umweltau�agen 
zu erzwingen.

Transparenz und Kommunikation:
Die Behörden müssen transparent über 
den Fortschritt der Untersuchung infor-
mieren. Die Ö�entlichkeit hat ein be-
rechtigtes Interesse daran zu erfahren, 
wie die Situation behandelt wird, die zu-
ständigen Behörden sollten weitere Un-
tersuchungen durchführen, um die Aus-
wirkungen auf die Umwelt und die 
Gesundheit der Bevölkerung zu bewer-
ten.

Anwendung des Vorsorgeprinzips:
Es verfolgt den Ansatz der Risikovermei-
dung, die besagt, dass eine Maßnahme 
nicht durchgeführt werden darf, wenn 
sie der Allgemeinheit oder der Umwelt 
Schaden zufügen kann und weiterhin 
kein wissenschaftlicher Konsens zu die-
sem �ema besteht.

ÖDP – die Naturschutzpartei

Tesla leitet konzentrierte Gefahrstoffe ins Abwasser – 
Entsetzen über ungeahndete Überschreitung der Abwassergrenzwerte
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Wirklich ein Einzel-
täter in Hanau?

Sehr geehrter Herr Hauke, 
haben Sie recht vielen Dank für die kri-

tische Besprechung des von der Nancy 
Faeser ausgeheckten Planes, solche Zeit-
genossen, deren Gesinnung den hiesigen 
Machthabern arg missfällt, immer stärker 
an der Verbreitung ihrer Ansichten, sowie 
an der Begründung ihrer Standpunkte 
zu hindern. Erlauben Sie aber bitte noch 
die Anmerkung, dass dieses Vorhaben 
der Staatsführung wie die Zurschaustel-
lung einer geradezu feindseligen Haltung 
gegenüber bestimmten Menschen wirkt. 
Und dass es die Betroffenen daher mehr 
denn je vermeiden sollten, über die sprich-
wörtlichen „Stöcker“ zu „springen“, die 
ihnen von den Machthabern hingehalten 
werden. Nach m. E. wären die Fried- und 
Freiheitsliebenden jetzt gut beraten, wenn 
sie ihr Handeln an diesem Schiller-Wort 
ausrichten: „Zeigt mir der Freund, was ich 
kann, lehrt mich der Feind, was ich soll“. 
Und wenn sie also bei Gelegenheiten für 
den Gedankenaustausch mit Bürgern, die 
den Funktionären der SPD, CDU/CSU, 
Grünen und FDP nach wie vor hinterher-
laufen, solche �emen zum Gegenstand 
wählen, deren kurze, aber gründliche Be-
sprechung die Staatsführung zu verhin-
dern trachtet. Die Faeser hatte ihren Wi-
dersachern jüngst dadurch einen „Stock“ 
hingehalten, dass sie nach Hanau gereist 
war und dort abermals die Erzählung von 
einem Rassisten und blutrünstigen Mör-
der namens Tobias Ratjen zum Besten ge-
geben hatte. Zufolge jener Erzählung soll 
Ratjen am 19. Februar 2020 in bzw. vor 
Vergnügungsstätten seiner Heimatstadt 
Hanau zum Mörder von neun Menschen 
nichtdeutscher Herkunft geworden sein. 
Danach hätte er seine Mutter erschossen 
und schließlich sich selbst. Demgegenüber 
wurden anfangs von einigen Medienver-
tretern Zeugenaussagen veröffentlicht, 
nach denen kein Einzeltäter, sondern meh-
rere Männer die Morde in und bei den 
Vergnügungsstätten verübt hatten. Eine 
der bewussten Aussagen stammt von dem 
Inhaber der nahe neben einem der Tatorte 
liegenden Gastwirtschaft „Istanbul Grill- 

Leserkarikatur von Siegfried Biener

Vater einfach die bereits erfolgte Verbren-
nung der Leichen, sowie die Beseitigung 
der entstandenen Asche, u. a. durch Ver-
streuen über der Nordsee, mitgeteilt hat-
ten. Ende der Anmerkung.)

Nur bei alledem – gutmütige Deutsche, 
die sich bemühen wollten, ihren Mitmen-
schen  die Bosheit der BRD- Machthaber 
mit dem Verweis auf Ungereimtheiten der 
Ratjen-Massenmörder-Erzählung aufzu-
zeigen, dürften kaum etwas erreichen, da 
ihnen unbestreitbare Beweise für das Zu-
treffen einer alternativen Falldarstellung 
fehlen. Und wohl gerade deshalb wurde 
ihnen der „Stock“ Hanau hingehalten. 
Anders liegen die Dinge bei den angeb-
lich von „islamistischen Terroristen“ am 
11. September 2001 in den USA an drei 
Orten verübten Massenmorden. Hier lässt 
sich hieb- und stichfest darlegen, warum 
die US-amtlichen Angaben zum Hergang 
von einer der Untaten Lügen sein müssen 
und warum als Tatverantwortliche allein 
US-Staatsterroristen in Betracht kom-
men. Aufbauend darauf wäre es möglich, 
die von der SPD, den Grünen, der CDU/
CSU, sowie der FDP herbeigeführten und 
fast 20 Jahre währenden deutschen Unter-
stützung der US-Kriegstreiberei in Afgha-
nistan als Beihilfe zur Vollendung terroris-
tischer Machenschaften zu beschreiben. 

Und gewiss würden etliche Anhänger der 
o.g. Parteien, die von einer solchen Be-
schreibung Kenntnis erhielten, ihre bishe-
rigen Wahlentscheidungen ernsthaft über-
denken. Vielleicht ermöglichen Sie es, sehr 
geehrter Herr Hauke, dass kurz vor dem 
11. September 2024 ein Leserbrief veröf-
fentlicht wird, der hierzu genauere Anga-
ben enthält. Alexander Luft

12 Jahre voraus
Die letzten Monate hatten es wirklich 

in sich! Mit verschärften kritischen Tö-
nen, in Einhaltung von Menschenrech-
ten, in Betrachtziehung von zur Zeit fast 
28.000 getöteter unschuldiger Menschen, 
zumeist Frauen, Kinder und Jugendliche, 
und ca. 67.000 verletzter Menschen, und 
ca. 175.000 beschädigter Gebäude als 
schockierende Anschuldigung, dem Le-
bensrecht, vom UN-Gericht, als deutli-
ches Signal, dem Völkermord, eine groß 
wahrnehmbare Stimme entgegen setzend, 
hierbei anklagend zu geben, bei der Su-
che nach Gerechtigkeit als internationale 
Rechtsstaatlichkeit auch begrüßt, in For-
derung, künftige Annexionen im palästi-
nensischen Gebiet zu unterlassen und eine 
Zweistaatenlösung endlich zu akzeptie-
ren, was auch komischerweise heutzutage 

Im Namen der „neuen“ Moral
1958 – ich war noch ein Kleinkind – propagierte der starke Mann der DDR, der spä-

tere Staatsratsvorsitzende Walter Ulbricht, die „10 Gebote der sozialistischen Moral“. 
Die mir in meiner Schulzeit in vielen Klassenzimmern begegneten. Sein „Nachfolger“ 
im Amt (jetzt Bundespräsident geheißen) wird sicher -was sollte er auch sonst außer 
spalten den lieben langen Tag tun – an der Formulierung „seiner“ Moralgrundsätze 
sitzen. Diese könnten wie folgt aussehen:

Die zehn Gebote der 
sozialistischen Moral
1. Du sollst dich stets für die interna-

tionale Solidarität der Arbeiterklasse und 
aller Werktätigen sowie für die unver-
brüchliche Verbundenheit aller sozialisti-
schen Länder einsetzen.

2. Du sollst Dein Vaterland lieben und 
stets bereit sein, Deine ganze Kraft und 
Fähigkeit für die Verteidigung der Arbei-
ter-und-Bauern-Macht einzusetzen.

3. Du sollst helfen, die Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen zu besei-
tigen.

4. Du sollst gute Taten für den Sozia-
lismus vollbringen, denn der Sozialismus 
führt zu einem besseren Leben für alle 
Werktätigen.

5. Du sollst beim Aufbau des Sozialis-
mus im Geiste der gegenseitigen Hilfe 
und der kameradschaftlichen Zusam-
menarbeit handeln, das Kollektiv achten 
und seine Kritik beherzigen.

6. Du sollst das Volkseigentum schüt-
zen und mehren.

7. Du sollst stets nach Verbesserung 
Deiner Leistungen streben, sparsam sein 
und die sozialistische Arbeitsdisziplin fes-
tigen.

8. Du sollst Deine Kinder im Geiste des 
Friedens und Sozialismus zu allseitig ge-
bildeten, charakterfesten und körperlich 
gestählten Menschen erziehen.

9. Du sollst sauber und anständig leben 
und Deine Familie achten.

10. Du sollst Solidarität mit den um 
ihre nationale Befreiung kämpfenden 
und den ihre nationale Unabhängigkeit 
verteidigenden Völkern üben.

Die zehn Gebote der 
„großen Transformation“
1. Du sollst dich stets für die unkont-

rollierte Migration aller Fachkräfte dieser 
Welt sowie für die unverbrüchliche Ni-
belungentreue zur NATO und zur EU 
einsetzen.

2. Du sollst das beste Deutschland aller 
Zeiten lieben und größte Anstrengungen 
zum Erreichen deiner Kriegstüchtigkeit 
unternehmen.

3. Du sollst helfen, den weltweiten „Ko-
lonialismus“ zu bekämpfen und Raubgü-
ter anderer Staaten zurückgeben.

4. Du sollst gute Taten im Kampf gegen 
den Klimawandel vollbringen, denn nur 
die grüne Transformation führt ins Para-
dies.

5. Du sollst beim Aufbau des Multi-
Kulti-Staates mit aller Kraft mitwirken, 
die Flüchtlinge willkommen heißen und 
ihren Wünschen zuvorkommen.

6. Du sollst den Reichtum von Black 
Rock mehren.

7. Du sollst stets nach Verbesserung 
deiner Hilfeleistungen für traumatisier-
te Flüchtlinge streben, großzügig deine 
Steuergelder verschenken und nicht ge-
gen die woke Moral verstoßen.

8. Du sollst deine Kinder im Geiste 
der grünen Transformation zur richtigen 
Haltung und zum Lernen der grünen 
Ideologie anleiten.

9. Du sollst keine fake-news und andere 
rechte Argumente in deiner Familie dul-
den.

10. Du sollst alle Kriege, die im Namen 
der westlichen Werte geführt werden, 
unterstützen und dafür keine Ausgaben 
scheuen.

Frank-Walter wird damit sicher einen Heldenplatz in der Ahnenreihe der Demagogen 
einnehmen. Dr. Klaus Dittrich

und Kebap-Haus“. Die Aussage ist in dem 
von „Welt Online“ am 20.Fenruar 2020 
veröffentlichten Beitrag „Die Leute haben 
geschrien und sind rausgerannt“ nachles-
bar. Sie hat den Wortlaut: „Ich habe gese-
hen, wie zwei bewaffnete Männer in die 
Shisha-Bar gegangen sind. Sie haben sofort 
geschossen, vielleicht zehn Mal. Die Leu-
te haben geschrien und sind rausgerannt. 
Dann haben die Männer draußen auf die 
geschossen, die weggerannt sind.“ 

Neben solchen Zeugenaussagen hatte 
auch der Umstand sonderbar gewirkt, dass 
keine Sachbeweise für das Zutreffen der 
Ratjen-Massenmörder-Darstellung vor-
gelegt wurden, obgleich es nicht schwer 
gewesen wäre, wenigstens einen solchen 
Beweis zu beschaffen. 

(Anmerkung: Sollte Ratjen kurz vor sei-
nem Tod wirklich über 40 Mal geschossen 
haben, müsste auf einer der Hände seiner 
Leiche und/oder auf Teilen von dessen Be-
kleidung, große Mengen Pulverschmauch 
nachweisbar gewesen sein. Und wenn die 
Zusammensetzung jenes Schmauches mit 
der Zusammensetzung des an der Beklei-
dung mancher Mordopfer feststellbaren 
Schmauches übereingestimmt hätte, wäre 
ein halbwegs überzeugender Sachbeweis 
für Ratjens Täterschaft erbracht. Ende der 
Anmerkung.)

Nicht zuletzt hatte es Verwunderung 
ausgelöst, dass Behördenvertreter dem Va-
ter von Tobias Ratjen, welchem zuzutrau-
en war, dass er die Hände und Bekleidung 
der Leiche seines Sohnes auf das Vorhan-
densein von Schmauch untersuchen lassen 
würde, die Ausübung des Totenfürsorge-
rechtes verwehrt hatten. 

(Anmerkung: Nach jenem Recht liegt 
nicht bloß die Entscheidung darüber, auf 

welche Weise die Leiche eines Verstorbe-
nen bestattet wird, bei den nächsten An-
gehörigen des Toten. Die Angehörigen ha-
ben auch die Möglichkeit, die Leiche vor 
der Bestattung auf eigene Kosten gerichts-
medizinisch untersuchen zu lassen. Jedoch 
ist dem vom „Hessischen Rundfunk“ im 
Internet veröffentlichten „Hessenschau“-
Beitrag „Vater von Hanauer Attentäter 
erneut zu Geldstrafe verurteilt“ zu entneh-
men, dass Amtspersonen dem die Rück-
gabe der beschlagnahmten Leichen seines 
Sohnes und seiner Ehefrau fordernden 
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schon deutsche Politiker anzusprechen 
und auch zu fordern wagen, worauf sich 
basierend dann auch schlussfolgern lässt, 
dass sich mit „der Zeit“ eben alles ehemals 
Gesagte und feigheitsbedingte Zugelassene 
„verliert“, und sich Meinungen eben auch 
„schnell“ mal ändern können.

Denn wie hatte Herr Hauke am 
07.02.2024 doch so schön geschrieben: 
„Selbst, wer das Offensichtliche, das Un-
übersehbare sieht, darf es nicht sagen.“  
Jedenfalls dann nicht, müsste man sagen, 
wenn die „Zeit“ gegen einen „spricht“. 
Denn was heutzutage politisch sprachlich 
fast schon der „Normalität“ zuzurechnen 
ist, ist im Nov./Dez. 2012 einem großen 
Schriftsteller noch zum Schaden gewor-
den. Wofür er dann auch von den Medien 
und der Politik in den Dreck gestampft 
worden ist – als Persona non grata. Womit 
sein Ansehen dann auch in Vergessenheit 
geriet. Und wovon ihn selbst sein eige-
ner Tod auch bis heute noch immer kei-
ne Befreiung geben konnte – seine Seele 
keine Ruhe. In Erinnerung zum �ema: 
„Der Zorn des alten Mannes“ (MOZ, 
05./06.04.2012) habe ich damals zur Un-
terstützung seiner Person folgenden Leser-
brief für die „MOZ-Mülltonne“ geschrie-
ben: „Nur was man zur Sprache bringt, 
das lässt sich eventuell auch vermeiden. 
Falsche Zurückhaltung, weil geschichtli-
che große Schuld an einem wie Kleister 
haftet, ist der falsche Weg.

Falsche „Siedlungspolitik“ zuzulassen, ist 
das Eine, Kriegsphantasien nicht entge-
genzuwirken, das andere. Wenn die Poli-
tik nicht dazu in der Lage ist, dagegen zu 
sprechen, dann müssen es eben Menschen 
wie Günter Grass sein, die sich öffentlich 
einmischen.“

Und so hat er das uns Bekannte und Of-
fensichtliche in wirklich hervorragender 
Weise in seinem Gedicht dann auch verar-
beitet. Ob das scheinbar Unausweichliche, 
das Voraussehbare noch gestoppt werden 
kann, das wird sich zeigen!“

Günter Grass hat es eben gewagt, das 
Richtige zur falschen Zeit zu sagen.

Und auch wenn vielen diese Wahrheit 
noch immer sehr unangenehm sein mag, 
und auch manch einer sie lieber in der 
Vergessenheit versenken würde, so hat es 
Günter Grass dennoch verdient, von der 
Politik, den Medien und unserer Gesell-
schaft endlich mal rehabilitiert zu werden! 
Denn was hat er dafürgekonnt, wenn 
er uns allen mit seinem Mut und seiner 
Klugheit schon 12 Jahre voraus gewesen 
ist? B. Ringk

Der Staat sind wir!
Sehr geehrter Herr Hauke,
nach den Vorstellungen von Innenminis-

terin Faeser (SPD) und ihrer Wasserträger 
beim „Verfassungsschutz“ soll eine – nicht 
näher definierte und somit gegen alles und 
jeden anwendbare – „Delegitimierung des 
Staates“ als Straftat verfolgt werden, auch 
ohne dass eine Straftat vorliegt. Ausdrück-
lich sollen unerwünschte Meinungen 
bereits unterhalb der Schwelle zur Straf-
barkeit verfolgt werden, findet auch Mi-
nisterin Paus (Grüne). Das ist das Ende je-
der Rechtstaatlichkeit und natürlich auch 
das der meisten Grundrechte.

Was aber ist eigentlich der Staat, dessen 
„Delegitimierung“, worunter vor allem 
Kritik an der Regierung verstanden wird, 
nun auch ohne Strafbarkeit gnadenlos 
verfolgt werden soll? Im Feudalabsolutis-
mus war diese Frage schnell geklärt: „Der 

Staat bin ich!“ („L’État, c’est moi!“), er-
klärte Frankreichs Sonnenkönig Ludwig 
XIV ganz ungeniert, und so war es im 
17. Jahrhundert wohl auch. Heute, in der 
Demokratie, ist die Frage allerdings ge-
nauso einfach zu beantworten: Der Staat 
sind wir freien Bürger, das Volk! So ist es 
im Grundgesetz festgeschrieben, so sollte 
es sein. Wir Bürger wählen in freier und 
geheimer Abstimmung ein Parlament, 
den Deutschen Bundestag, der seinerseits 
eine Regierung bestimmt, die den Staat zu 
verwalten hat. Sie selbst ist also weder der 
Staat noch gehört er ihr irgendwie. Anders 
als ein Sonnenkönig kann diese Regierung 
jederzeit abgesetzt werden, falls sie ihren 
Aufgaben nicht nachkommt. Die Regie-
rung ist nichts weiter als eine Angestellte 
– nicht Vorgesetzte – des Volkes, ihre Be-
hörden sind es umso mehr.

Wer eine Eigentumswohnung besitzt, 
kennt das Procedere: Für größere Wohn-
anlagen wird eine Verwaltung berufen, die 
sich um Werterhalt, bestimmungsgemä-
ße Nutzung und zukunftsfähige Weiter-
entwicklung (wie Instandsetzungen und 
Modernisierungen) zu kümmern hat. Das 
ist nichts anderes als ein Staat im Kleinen, 
eine Fülle von Gesetzen regelt die Rechte 
und Pflichten des Verwalters, der – anders 
als eine Regierung (warum eigentlich?) – 
den Eigentümern gegenüber voll haftbar 
ist. Zur Finanzierung werden Umlagen 
erhoben, deren Verwendung – anders als 
die unserer Steuern (warum eigentlich?) 
– vorab zu genehmigen und im Detail 
abzurechnen ist. Über alle bedeutenden 
Vorgänge entscheiden die Hauseigentü-
mer selbst, nicht die Verwaltung. Sie darf 
höchstens Hinweise geben und Vorschlä-
ge unterbreiten. Sie ist anschließend an 
die Beschlüsse der Eigentümer gebunden. 
Keinesfalls darf sie die Interessen des uk-
rainischen Besitzers des Nachbarhauses 
vertreten oder amerikanischen Spekulan-
ten helfen, die sich die ganze Wohnanlage 
unter den Nagel reißen wollen. Sie darf 
auch nicht mutwillig die Betriebskosten in 
die Höhe treiben, weil sie den günstigsten 
Gaslieferanten hasst und lieber mit dem 
teuersten Geschäfte macht. Kritik an der 
Verwaltung ist selbstverständlich erlaubt, 
sie wird nicht als „Delegitimierung des 
Hauses“ aufgefasst. Ganz im Gegenteil: 
Ein schlecht verwaltetes Haus verliert sei-
nen Wert, die Eigentümer sind an guter 
Verwaltung interessiert. Versagt sie, wird 
sie ausgetauscht. Das sollte beim Verhält-
nis von Staat, also uns Bürgern, und Re-
gierung nicht anders sein.

Leider hat es den Anschein, dass sich die 
gegenwärtige Regierung eher am Sonnen-
könig als am Grundgesetz orientiert. Jede 
Kritik an der Regierung wird als „Delegi-
timierung des Staates“ verfolgt, als wäre 
die Regierung der Staat und nicht dessen 
angestellter Verwalter. Kritik wird zen-
siert und verboten. Stellen Sie sich vor, Sie 
könnten Ihrem Chef in der Firma einfach 
verbieten, Sie für Verfehlungen abzumah-
nen! Absurd, nicht wahr? Die Bundesre-
gierung versucht genau das. Sie will ihrem 
Chef, uns Bürgern, und oppositionellen 
Parteien die Kritik als („rechte“) „Hassre-
de“ verbieten und Kritiker verfolgen. Ab-
solutistisches Verhalten wie im 17. Jahr-
hundert wird uns zu allem Überfluss als 
„Verteidigung der Demokratie“ verkauft. 
Dieser Absolutismus wird dabei ganz offen 
zur Schau getragen, etwa wenn die Ange-
stellte des Volkes Baerbock (Grüne) öffent-
lich tönt, es sei ihr „egal, was [die] Wähler 
denken“, oder wenn die heutige Staats-

ministerin Roth (Grüne) hinter einem 
riesigen Transparent mit der Hassparole 
„Deutschland, du mieses Stück Scheiße“ 
marschiert, und Habeck (Grüne) das Va-
terland, also uns, den Staat, „schon immer 
zum Kotzen“ findet. Und uns ungestraft 
unendlichen Schaden zufügt. Oder wenn 
eine CDU-Vizepräsidentin das Zeigen ei-
ner kleinen Deutschland-Fahne, also des 
wichtigsten Symbols des Staates, im Deut-
schen Bundestag mit einem Ordnungsruf 
verbietet. Sind sie alle der Staat?

Auch Nancy Faeser (SPD), die sich in 
Hessen zur Wahl gestellt und haushoch 
verloren hat, sieht keinen Rücktrittsgrund, 
obwohl ihr die Bürger offensichtlich nicht 
trauen. Vielmehr versucht sie jetzt, jegliche 
Kritik und oppositionelle Parteien verbie-
ten zu lassen und Bürger, die diese unter-
stützen, zu verfolgen. Dafür möchte sie 
„jeden Stein umdrehen“. Sehr gerne wird 
dabei der Vergleich mit dem Nationalso-
zialismus bemüht. Was Faeser und Co. 
übersehen: Hitler hat mit seiner NSDAP 
nie eine Wahl gewonnen, nie eine (absolu-
te) Mehrheit gehabt. Ein NSDAP-Verbot 
wäre nutzlos gewesen. Korrupte Regie-
rungspolitiker (!) der Weimarer Republik 
selbst haben ihn im Irrglauben, das „im 
Griff zu haben“, an die Macht gebracht, 
nicht die Wähler. Sie, nicht die Wähler, ha-
ben ihn mit der Regierungsbildung beauf-
tragt, die Folgen sind bekannt. Wem sollte 
man also eher misstrauen – den Wählern, 
die ihn mehrheitlich nicht gewählt haben, 
oder doch den Politikern, die ihn an die 
Macht brachten? Faeser hat sich wider bes-
seres Wissen gegen die Wähler entschie-
den, sie sollen überwacht, zensiert und ver-
folgt werden. Den schlimmsten Kriegsakt 
gegen die Bundesrepublik Deutschland 
seit 1949, die Sprengung der Nordstream-
Pipelines, ein wahrhaft staatsgefährdendes 
Verbrechen, verfolgt sie dagegen nicht, 
weil es ihrer armseligen Karriere schaden 
könnte. Als deutscher Vasall legt man sich 
besser nicht mit dem US-Paten an. Sie, 
die keine Gelegenheit auslässt, für „Mul-
tikulti“, „Toleranz“ und Einwanderung 
zu werben, ist selbst unfähig, sich in frem-
den Kulturen halbwegs angemessen zu 
bewegen, diese auch nur ansatzweise zu 
respektieren (siehe Armbinden-Affäre zur 
Fußball-WM), will aber alles und jeden 
bevormunden. Sie ist zum Glück nicht der 
Staat, nur eine seiner schlechten Verwalter.

Noch dreister treibt es eine Dame, die mit 
Verboten nur so um sich wirft und über-
haupt keine demokratische Legitimation 
besitzt: Ursula von der Leyen, ungewählte 
EU-Kommissionspräsidentin. Auch ihre 
Kommissare sind nicht gewählt. Seit dem 
17. Februar 2024 lässt sie die private (!) 
Onlinekommunikation sämtlicher EU-
Bürger überwachen und zensieren. Auf 
einem Wahlzettel stand Leyen noch nie, 
auch ihre zweite Amtszeit wurde wieder in 
Hinterzimmern ausgekungelt, noch bevor 
die Europawahl überhaupt stattgefunden 
hat. Dennoch geben die selbst ernannten 
deutschen „Retter der Demokratie“ Stück 
für Stück der Macht an Brüssel ab. Ob das 
der Demokratie dient?

Haben solche Angestellten des Volkes 
wirklich das Recht, ausgerechnet den Bür-
gern, die deren verantwortungsloses Trei-
ben kritisieren, Delegitimierung des Staa-
tes vorzuwerfen und sie zu verfolgen? Wie 
glaubwürdig ist der „Kampf gegen rechts“ 
einer Regierung, die dem Ukrainischen 
Regime unbegrenzte Treue schwört und zu 
seinen Gunsten riesige Summen unseres 
Steuergeldes veruntreut, obwohl die Uk-

rainische Verfassung Sätze enthält wie „… 
die Bewahrung des Erbguts des Ukraini-
schen Volkes [ist] Pflicht des Staates.“ (Ar-
tikel 16)? Das ist Nazi-Rassismus in Rein-
kultur (siehe Hitlers „Rassengesetze“!) und 
steht so oder so ähnlich in keiner anderen 
Verfassung dieser Welt. Es stört unsere 
„Kämpfer gegen rechts“ aber offenbar kein 
bisschen. Das störte Faeser und Co. auch 
am russischen „Helden“ Nawalny nicht, 
einem u.a. wegen Betruges an einem fran-
zösischen Kosmetikkonzern verurteilten 
MI6- und CIA-Agenten, der sogar nach 
Angaben des Ukrainischen Militärgeheim-
dienstes (!) zwar überraschend, aber eines 
natürlichen Todes starb, also keineswegs 
„von Putin ermordet“ wurde. Nawalny war 
ein radikaler, rassistischer Ultra-Nationa-
list, der Homosexuelle und nicht „arische“ 
Landsleute öffentlich als „Schwuchteln“ 
bzw. „Nagetiere“ beschimpfte. Tschetsche-
nen, also kaukasische Mitbürger, nannte er 
„Kakerlaken“. Als Russland 2008 in Geor-
gien einmarschierte, sprach er sich für die 
Deportation (!) aller Georgier aus Russ-
land aus und schrieb auf seinem Blog, dass 
„das Hauptquartier der Nagetiere“ (Tiflis) 
mit Marschflugkörpern zerstört werden 
sollte. Ein lupenreiner Nazi und Rassist. 
Zu all dem fiel Annalena Baerbock (Grü-
ne) nichts weiter ein als: „Nawalny war 
[...] ein Symbol für ein freies und demo-
kratisches Russland.“ Dass Baerbock völlig 
ungebildet ist und schon lange von keinem 
wichtigen Außenminister dieser Welt (au-
ßer dem US-Paten Blinken) mehr empfan-
gen wurde, ist bekannt. Aber muss ich mir 
ihr verantwortungsloses Treiben wirklich 
untätig ansehen, weil Regierungskritik als 
„Delegitimierung des Staates“ verboten 
ist? Wer delegitimiert hier eigentlich wen?

Bleiben Sie bei Verstand,
Dr. H. Demanowski

Spricht mir 
aus dem Herzen

Leserbrief zu „Sprachverwirrung durch 
Gendern stoppen“, #03/24 v. 07.02.24: 
Der Artikel der BVB/Freie Wähler spricht 
mir voll aus dem Herzen. Es müssten 
viel mehr öffentliche Proteste gegen die-
se Sprachdummheit geben. Ich wurde 
an der Humboldt-Universität zum Fach-
lehrer Russisch/Englisch ausgebildet. Im 
Rahmen meiner Diplomarbeit über Ver-
gleiche russischer und deutscher Sprach-
wendungen habe ich mich auch intensiv 
mit der Entstehung und Entwicklung 
der deutschen Sprache beschäftigt. Mir 
gehen die Haare hoch, dass heutzutage 
die Bewertung von Klassenarbeiten und 
Klausuren am „richtigen“ Gendern ge-
messen wird. Es ist so ein Schwachsinn, 
wie damit unser Kulturgut sprachlich ver-
gewaltigt wird. Die Formierung der weib-
lichen *innen-Endungen hält vor keiner 
Personifizierung halt, und dann noch auf 
unterschiedliche Sprech- und Schreib-
weise. Neulich vernahm ich bei einer 
Sportberichterstattung die Erwähnung 
von „Fans“ und „Fanserinnen“! Und alle 
machen mit, ob Nachrichtensprecher_in-
nen, Reporter_innen, Moderatoren_in-
nen, Entertainer_innen usw. usf. Mir 
tun besonders die Nicht-Muttersprachler 
oder Menschen mit Lese-Rechtschreib-
Schwäche leid. Ich schließe mich voll und 
ganz dem letzten Absatz Ihres Artikels an. 
Macht Schluss mit dieser bundesdeut-
schen Gängelei! Klaus Siedow
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schon deutsche Politiker anzusprechen 
und auch zu fordern wagen, worauf sich 
basierend dann auch schlussfolgern lässt, 
dass sich mit „der Zeit“ eben alles ehemals 
Gesagte und feigheitsbedingte Zugelassene 
„verliert“, und sich Meinungen eben auch 
„schnell“ mal ändern können.

Denn wie hatte Herr Hauke am 
07.02.2024 doch so schön geschrieben: 
„Selbst, wer das Offensichtliche, das Un-
übersehbare sieht, darf es nicht sagen.“  
Jedenfalls dann nicht, müsste man sagen, 
wenn die „Zeit“ gegen einen „spricht“. 
Denn was heutzutage politisch sprachlich 
fast schon der „Normalität“ zuzurechnen 
ist, ist im Nov./Dez. 2012 einem großen 
Schriftsteller noch zum Schaden gewor-
den. Wofür er dann auch von den Medien 
und der Politik in den Dreck gestampft 
worden ist – als Persona non grata. Womit 
sein Ansehen dann auch in Vergessenheit 
geriet. Und wovon ihn selbst sein eige-
ner Tod auch bis heute noch immer kei-
ne Befreiung geben konnte – seine Seele 
keine Ruhe. In Erinnerung zum �ema: 
„Der Zorn des alten Mannes“ (MOZ, 
05./06.04.2012) habe ich damals zur Un-
terstützung seiner Person folgenden Leser-
brief für die „MOZ-Mülltonne“ geschrie-
ben: „Nur was man zur Sprache bringt, 
das lässt sich eventuell auch vermeiden. 
Falsche Zurückhaltung, weil geschichtli-
che große Schuld an einem wie Kleister 
haftet, ist der falsche Weg.

Falsche „Siedlungspolitik“ zuzulassen, ist 
das Eine, Kriegsphantasien nicht entge-
genzuwirken, das andere. Wenn die Poli-
tik nicht dazu in der Lage ist, dagegen zu 
sprechen, dann müssen es eben Menschen 
wie Günter Grass sein, die sich öffentlich 
einmischen.“

Und so hat er das uns Bekannte und Of-
fensichtliche in wirklich hervorragender 
Weise in seinem Gedicht dann auch verar-
beitet. Ob das scheinbar Unausweichliche, 
das Voraussehbare noch gestoppt werden 
kann, das wird sich zeigen!“

Günter Grass hat es eben gewagt, das 
Richtige zur falschen Zeit zu sagen.

Und auch wenn vielen diese Wahrheit 
noch immer sehr unangenehm sein mag, 
und auch manch einer sie lieber in der 
Vergessenheit versenken würde, so hat es 
Günter Grass dennoch verdient, von der 
Politik, den Medien und unserer Gesell-
schaft endlich mal rehabilitiert zu werden! 
Denn was hat er dafürgekonnt, wenn 
er uns allen mit seinem Mut und seiner 
Klugheit schon 12 Jahre voraus gewesen 
ist? B. Ringk

Der Staat sind wir!
Sehr geehrter Herr Hauke,
nach den Vorstellungen von Innenminis-

terin Faeser (SPD) und ihrer Wasserträger 
beim „Verfassungsschutz“ soll eine – nicht 
näher definierte und somit gegen alles und 
jeden anwendbare – „Delegitimierung des 
Staates“ als Straftat verfolgt werden, auch 
ohne dass eine Straftat vorliegt. Ausdrück-
lich sollen unerwünschte Meinungen 
bereits unterhalb der Schwelle zur Straf-
barkeit verfolgt werden, findet auch Mi-
nisterin Paus (Grüne). Das ist das Ende je-
der Rechtstaatlichkeit und natürlich auch 
das der meisten Grundrechte.

Was aber ist eigentlich der Staat, dessen 
„Delegitimierung“, worunter vor allem 
Kritik an der Regierung verstanden wird, 
nun auch ohne Strafbarkeit gnadenlos 
verfolgt werden soll? Im Feudalabsolutis-
mus war diese Frage schnell geklärt: „Der 

Staat bin ich!“ („L’État, c’est moi!“), er-
klärte Frankreichs Sonnenkönig Ludwig 
XIV ganz ungeniert, und so war es im 
17. Jahrhundert wohl auch. Heute, in der 
Demokratie, ist die Frage allerdings ge-
nauso einfach zu beantworten: Der Staat 
sind wir freien Bürger, das Volk! So ist es 
im Grundgesetz festgeschrieben, so sollte 
es sein. Wir Bürger wählen in freier und 
geheimer Abstimmung ein Parlament, 
den Deutschen Bundestag, der seinerseits 
eine Regierung bestimmt, die den Staat zu 
verwalten hat. Sie selbst ist also weder der 
Staat noch gehört er ihr irgendwie. Anders 
als ein Sonnenkönig kann diese Regierung 
jederzeit abgesetzt werden, falls sie ihren 
Aufgaben nicht nachkommt. Die Regie-
rung ist nichts weiter als eine Angestellte 
– nicht Vorgesetzte – des Volkes, ihre Be-
hörden sind es umso mehr.

Wer eine Eigentumswohnung besitzt, 
kennt das Procedere: Für größere Wohn-
anlagen wird eine Verwaltung berufen, die 
sich um Werterhalt, bestimmungsgemä-
ße Nutzung und zukunftsfähige Weiter-
entwicklung (wie Instandsetzungen und 
Modernisierungen) zu kümmern hat. Das 
ist nichts anderes als ein Staat im Kleinen, 
eine Fülle von Gesetzen regelt die Rechte 
und Pflichten des Verwalters, der – anders 
als eine Regierung (warum eigentlich?) – 
den Eigentümern gegenüber voll haftbar 
ist. Zur Finanzierung werden Umlagen 
erhoben, deren Verwendung – anders als 
die unserer Steuern (warum eigentlich?) 
– vorab zu genehmigen und im Detail 
abzurechnen ist. Über alle bedeutenden 
Vorgänge entscheiden die Hauseigentü-
mer selbst, nicht die Verwaltung. Sie darf 
höchstens Hinweise geben und Vorschlä-
ge unterbreiten. Sie ist anschließend an 
die Beschlüsse der Eigentümer gebunden. 
Keinesfalls darf sie die Interessen des uk-
rainischen Besitzers des Nachbarhauses 
vertreten oder amerikanischen Spekulan-
ten helfen, die sich die ganze Wohnanlage 
unter den Nagel reißen wollen. Sie darf 
auch nicht mutwillig die Betriebskosten in 
die Höhe treiben, weil sie den günstigsten 
Gaslieferanten hasst und lieber mit dem 
teuersten Geschäfte macht. Kritik an der 
Verwaltung ist selbstverständlich erlaubt, 
sie wird nicht als „Delegitimierung des 
Hauses“ aufgefasst. Ganz im Gegenteil: 
Ein schlecht verwaltetes Haus verliert sei-
nen Wert, die Eigentümer sind an guter 
Verwaltung interessiert. Versagt sie, wird 
sie ausgetauscht. Das sollte beim Verhält-
nis von Staat, also uns Bürgern, und Re-
gierung nicht anders sein.

Leider hat es den Anschein, dass sich die 
gegenwärtige Regierung eher am Sonnen-
könig als am Grundgesetz orientiert. Jede 
Kritik an der Regierung wird als „Delegi-
timierung des Staates“ verfolgt, als wäre 
die Regierung der Staat und nicht dessen 
angestellter Verwalter. Kritik wird zen-
siert und verboten. Stellen Sie sich vor, Sie 
könnten Ihrem Chef in der Firma einfach 
verbieten, Sie für Verfehlungen abzumah-
nen! Absurd, nicht wahr? Die Bundesre-
gierung versucht genau das. Sie will ihrem 
Chef, uns Bürgern, und oppositionellen 
Parteien die Kritik als („rechte“) „Hassre-
de“ verbieten und Kritiker verfolgen. Ab-
solutistisches Verhalten wie im 17. Jahr-
hundert wird uns zu allem Überfluss als 
„Verteidigung der Demokratie“ verkauft. 
Dieser Absolutismus wird dabei ganz offen 
zur Schau getragen, etwa wenn die Ange-
stellte des Volkes Baerbock (Grüne) öffent-
lich tönt, es sei ihr „egal, was [die] Wähler 
denken“, oder wenn die heutige Staats-

ministerin Roth (Grüne) hinter einem 
riesigen Transparent mit der Hassparole 
„Deutschland, du mieses Stück Scheiße“ 
marschiert, und Habeck (Grüne) das Va-
terland, also uns, den Staat, „schon immer 
zum Kotzen“ findet. Und uns ungestraft 
unendlichen Schaden zufügt. Oder wenn 
eine CDU-Vizepräsidentin das Zeigen ei-
ner kleinen Deutschland-Fahne, also des 
wichtigsten Symbols des Staates, im Deut-
schen Bundestag mit einem Ordnungsruf 
verbietet. Sind sie alle der Staat?

Auch Nancy Faeser (SPD), die sich in 
Hessen zur Wahl gestellt und haushoch 
verloren hat, sieht keinen Rücktrittsgrund, 
obwohl ihr die Bürger offensichtlich nicht 
trauen. Vielmehr versucht sie jetzt, jegliche 
Kritik und oppositionelle Parteien verbie-
ten zu lassen und Bürger, die diese unter-
stützen, zu verfolgen. Dafür möchte sie 
„jeden Stein umdrehen“. Sehr gerne wird 
dabei der Vergleich mit dem Nationalso-
zialismus bemüht. Was Faeser und Co. 
übersehen: Hitler hat mit seiner NSDAP 
nie eine Wahl gewonnen, nie eine (absolu-
te) Mehrheit gehabt. Ein NSDAP-Verbot 
wäre nutzlos gewesen. Korrupte Regie-
rungspolitiker (!) der Weimarer Republik 
selbst haben ihn im Irrglauben, das „im 
Griff zu haben“, an die Macht gebracht, 
nicht die Wähler. Sie, nicht die Wähler, ha-
ben ihn mit der Regierungsbildung beauf-
tragt, die Folgen sind bekannt. Wem sollte 
man also eher misstrauen – den Wählern, 
die ihn mehrheitlich nicht gewählt haben, 
oder doch den Politikern, die ihn an die 
Macht brachten? Faeser hat sich wider bes-
seres Wissen gegen die Wähler entschie-
den, sie sollen überwacht, zensiert und ver-
folgt werden. Den schlimmsten Kriegsakt 
gegen die Bundesrepublik Deutschland 
seit 1949, die Sprengung der Nordstream-
Pipelines, ein wahrhaft staatsgefährdendes 
Verbrechen, verfolgt sie dagegen nicht, 
weil es ihrer armseligen Karriere schaden 
könnte. Als deutscher Vasall legt man sich 
besser nicht mit dem US-Paten an. Sie, 
die keine Gelegenheit auslässt, für „Mul-
tikulti“, „Toleranz“ und Einwanderung 
zu werben, ist selbst unfähig, sich in frem-
den Kulturen halbwegs angemessen zu 
bewegen, diese auch nur ansatzweise zu 
respektieren (siehe Armbinden-Affäre zur 
Fußball-WM), will aber alles und jeden 
bevormunden. Sie ist zum Glück nicht der 
Staat, nur eine seiner schlechten Verwalter.

Noch dreister treibt es eine Dame, die mit 
Verboten nur so um sich wirft und über-
haupt keine demokratische Legitimation 
besitzt: Ursula von der Leyen, ungewählte 
EU-Kommissionspräsidentin. Auch ihre 
Kommissare sind nicht gewählt. Seit dem 
17. Februar 2024 lässt sie die private (!) 
Onlinekommunikation sämtlicher EU-
Bürger überwachen und zensieren. Auf 
einem Wahlzettel stand Leyen noch nie, 
auch ihre zweite Amtszeit wurde wieder in 
Hinterzimmern ausgekungelt, noch bevor 
die Europawahl überhaupt stattgefunden 
hat. Dennoch geben die selbst ernannten 
deutschen „Retter der Demokratie“ Stück 
für Stück der Macht an Brüssel ab. Ob das 
der Demokratie dient?

Haben solche Angestellten des Volkes 
wirklich das Recht, ausgerechnet den Bür-
gern, die deren verantwortungsloses Trei-
ben kritisieren, Delegitimierung des Staa-
tes vorzuwerfen und sie zu verfolgen? Wie 
glaubwürdig ist der „Kampf gegen rechts“ 
einer Regierung, die dem Ukrainischen 
Regime unbegrenzte Treue schwört und zu 
seinen Gunsten riesige Summen unseres 
Steuergeldes veruntreut, obwohl die Uk-

rainische Verfassung Sätze enthält wie „… 
die Bewahrung des Erbguts des Ukraini-
schen Volkes [ist] Pflicht des Staates.“ (Ar-
tikel 16)? Das ist Nazi-Rassismus in Rein-
kultur (siehe Hitlers „Rassengesetze“!) und 
steht so oder so ähnlich in keiner anderen 
Verfassung dieser Welt. Es stört unsere 
„Kämpfer gegen rechts“ aber offenbar kein 
bisschen. Das störte Faeser und Co. auch 
am russischen „Helden“ Nawalny nicht, 
einem u.a. wegen Betruges an einem fran-
zösischen Kosmetikkonzern verurteilten 
MI6- und CIA-Agenten, der sogar nach 
Angaben des Ukrainischen Militärgeheim-
dienstes (!) zwar überraschend, aber eines 
natürlichen Todes starb, also keineswegs 
„von Putin ermordet“ wurde. Nawalny war 
ein radikaler, rassistischer Ultra-Nationa-
list, der Homosexuelle und nicht „arische“ 
Landsleute öffentlich als „Schwuchteln“ 
bzw. „Nagetiere“ beschimpfte. Tschetsche-
nen, also kaukasische Mitbürger, nannte er 
„Kakerlaken“. Als Russland 2008 in Geor-
gien einmarschierte, sprach er sich für die 
Deportation (!) aller Georgier aus Russ-
land aus und schrieb auf seinem Blog, dass 
„das Hauptquartier der Nagetiere“ (Tiflis) 
mit Marschflugkörpern zerstört werden 
sollte. Ein lupenreiner Nazi und Rassist. 
Zu all dem fiel Annalena Baerbock (Grü-
ne) nichts weiter ein als: „Nawalny war 
[...] ein Symbol für ein freies und demo-
kratisches Russland.“ Dass Baerbock völlig 
ungebildet ist und schon lange von keinem 
wichtigen Außenminister dieser Welt (au-
ßer dem US-Paten Blinken) mehr empfan-
gen wurde, ist bekannt. Aber muss ich mir 
ihr verantwortungsloses Treiben wirklich 
untätig ansehen, weil Regierungskritik als 
„Delegitimierung des Staates“ verboten 
ist? Wer delegitimiert hier eigentlich wen?

Bleiben Sie bei Verstand,
Dr. H. Demanowski

Spricht mir 
aus dem Herzen

Leserbrief zu „Sprachverwirrung durch 
Gendern stoppen“, #03/24 v. 07.02.24: 
Der Artikel der BVB/Freie Wähler spricht 
mir voll aus dem Herzen. Es müssten 
viel mehr öffentliche Proteste gegen die-
se Sprachdummheit geben. Ich wurde 
an der Humboldt-Universität zum Fach-
lehrer Russisch/Englisch ausgebildet. Im 
Rahmen meiner Diplomarbeit über Ver-
gleiche russischer und deutscher Sprach-
wendungen habe ich mich auch intensiv 
mit der Entstehung und Entwicklung 
der deutschen Sprache beschäftigt. Mir 
gehen die Haare hoch, dass heutzutage 
die Bewertung von Klassenarbeiten und 
Klausuren am „richtigen“ Gendern ge-
messen wird. Es ist so ein Schwachsinn, 
wie damit unser Kulturgut sprachlich ver-
gewaltigt wird. Die Formierung der weib-
lichen *innen-Endungen hält vor keiner 
Personifizierung halt, und dann noch auf 
unterschiedliche Sprech- und Schreib-
weise. Neulich vernahm ich bei einer 
Sportberichterstattung die Erwähnung 
von „Fans“ und „Fanserinnen“! Und alle 
machen mit, ob Nachrichtensprecher_in-
nen, Reporter_innen, Moderatoren_in-
nen, Entertainer_innen usw. usf. Mir 
tun besonders die Nicht-Muttersprachler 
oder Menschen mit Lese-Rechtschreib-
Schwäche leid. Ich schließe mich voll und 
ganz dem letzten Absatz Ihres Artikels an. 
Macht Schluss mit dieser bundesdeut-
schen Gängelei! Klaus Siedow
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Preissteigerung, 
na und?

In dieser Zeit stellt jeder fest,
wie sich die staatliche Einnahme steigern 
lässt.
Je höher die Preise steigen,
umso mehr Steuern lassen sich abzweigen.
Ganz einfach können sich dann Wege fin-
den,
auf denen sie schnell wieder verschwinden.
In großen Gruppen kommt man dann,
per Flugzeug in fremden Ländern an.
Dort verspricht man auf der Stell
große Unterstützung ganz, ganz schnell.
Derweil klaffen zu Hause noch und nö-
cher
unendlich finanzielle Löcher.
Deutschland kann, ich möchte wetten,
den Untergang der Erde retten.
Eines ist gewiss.
Hier weiß man, wie das zu machen ist.
Noch war es nicht schwer nachzusinnen,
um neue Steuernischen zu erfinden.
Herr Pistorius kam zu dem Entschluss, 
unseren Staat kriegsfähig zu machen.
Darüber kann ich nicht mehr lachen.
Das Geld dazu wird auch nicht fehlen,
das wird man von den Steuerzahlern neh-
men.
Ist Deutschland erst wieder zum Kämpfen 
fähig, dann, lieber Gott, sei uns gnädig.
Schließlich haben wir es ja bewiesen,
in den zwei verhängnisvollen Kriegen.
Für den Verteidigungsminister ist das ei-
nerlei.
Schließlich war er nicht dabei.
Er kann es ja nicht wissen.
Für uns Kriegskinder war es beschissen.
Aber keine Bange, es dauert ein Flughafen-
bau bei uns sehr lange.
Die Frage ist, es braucht nicht viel Ver-
stand.
Verteidigen wir uns im eigenen oder frem-
den Land?
Es ist der Welten Lauf.
Wer Rüstung hofiert, baut niemals auf.

Brigitte Schirrmeister

Gedanken zum 
„Montags-

spaziergang“
Jeden Montag gehen wir auf die Straße, 

um diesen verantwortungslosen Politikern 
zu zeigen, dass wir nicht einverstanden 
sind mit dem, was Sie da tun.

Jeden Montag fragen wir uns, warum es 
in Fürstenwalde immer noch so Wenige 
sind, die sich uns anschließen.

Die Situation im Land hat sich verän-
dert, die Politik weiß nicht, was den Bür-
ger bewegt und was ihm wichtig ist.

Es ist dem Bürger, den Bauern, den Spe-
diteuren, den Handwerkern, den Kran-
kenschwestern, den Pflegern, der alten 
Generation, die dieses Land nach dem 
furchtbaren Krieg wieder aufgebaut ha-
ben, und allen anderen fleißigen Leuten 
nicht mehr zu erklären, wenn die Regie-
rung dafür sorgt, alles teurer zu machen, 
und andererseits Milliarden von unseren 
Steuergeldern ins Ausland verschenkt, und 
außerdem noch für Kriege ausgibt.

Und für diese Menschen gehen wir jeden 
Montag bundesweit friedlich spazieren 
oder demonstrieren.

Wir können nicht zusehen, wie unser 
Land, unsere Heimat, von der Regierung 
an die Wand gefahren wird. Wir können 
nicht zusehen, wie einige Politiker durch 

ihre kriegshysterischen Äußerungen mit 
dem Feuer spielen.

Natürlich können nicht alle unzufriede-
nen Bürger die Gelegenheit des friedlichen 
Protestes gegen die nationale und interna-
tionale Politik unserer Regierung wahr-
nehmen. Viele müssen um diese Zeit noch 
arbeiten oder haben nach schwerer und 
getaner Arbeit keinen Elan mehr. Manche 
trauen sich vielleicht nicht, weil sie Angst 
um ihren Job oder ihre Firma haben. Alle 
diese Menschen kann ich natürlich verste-
hen!

Wieder andere befürchten immer noch, 
dass wir rechts oder Rechtsradikale sind. 
Ich bin jetzt seit fast zwei Jahren dabei und 
ich darf sagen, dass ich keinen Teilnehmer 
diesbezüglich wahrgenommen habe! Uns 
allen geht es nur um eine vernünftige In-
nen- und Außenpolitik zum Wohle der 
Menschheit und der Bürger unseres Lan-
des. Um Frieden, Freiheit, Souveränität! 
Andere wiederum wissen aber vielleicht 
noch nicht, wofür wir jeden Montag auf 
die Straße gehen.

Deswegen möchte ich hier die Gelegen-
heit nutzen, um die Schwerpunkte aufzu-
zählen, weswegen wir jeden Montagabend 
durch Fürstenwalde ziehen und über die 
wir auch, während des Spaziergangs, dis-
kutieren und uns austauschen.

1. Für Frieden, gegen Krieg, für Diplo-
matie. Krieg darf kein Mittel der Politik 
sein.

2. Für Abrüstung, gegen Waffenlieferun-
gen. Waffen retten kein Leben! Waffen tö-
ten Menschen!

3. Gegen Sanktionen. Ein Wirtschafts-
krieg schadet nur der eigenen Wirtschaft 
und der eigenen Bevölkerung.

4. Gegen die Vormundschaft der USA
5. Gegen illegale, unkontrollierte Mig-

ration
6. Gegen Steuergeldverschwendung 
7. Für die Senkung der Inflation. Bezahl-

barer Lebensunterhalt für alle! 
Gegen die CO₂ -Steuer, die Benzin- und 

Heizölkosten in die Höhe treibt, gegen die 
Mauterhöhung, gegen Mietwucher, gegen 
Erhöhung der Krankenkassenbeiträge, ge-
gen Kürzungen in der Bildungspolitik.

8. Für die Solidarität mit unseren Land-
wirten.

9. Für Investitionen in die Zukunft, für 
Bildung und Soziales, für die sinnvolle Er-
haltung unserer Umwelt. Schluss mit der 
Klimahysterie und der verfehlten Energie-
politik!

10. Für die Unabhängigkeit von Wissen-
schaft, Presse und Justiz

11. Für die Aufarbeitung der Corona-
Politik

12. Für die Gewährleistung der Grund- 
und Menschenrechte

13. Für Politikerhaftung und gegen Lob-
byisten, die die Politik lenken

14. Für die Besetzung der Ministerien 
mit Menschen, die Fachkompetenz und 
Erfahrung mitbringen. Menschen, die in 
der Landwirtschaft, im Gesundheitswesen, 
in der Bildung, in der Justiz, oder als Sol-
dat tätig waren.

Unsere Erwartungen an die Regierung: 
Halten Sie sich an ihren Amtseid „Alles 

für das Wohl des deutschen Volkes zu tun, 

und Schaden vom deutschen Volk abzu-
wenden“. 

Halten Sie sich an Ihre Wahlversprechen! 
Ansonsten ist das Wahlbetrug und Irrefüh-
rung der Wähler.

Hören Sie auf die Sorgen der Bürger!
Frieden ist das Wichtigste auf der Welt! 
Schon Willy Brandt, Bundeskanzler von 

1969 bis 1974 sagte: „Frieden ist nicht al-
les, aber ohne Frieden ist alles nichts“

 „Wenn die Ukraine weiterhin in die 
Nato getrieben wird – und das ist amerika-
nische Politik – wenn das geschieht, dann 
kann es einen Krieg an den Ostgrenzen 
Europas geben.“ (Klaus von Dohnanyi, 
ehem. Bürgermeister von Hamburg und 
Mitglied des Deutschen Bundestages)

Wenn diese Kriegstreiberei und diese 
Waffenlieferungen nicht aufhören, und 
Diplomatie keine Anwendung findet, 
dann schafft sich die Menschheit selber ab. 
Und zwar, bevor es der Klimawandel tut.

Darum, liebe Fürstenwalder, und alle 
aus der Umgebung, möchte ich Euch er-
muntern und ermutigen mit uns gemein-
sam spazieren zu gehen, wenn Ihr genauso 
denkt. „Es ist an der Zeit“ (Lied von Han-
nes Wader). 

Treffpunkt ist jeden Montag bis um 
17.30 Uhr in Fürstenwalde, Am Stern, 
(Hotel Kaiserhof). Uwe Buth

Warum kaufen 
wir so gerne billige 

Lebensmittel?
Werte Leserschaft,
in meinem letzten Leserbrief hatte ich 

bereits kurz angedeutet, auch mal etwas 
zum �ema Lebensmittelpreise schreiben 
zu wollen.

Was sind denn eigentlich gerechte Le-
bensmittelpreise? Können wir uns darauf 
einigen, dass sie gerecht sind, wenn sie fair 
sind? Aber was heißt fair? Fair bedeutet, 
dass jeder aus seiner Arbeit sein Auskom-
men bestreiten kann. Also fair für wen? Ei-
gentlich heißt das: fair für alle Beteiligten, 
also für den Erzeuger, eventuell für den 
Weiterverarbeiter, für den Händler und 
für den Konsumenten.

Natürlich ist es schwierig, hier zu definie-
ren, wie viel Geld man einem zugestehen 
möchte, damit er sein Auskommen be-
streiten kann. Hier könnte man gedank-
lich sehr schnell zu einer gesellschaftspo-
litischen Gleichmacherei kommen, die es 
so meiner Meinung nach aber nicht geben 
sollte. Aber unser Gerechtigkeitssinn sagt 
uns doch wahrscheinlich, dass jeder der 
am sogenannten Markt Beteiligten zumin-
dest seine Grundbedürfnisse befriedigen 
können müsste.

Wenn Sie dann mal mit einem Bau-
ern über seine wirtschaftliche Situation 
ins Gespräch kommen, werden Sie sehr 
schnell zu hören bekommen, dass er ohne 
die EU-Subventionen (und die damit 
verbundenen Sanktionen!) finanziell auf 
keinen grünen Zweig kommen kann. Auf 
der anderen Seite steht dann der Konsu-
ment, dessen Kaufkraft, wie wir wissen, in 
den letzten Jahren stetig gesunken ist (von 

besserverdienenden und besserberenteten 
Ausnahmen einmal abgesehen). Hier gibt 
es die verständliche Forderung nach be-
zahlbaren Lebensmitteln.

Und dazwischen? Da steht eine weltweit 
agierende Lebensmittel-Industrie, deren 
erklärtes Ziel weder die faire Behandlung 
von Bauern noch von Konsumenten ist. Es 
geht lediglich um den eigenen Profit und 
dem müssen alle anderen Ziele unterge-
ordnet werden. Das ist in meinen Augen 
das Haupt-Dilemma.

Warum haben diese Lebensmittelkon-
zerne aber nur eine so übergroße Markt-
macht? Antwort: Weil wir sie ihnen geben!

Eigentlich wollen wir alle ja nur gute, fri-
sche und hochwertige Lebensmittel kau-
fen und das zu Preisen, die wir uns leisten 
können. Und das wäre und ist auch wirk-
lich möglich. Aber nicht mit dem Kon-
sumverhalten, welches wir als Gesellschaft 
an den Tag legen! (siehe auch mein letzter 
Leserbrief )

Und hier reicht es leider nicht aus, auf 
die bösen Konzerne zu schimpfen und 
sie für alles verantwortlich zu machen. 
Klar, die Konzerne haben natürlich dafür 
gesorgt, dass alle Beteiligten im Lebens-
mittelerzeugungsprozess gegeneinander 
ausgespielt werden können und sich über-
legen müssen, mit welchen unlauteren 
Tricks sie für sich einen Wettbewerbsvor-
teil erlangen können. Zuerst hat man den 
Bauern Kunstdünger angeboten, damit 
sie mehr produzieren und damit mehr 
verdienen können. Dann hat man die 
Marktpreise nach unten korrigiert und die 
Kunstdünger-Bauern konnten natürlich 
die niedrigeren Preise mit höheren Erträ-
gen kompensieren. Die Bauern, die keine 
Kunstdünger verwenden wollten, hatten 
dann das Nachsehen und haben auch um-
gestellt. Nach dem gleichen Prinzip wur-
den die Bauern auch zum Pestizideinsatz 
gedrängt, zur Gentechnik, etc. Niemand, 
der sein Land liebt, und das tut ein Bau-
er, vergiftet es freiwillig. Aber man sieht 
sich dann eben gezwungen. Jeder will nur 
überleben.

Genauso hat man es mit den Lebens-
mittel-Verarbeitern gemacht. Derjenige, 
der am dreckigsten, minderwertigsten und 
billigsten produzieren kann, bestimmt die 
allgemeine Qualität. Und warum können 
die das, die Konzerne? Eben, weil wir mit-
machen!

Und warum kaufen wir so gerne billige 
Lebensmittel?

Das liegt zum einen daran, dass in den 
letzten Jahrzehnten die Ausgaben für alles, 
was keine Lebensmittel sind, so drastisch 
gestiegen sind. Das sind für mich vor allem 
die Kosten für Mieten und Steuern (auch 
in verdeckter Form). An dieser Schraube 
lässt sich für uns Konsumenten erst einmal 
nicht so einfach drehen, da bedürfte es 
schon einer kleinen oder größeren Revo-
lution und gegenüber solchen Vorstellun-
gen fühlen wir uns dann doch gerne eher 
ohnmächtig.

Aber mir ist es wichtig aufzuzeigen, dass 
wir auch ganz konkret im Hier und Jetzt 
etwas tun können, um mehr Geld zur Ver-
fügung zu haben, welches wir in hochwer-
tigere Lebensmittel investieren könnten.

Brauchen wir wirklich den superflachen 
Fernsehapparat mit größtmöglicher Bild-
schirmdiagonale, die 23. Handtasche, das 
modernste Smartphone...?

Brauchen unsere Kinder, um gut spie-
len zu können, wirklich diese Masse von 
Spielzeug-Müll in ihren Kinderzimmern? 
Nur weil sich jeder Onkel und jede Oma 
einbilden, bei jedem Besuch etwas mit-
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bringen zu müssen und wir als Eltern un-
seren Kindern ja auch manchen Spielzeug-
wunsch nicht abschlagen wollen, um uns 
stattdessen hinzusetzen und mit ihnen zu 
spielen oder ihnen etwas vorzulesen? Diese 
Liste ließe sich beliebig fortsetzen.

Spart man wirklich Geld, wenn man 
sich die billigsten Klamotten, die billigsten 
Haushaltsgegenstände kauft, diese dann 
aber nach kürzester Zeit kaputt gehen und 
ersetzt werden müssen?

Und wie sieht es mit den verarbeiteten 
Lebensmitteln aus? Können Sie sich je-
manden leisten, den sie dafür bezahlen, 
dass er ihnen Kartoffelchips herstellt? 
Wenn derjenige so viel in der Stunde ver-
dienen soll wie Sie selbst (also fair!), dann 
würden sie sich die Kartoffelchips vermut-
lich einzeln und mit einer goldenen Pin-
zette in den Mund schieben.

So aber nehmen wir in Kauf, dass der 
Bauer den Boden vor dem Kartoffelan-
bau erst einmal mit Glyphosat „sauber“ 
spritzt. Danach werden die Pflanzen x-mal 
gegen Krautfäule und Kartoffelkäfer mit 
giftigen Pestiziden gespritzt. Die geernte-
ten Kartoffeln werden dann erst einmal 
industriell geschält. Wie das funktioniert? 
Sie kommen in ein ekelhaftes Lauge-Bad, 
in dem die Schale abgegammelt wird. Na-
türlich wird das Ganze danach wieder mit 
einer Säure „neutralisiert“. Auch im An-
schluss werden noch einige „hochwertige 
Veredelungsmittel“ eingesetzt, damit das 
Endprodukt dann so knusprig ist und so 
frisch aussieht, selbst wenn es schon ein 
halbes Jahr im Supermarkt gelegen hat. 
Von den minderwertigen Fetten, die beim 
Frittiervorgang eingesetzt werden, möchte 
ich gar nicht erst schreiben. Jetzt macht 
sich diese Chipstüte gemeinsam mit ihren 
Brüdern und Schwestern auf einen langen 
Weg über verschiedene LKWs bis hin zum 
Supermarkt in Ihrer Nähe. Und diese Tüte 
kostet dann nur ein, zwei Euro? Da muss 
doch etwas faul sein!

Und wir fördern mit dem Kauf solcher 
Produkte, und auch diese Liste ließe sich 
beliebig erweitern, eben genau die oben 
erwähnten Strukturen.

Wenn wir die Bauern und vor allem die 
Lebensmittelkonzerne zwingen könnten 
(und das können wir nicht!), keine solchen 
minderwertigen Fertigprodukte mehr her-
zustellen, sondern nur noch hochwertige, 
dann könnten wir sie uns wahrscheinlich 
nicht mehr leisten (s.o.). Dann müssten 
wir sie uns selbst herstellen oder aber eben 
darauf verzichten und stattdessen täglich 
selbst aus frischen Zutaten hochwertige 
Nahrung zubereiten. Und wenn wir für 
jede Banane, die wir essen möchten, selbst 
in die Plantage laufen müssten um sie zu 
pflücken, dann hätten wir noch nie eine 
gegessen. Und wenn wir dafür, dass wir 
mitten im Winter Tomaten, Gurken und 
Paprika essen können, selbst das Holz fäl-
len, sägen und hacken müssten, um die 
Heizung eines Gewächshauses damit zu 
betreiben, dann würden wir dankend ab-
lehnen und auf diesen Luxus verzichten.

Wären wir dann weniger glücklich? Ich 
glaube nicht!

Sie meinen jetzt, wir haben zu we-
nig Zeit, um unsere ganze Nahrung aus 
Grund-Zutaten selbst zuzubereiten? Nun, 
vielleicht würde es sich ja lohnen, weniger 
Zeit in die Lohnarbeit zu investieren und 
dafür weniger Geld für hoch verarbeitete 
und minderwertige Lebensmittel auszu-
geben, und weniger Geld für Dinge, von 
denen wir eigentlich wissen, dass wir sie 
sowieso nicht brauchen. Nur mal so als 
Beispiel... Ganz nebenbei würden wir 

dadurch auch weniger Lohnsteuer und 
Mehrwertsteuer bezahlen und unser Staat 
hätte weniger Geld zur Verfügung, um es 
in irgendwelche Kriegsgebiete zu pumpen.

Ich hoffe, ich habe den moralischen Zei-
gefinger jetzt nicht zu weit erhoben, auch 
ich selbst bin hier keineswegs perfekt. Aber 
wir alle sind in der Lage uns zu entwickeln 
und hier und da ein Schräubchen zu dre-
hen. Und wenn wir etwas besser machen, 
als wir es früher gemacht haben, dann wird 
es uns damit auch besser gehen.

Alles Gute! Christoph Roth

Sprachlos gemacht
Hallo Herr Hauke,
die Lesermeinung („Das verbitte ich 

mir“; #04/24 v. 21.02.2024) von Herrn 
Philipp war für mich schwer zu ertragen: 
Die Art und Weise, sich einerseits als Leser 
(und Versteher) wichtiger Autoren (Bhakdi 
und Wisnewski) wie auch lokaler Autoren 
wie Dr. Demanowski und Dr. Heinemann 
zu bedienen und denen dann andererseits 
eine „Faktenflut mit wenig erkennbarem 
Zusammenhang“ vorzuwerfen, macht 
mich sprachlos und wütend. 

Ich alter, weißer Mann konnte sowohl 
Bhakdi als meistens auch Wisnewski in-
haltlich folgen. Ich war froh, von denen 
so viele Fakten kompakt präsentiert zu 
bekommen!

Dann den Herren Demanowski und 
Heinemann mal so „aus der Hüfte ge-
schossen“ den Doktortitel, und gar den 
Besuch einer Uni infrage zu stellen, halte 
ich nicht nur für eine Unverschämtheit, 
sondern für ein Indiz, dass unser Maximi-
lian Philipp vielleicht selbst keinen natur-
wissenschaftlichen Abschluss fertigbekom-
men hat? Lassen wir ihn mal antworten, 
welcher Profession er zuzuordnen ist! 

Herr Maximilian Philipp: Mich hat man 
nach meiner Promotion an der Humboldt-
Universität zu Berlin 1986 aktenkundig 
belehrt, dass die Nennung des 2. akade-
mische Grades (Dr.) in Angaben meines 
Nachnamens als akademischer Namens-
zusatz obligatorisch ist. Missbrauch durch 
Benutzung oder Weglassen strafbar wäre. 

Ob das in der aktuellen Rechtsprechung 
der Bundesrepublik auch noch so ist, ent-
zieht sich meiner Kenntnis. Es soll da ja in 
Kreisen der Politik offene Fragen geben. In 
Spannung auf Ihre Antwort

Dr. rer. nat. Ralf Kalke

Deutschland 
ist arm dran

„Die Energiewende garantiert den 
Wohlstand Deutschlands“, sagte am 
24.01.2024 Bundeswirtschaftsminister 
Habeck. Das klingt wie ein Märchen für 
die meisten Normalbürger, denen die sog. 
Energiewende nur existenzgefährdende 
Kosten beschert hat. Seit Beginn des 21. 
Jahrhunderts ist der Normalbürger durch 
die Regierungspolitik immer ärmer gewor-
den, z.B:

• durch die Einführung des Niedrig-
lohns. Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamts verdiente 2023 fast jeder 
Vierte in Deutschland weniger als 14 Euro 
brutto pro Stunde. Davon kann der Be-
treffende weder gut leben (was Herr Spahn 
einst für möglich hielt!), noch etwas für die 
zu erwartende Niedrigrente zurücklegen 
und schon gar nicht Pflegekosten in Höhe 
von 2.600 Euro/Monat bezahlen.

• durch immer weitere Absenkung des 

Renten-Niveaus. Jeder vierte Rentenemp-
fänger bekommt weniger als 1.000 Euro/
Monat. Frauen sind davon besonders be-
troffen. 53,5 % der Rentnerinnen erhalten 
weniger als 1.250 Euro/Monat. Dazu mal 
ein Vergleich der sog. Nettoersatzrate in 
verschiedenen Ländern aus dem Jahr 2021 
(Angaben in % des letzten Gehalts): Nie-
derlande 89, Griechenland 84, Italien 82, 
Frankreich 74, Deutschland 53 (damals 
war’s!), Litauen 31.

• durch ständig steigende Mieten. 2023 
fehlten in Deutschland 910.000 Sozial-
wohnungen, in Berlin 130.000. Wer nicht 
bei Verwandten oder Bekannten unter-
kommt, der muss eben würdelos unter der 
Brücke hausen.

Sollte sich jemand von den Regierenden 
eventuell als Volksvertreter verstehen und 
nicht lobbygesteuert sein, dann müsste er 
sich um die Nöte und Ängste seiner Wäh-
ler kümmern. Gemäß einer Allensbach-
Studie vom Januar 2024 sorgen sich die 
Bürger erstens um die Zuwanderung von 
Flüchtlingen nach Europa, zweitens um 
die ansteigende Kriminalität und drittens 
um die Hyperinflation – zuletzt um die 
angebliche Klimarettung. Die Sorge ist 
nicht unbegründet. Mit Steuergeldern (im 
Jahr 2023 waren es 3,58 Mrd. Euro/Mo-
nat für rund 3,9 Millionen erwerbsfähige 
Personen!) wird das Bürgergeld bezahlt, 
in dessen Genuss (!) etwa zu gleichen Tei-
len Deutsche und Ausländer kommen. 
Zur Flüchtlingsproblematik fand der all-
seits geschätzte, ehemalige Bundeskanzler 
Helmut Schmidt bereits 2015 in einem 
Interview mit Sandra Maischberger klare 
Worte: „Die Zuwanderung aus fremden 
Zivilisationen schafft mehr Probleme als 
es uns auf dem Arbeitsmarkt an positiven 
Faktoren bringen kann!“ Seit 2015 wird 
die Willkommenskultur gepflegt. Schein-
bar ist die unkontrollierte, eigentlich un-
gesetzliche Einwanderung gewollt. Mit 
Flüchtlingen kann man viel Geld verdie-
nen (Frankreichs Präsident Macron mach-
te anfangs Deutschland den Vorwurf, mo-
derne Sklaverei zu betreiben!). Dem Volk 
gegenüber wird die Zuwanderung mit 
dem Fachkräftemangel auf dem Arbeits-
markt in Deutschland begründet. Mehr-
heitlich kommen aber keine Fachkräfte. 
Ein großer Teil geht nicht in den Arbeits-
markt, sondern in die Sozialsysteme.

Das LKA Berlin warnte bereits 2022 vor 
„einem zunehmenden Strom krimineller 
Akteure in den EU-Raum“. Innerhalb 
eines Jahres haben Kriminelle in Berlin 
mehr als 42 Mill. Euro erbeutet. Aber 
es geht nicht nur um Geld. Besorgniser-
regend ist die Zahl der Messerangriffe – 
3.317 im Jahr 2022, 3.350 im Jahr 2023! 

Sicher meint der Herr Habeck den Wohl-
stand für die energieliefernden Branchen, 
die mittels LNG-Beschleunigungs- und 
Energiegesetz sagenhafte Gewinne mach-
ten/machen? Dagegen fürchten besonders 
ostdeutsche Wirtschaftsvertreter um ihren 
Standort und schreiben Brandbriefe an 
Bundeskanzler Scholz. Ifo-Präsident Fu-
est kommentierte kürzlich: „Die deutsche 
Wirtschaft steckt in der Rezession fest.“ 
Allein in Berlin stieg die Zahl der Unter-
nehmensinsolvenzen im Jahresvergleich 
um fast 30%. Mittlerweile erkennt Herr 
Habeck, dass sich „die deutsche Wirtschaft 
in einem schweren Fahrwasser“ befindet! 
An die eigene Schuld denkt er natürlich 
nicht. 

Den Schuldenhaushalt 2024 bezeichnet 
der Bundesfinanzminister Lindner als Ge-
staltungshaushalt! Großzügig werden 60 
Mrd. Euro Entwicklungshilfe in der Welt 

verteilt, auch beim Militärhaushalt gibt 
es keine Abstriche („Sondervermögen“, 
Waffenlieferungen für die Ukraine). Steu-
ererhöhungen und Subventionskürzungen 
sollen die Finanzlücke reduzieren. Respekt 
für die Bauern, die auf die Straße gingen/
gehen, um gegen die desolate Politik der 
Ampel-Regierung zu demonstrieren. Ihr 
Motto: „Wer die Bauern quält, wird nicht 
gewählt!“ Wäre doch sicher auch ein gutes 
Beispiel für die Bürger mit den oben ge-
schilderten Sorgen und Ängsten!

Keine Existenzsorgen müssen sich die 
736 Bundestagsabgeordneten und die 751 
EU-Parlamentarier in Brüssel machen. Zur 
Arbeitserleichterung stehen ihnen 6.000 
aktive Lobbyisten aus der Wirtschaft bzw. 
40.000 EU-Bedienstete zur Verfügung, 
die großzügig mit Steuergeldern entlohnt 
werden, wie auch die ca. 240 Bedienste-
ten des Bundespräsidialamtes. Daher ist 
es leicht zu verstehen, dass Proteste klein 
geredet bzw. Umsturzfantasien unterstellt 
werden. Um ihre Privilegien/Macht zu er-
halten, werden Hetzveranstaltungen gegen 
vermeintliche „Antidemokraten“ organi-
siert. Die instrumentalisierten Demonst-
ranten oder ihre Veranstalter bemerken in 
ihrem Übereifer nicht einmal die Wider-
sprüchlichkeit bei den mitgeführten Pla-
katen. Auf einem steht „Gegen Hass und 
Gewalt“, auf einem anderen „Ganz Ber-
lin hasst die AfD“. Kinder halten Plakate 
hoch, auf denen „Alle hassen die AfD“ zu 
lesen ist. Als die AfD-Vorsitzende Alice 
Weidel den sog. Volksparteien im Bundes-
tag vorwarf, Deutschland zu hassen, gab es 
Tumulte. Liegt sie da falsch?

Als edel ist es zu bewerten, dass die Re-
gierenden nicht nur an sich selbst zuerst 
denken, sondern auch abgewählten, zu-
rückgetretenen, untauglichen und ent-
täuschten Parteimitgliedern mit „fetten“ 
Posten ihr weiteres Dasein versüßen. Sie 
finden sich dann im Europäischen Parla-
ment (Frau U. von der Leyen, die Herren 
Hofreiter, Oettinger, Schulz, Weber) und 
auf Vorstandsposten (Frau A. Nahles) 
wieder. Andere Verdienstvolle bekommen 
lebenslang einen sog. Ehrensold von > 
200.000 Euro/Jahr (die Ex-Bundesprä-
sidenten Köhler und Wulff – beide trotz 
vorzeitigen Rücktritts – und Gauck) und 
werden von einer umfänglichen Entoura-
ge beschützt, gefahren und bürotechnisch 
unterstützt. Wie schön!

Dr. H.-J. Graubaum

Zauberwort: Frieden
Als 83-jähriger habe ich ein Problem 

im Geschichtsverständnis! Nicht bewusst, 
doch schon erlebt: den 2. Weltkrieg. Als 
Kriegshalbwaise sind mir aus „Fürstenwal-
der Sicht“ schon noch Erlebnisse in Kind-
heit, Schulzeit und den Jahren danach in 
unschöner Erinnerung geblieben!  „Nie 
wieder Krieg“ habe ich lange gehört. In 
Ost und West, dank der medialen Aufklä-
rung aus dem täglichen Leben.

Ich denke, wir alle hatten Glück, denn 
der „Kalte Krieg“ blieb kalt. Aber eines 
blieb Maxime: „Nie wieder Krieg!“

Der „Wettbewerb der Systeme“ war lan-
ge ausgeglichen und allgemein war die Ab-
sicht, sich gegenseitig auszulöschen, nicht 
ausgeprägt. Wir hatten damals sozusagen 
Glück gehabt.

Das ausgeglichene Kräfteverhältnis zwi-
schen den „Blöcken“ ging 1990 verloren, 
ein fataler Fehler der Geschichte. Die 
Schwäche der Sowjetunion wurde brutal 
missbraucht und zeigt sich aktuell im Bru-



LeserforumKümmels Anzeiger
Nr. 05/24 • 06.03.24

21

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 

zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt.
Jeder hat das Recht, einen Leserbrief zu schreiben: info@hauke-verlag.de

LeserforumFW 05/24
06.03.2024

16

Preissteigerung, 
na und?

In dieser Zeit stellt jeder fest,
wie sich die staatliche Einnahme steigern 
lässt.
Je höher die Preise steigen,
umso mehr Steuern lassen sich abzweigen.
Ganz einfach können sich dann Wege fin-
den,
auf denen sie schnell wieder verschwinden.
In großen Gruppen kommt man dann,
per Flugzeug in fremden Ländern an.
Dort verspricht man auf der Stell
große Unterstützung ganz, ganz schnell.
Derweil klaffen zu Hause noch und nö-
cher
unendlich finanzielle Löcher.
Deutschland kann, ich möchte wetten,
den Untergang der Erde retten.
Eines ist gewiss.
Hier weiß man, wie das zu machen ist.
Noch war es nicht schwer nachzusinnen,
um neue Steuernischen zu erfinden.
Herr Pistorius kam zu dem Entschluss, 
unseren Staat kriegsfähig zu machen.
Darüber kann ich nicht mehr lachen.
Das Geld dazu wird auch nicht fehlen,
das wird man von den Steuerzahlern neh-
men.
Ist Deutschland erst wieder zum Kämpfen 
fähig, dann, lieber Gott, sei uns gnädig.
Schließlich haben wir es ja bewiesen,
in den zwei verhängnisvollen Kriegen.
Für den Verteidigungsminister ist das ei-
nerlei.
Schließlich war er nicht dabei.
Er kann es ja nicht wissen.
Für uns Kriegskinder war es beschissen.
Aber keine Bange, es dauert ein Flughafen-
bau bei uns sehr lange.
Die Frage ist, es braucht nicht viel Ver-
stand.
Verteidigen wir uns im eigenen oder frem-
den Land?
Es ist der Welten Lauf.
Wer Rüstung hofiert, baut niemals auf.

Brigitte Schirrmeister

Gedanken zum 
„Montags-

spaziergang“
Jeden Montag gehen wir auf die Straße, 

um diesen verantwortungslosen Politikern 
zu zeigen, dass wir nicht einverstanden 
sind mit dem, was Sie da tun.

Jeden Montag fragen wir uns, warum es 
in Fürstenwalde immer noch so Wenige 
sind, die sich uns anschließen.

Die Situation im Land hat sich verän-
dert, die Politik weiß nicht, was den Bür-
ger bewegt und was ihm wichtig ist.

Es ist dem Bürger, den Bauern, den Spe-
diteuren, den Handwerkern, den Kran-
kenschwestern, den Pflegern, der alten 
Generation, die dieses Land nach dem 
furchtbaren Krieg wieder aufgebaut ha-
ben, und allen anderen fleißigen Leuten 
nicht mehr zu erklären, wenn die Regie-
rung dafür sorgt, alles teurer zu machen, 
und andererseits Milliarden von unseren 
Steuergeldern ins Ausland verschenkt, und 
außerdem noch für Kriege ausgibt.

Und für diese Menschen gehen wir jeden 
Montag bundesweit friedlich spazieren 
oder demonstrieren.

Wir können nicht zusehen, wie unser 
Land, unsere Heimat, von der Regierung 
an die Wand gefahren wird. Wir können 
nicht zusehen, wie einige Politiker durch 

ihre kriegshysterischen Äußerungen mit 
dem Feuer spielen.

Natürlich können nicht alle unzufriede-
nen Bürger die Gelegenheit des friedlichen 
Protestes gegen die nationale und interna-
tionale Politik unserer Regierung wahr-
nehmen. Viele müssen um diese Zeit noch 
arbeiten oder haben nach schwerer und 
getaner Arbeit keinen Elan mehr. Manche 
trauen sich vielleicht nicht, weil sie Angst 
um ihren Job oder ihre Firma haben. Alle 
diese Menschen kann ich natürlich verste-
hen!

Wieder andere befürchten immer noch, 
dass wir rechts oder Rechtsradikale sind. 
Ich bin jetzt seit fast zwei Jahren dabei und 
ich darf sagen, dass ich keinen Teilnehmer 
diesbezüglich wahrgenommen habe! Uns 
allen geht es nur um eine vernünftige In-
nen- und Außenpolitik zum Wohle der 
Menschheit und der Bürger unseres Lan-
des. Um Frieden, Freiheit, Souveränität! 
Andere wiederum wissen aber vielleicht 
noch nicht, wofür wir jeden Montag auf 
die Straße gehen.

Deswegen möchte ich hier die Gelegen-
heit nutzen, um die Schwerpunkte aufzu-
zählen, weswegen wir jeden Montagabend 
durch Fürstenwalde ziehen und über die 
wir auch, während des Spaziergangs, dis-
kutieren und uns austauschen.

1. Für Frieden, gegen Krieg, für Diplo-
matie. Krieg darf kein Mittel der Politik 
sein.

2. Für Abrüstung, gegen Waffenlieferun-
gen. Waffen retten kein Leben! Waffen tö-
ten Menschen!

3. Gegen Sanktionen. Ein Wirtschafts-
krieg schadet nur der eigenen Wirtschaft 
und der eigenen Bevölkerung.

4. Gegen die Vormundschaft der USA
5. Gegen illegale, unkontrollierte Mig-

ration
6. Gegen Steuergeldverschwendung 
7. Für die Senkung der Inflation. Bezahl-

barer Lebensunterhalt für alle! 
Gegen die CO₂ -Steuer, die Benzin- und 

Heizölkosten in die Höhe treibt, gegen die 
Mauterhöhung, gegen Mietwucher, gegen 
Erhöhung der Krankenkassenbeiträge, ge-
gen Kürzungen in der Bildungspolitik.

8. Für die Solidarität mit unseren Land-
wirten.

9. Für Investitionen in die Zukunft, für 
Bildung und Soziales, für die sinnvolle Er-
haltung unserer Umwelt. Schluss mit der 
Klimahysterie und der verfehlten Energie-
politik!

10. Für die Unabhängigkeit von Wissen-
schaft, Presse und Justiz

11. Für die Aufarbeitung der Corona-
Politik

12. Für die Gewährleistung der Grund- 
und Menschenrechte

13. Für Politikerhaftung und gegen Lob-
byisten, die die Politik lenken

14. Für die Besetzung der Ministerien 
mit Menschen, die Fachkompetenz und 
Erfahrung mitbringen. Menschen, die in 
der Landwirtschaft, im Gesundheitswesen, 
in der Bildung, in der Justiz, oder als Sol-
dat tätig waren.

Unsere Erwartungen an die Regierung: 
Halten Sie sich an ihren Amtseid „Alles 

für das Wohl des deutschen Volkes zu tun, 

und Schaden vom deutschen Volk abzu-
wenden“. 

Halten Sie sich an Ihre Wahlversprechen! 
Ansonsten ist das Wahlbetrug und Irrefüh-
rung der Wähler.

Hören Sie auf die Sorgen der Bürger!
Frieden ist das Wichtigste auf der Welt! 
Schon Willy Brandt, Bundeskanzler von 

1969 bis 1974 sagte: „Frieden ist nicht al-
les, aber ohne Frieden ist alles nichts“

 „Wenn die Ukraine weiterhin in die 
Nato getrieben wird – und das ist amerika-
nische Politik – wenn das geschieht, dann 
kann es einen Krieg an den Ostgrenzen 
Europas geben.“ (Klaus von Dohnanyi, 
ehem. Bürgermeister von Hamburg und 
Mitglied des Deutschen Bundestages)

Wenn diese Kriegstreiberei und diese 
Waffenlieferungen nicht aufhören, und 
Diplomatie keine Anwendung findet, 
dann schafft sich die Menschheit selber ab. 
Und zwar, bevor es der Klimawandel tut.

Darum, liebe Fürstenwalder, und alle 
aus der Umgebung, möchte ich Euch er-
muntern und ermutigen mit uns gemein-
sam spazieren zu gehen, wenn Ihr genauso 
denkt. „Es ist an der Zeit“ (Lied von Han-
nes Wader). 

Treffpunkt ist jeden Montag bis um 
17.30 Uhr in Fürstenwalde, Am Stern, 
(Hotel Kaiserhof). Uwe Buth

Warum kaufen 
wir so gerne billige 

Lebensmittel?
Werte Leserschaft,
in meinem letzten Leserbrief hatte ich 

bereits kurz angedeutet, auch mal etwas 
zum �ema Lebensmittelpreise schreiben 
zu wollen.

Was sind denn eigentlich gerechte Le-
bensmittelpreise? Können wir uns darauf 
einigen, dass sie gerecht sind, wenn sie fair 
sind? Aber was heißt fair? Fair bedeutet, 
dass jeder aus seiner Arbeit sein Auskom-
men bestreiten kann. Also fair für wen? Ei-
gentlich heißt das: fair für alle Beteiligten, 
also für den Erzeuger, eventuell für den 
Weiterverarbeiter, für den Händler und 
für den Konsumenten.

Natürlich ist es schwierig, hier zu definie-
ren, wie viel Geld man einem zugestehen 
möchte, damit er sein Auskommen be-
streiten kann. Hier könnte man gedank-
lich sehr schnell zu einer gesellschaftspo-
litischen Gleichmacherei kommen, die es 
so meiner Meinung nach aber nicht geben 
sollte. Aber unser Gerechtigkeitssinn sagt 
uns doch wahrscheinlich, dass jeder der 
am sogenannten Markt Beteiligten zumin-
dest seine Grundbedürfnisse befriedigen 
können müsste.

Wenn Sie dann mal mit einem Bau-
ern über seine wirtschaftliche Situation 
ins Gespräch kommen, werden Sie sehr 
schnell zu hören bekommen, dass er ohne 
die EU-Subventionen (und die damit 
verbundenen Sanktionen!) finanziell auf 
keinen grünen Zweig kommen kann. Auf 
der anderen Seite steht dann der Konsu-
ment, dessen Kaufkraft, wie wir wissen, in 
den letzten Jahren stetig gesunken ist (von 

besserverdienenden und besserberenteten 
Ausnahmen einmal abgesehen). Hier gibt 
es die verständliche Forderung nach be-
zahlbaren Lebensmitteln.

Und dazwischen? Da steht eine weltweit 
agierende Lebensmittel-Industrie, deren 
erklärtes Ziel weder die faire Behandlung 
von Bauern noch von Konsumenten ist. Es 
geht lediglich um den eigenen Profit und 
dem müssen alle anderen Ziele unterge-
ordnet werden. Das ist in meinen Augen 
das Haupt-Dilemma.

Warum haben diese Lebensmittelkon-
zerne aber nur eine so übergroße Markt-
macht? Antwort: Weil wir sie ihnen geben!

Eigentlich wollen wir alle ja nur gute, fri-
sche und hochwertige Lebensmittel kau-
fen und das zu Preisen, die wir uns leisten 
können. Und das wäre und ist auch wirk-
lich möglich. Aber nicht mit dem Kon-
sumverhalten, welches wir als Gesellschaft 
an den Tag legen! (siehe auch mein letzter 
Leserbrief )

Und hier reicht es leider nicht aus, auf 
die bösen Konzerne zu schimpfen und 
sie für alles verantwortlich zu machen. 
Klar, die Konzerne haben natürlich dafür 
gesorgt, dass alle Beteiligten im Lebens-
mittelerzeugungsprozess gegeneinander 
ausgespielt werden können und sich über-
legen müssen, mit welchen unlauteren 
Tricks sie für sich einen Wettbewerbsvor-
teil erlangen können. Zuerst hat man den 
Bauern Kunstdünger angeboten, damit 
sie mehr produzieren und damit mehr 
verdienen können. Dann hat man die 
Marktpreise nach unten korrigiert und die 
Kunstdünger-Bauern konnten natürlich 
die niedrigeren Preise mit höheren Erträ-
gen kompensieren. Die Bauern, die keine 
Kunstdünger verwenden wollten, hatten 
dann das Nachsehen und haben auch um-
gestellt. Nach dem gleichen Prinzip wur-
den die Bauern auch zum Pestizideinsatz 
gedrängt, zur Gentechnik, etc. Niemand, 
der sein Land liebt, und das tut ein Bau-
er, vergiftet es freiwillig. Aber man sieht 
sich dann eben gezwungen. Jeder will nur 
überleben.

Genauso hat man es mit den Lebens-
mittel-Verarbeitern gemacht. Derjenige, 
der am dreckigsten, minderwertigsten und 
billigsten produzieren kann, bestimmt die 
allgemeine Qualität. Und warum können 
die das, die Konzerne? Eben, weil wir mit-
machen!

Und warum kaufen wir so gerne billige 
Lebensmittel?

Das liegt zum einen daran, dass in den 
letzten Jahrzehnten die Ausgaben für alles, 
was keine Lebensmittel sind, so drastisch 
gestiegen sind. Das sind für mich vor allem 
die Kosten für Mieten und Steuern (auch 
in verdeckter Form). An dieser Schraube 
lässt sich für uns Konsumenten erst einmal 
nicht so einfach drehen, da bedürfte es 
schon einer kleinen oder größeren Revo-
lution und gegenüber solchen Vorstellun-
gen fühlen wir uns dann doch gerne eher 
ohnmächtig.

Aber mir ist es wichtig aufzuzeigen, dass 
wir auch ganz konkret im Hier und Jetzt 
etwas tun können, um mehr Geld zur Ver-
fügung zu haben, welches wir in hochwer-
tigere Lebensmittel investieren könnten.

Brauchen wir wirklich den superflachen 
Fernsehapparat mit größtmöglicher Bild-
schirmdiagonale, die 23. Handtasche, das 
modernste Smartphone...?

Brauchen unsere Kinder, um gut spie-
len zu können, wirklich diese Masse von 
Spielzeug-Müll in ihren Kinderzimmern? 
Nur weil sich jeder Onkel und jede Oma 
einbilden, bei jedem Besuch etwas mit-
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bringen zu müssen und wir als Eltern un-
seren Kindern ja auch manchen Spielzeug-
wunsch nicht abschlagen wollen, um uns 
stattdessen hinzusetzen und mit ihnen zu 
spielen oder ihnen etwas vorzulesen? Diese 
Liste ließe sich beliebig fortsetzen.

Spart man wirklich Geld, wenn man 
sich die billigsten Klamotten, die billigsten 
Haushaltsgegenstände kauft, diese dann 
aber nach kürzester Zeit kaputt gehen und 
ersetzt werden müssen?

Und wie sieht es mit den verarbeiteten 
Lebensmitteln aus? Können Sie sich je-
manden leisten, den sie dafür bezahlen, 
dass er ihnen Kartoffelchips herstellt? 
Wenn derjenige so viel in der Stunde ver-
dienen soll wie Sie selbst (also fair!), dann 
würden sie sich die Kartoffelchips vermut-
lich einzeln und mit einer goldenen Pin-
zette in den Mund schieben.

So aber nehmen wir in Kauf, dass der 
Bauer den Boden vor dem Kartoffelan-
bau erst einmal mit Glyphosat „sauber“ 
spritzt. Danach werden die Pflanzen x-mal 
gegen Krautfäule und Kartoffelkäfer mit 
giftigen Pestiziden gespritzt. Die geernte-
ten Kartoffeln werden dann erst einmal 
industriell geschält. Wie das funktioniert? 
Sie kommen in ein ekelhaftes Lauge-Bad, 
in dem die Schale abgegammelt wird. Na-
türlich wird das Ganze danach wieder mit 
einer Säure „neutralisiert“. Auch im An-
schluss werden noch einige „hochwertige 
Veredelungsmittel“ eingesetzt, damit das 
Endprodukt dann so knusprig ist und so 
frisch aussieht, selbst wenn es schon ein 
halbes Jahr im Supermarkt gelegen hat. 
Von den minderwertigen Fetten, die beim 
Frittiervorgang eingesetzt werden, möchte 
ich gar nicht erst schreiben. Jetzt macht 
sich diese Chipstüte gemeinsam mit ihren 
Brüdern und Schwestern auf einen langen 
Weg über verschiedene LKWs bis hin zum 
Supermarkt in Ihrer Nähe. Und diese Tüte 
kostet dann nur ein, zwei Euro? Da muss 
doch etwas faul sein!

Und wir fördern mit dem Kauf solcher 
Produkte, und auch diese Liste ließe sich 
beliebig erweitern, eben genau die oben 
erwähnten Strukturen.

Wenn wir die Bauern und vor allem die 
Lebensmittelkonzerne zwingen könnten 
(und das können wir nicht!), keine solchen 
minderwertigen Fertigprodukte mehr her-
zustellen, sondern nur noch hochwertige, 
dann könnten wir sie uns wahrscheinlich 
nicht mehr leisten (s.o.). Dann müssten 
wir sie uns selbst herstellen oder aber eben 
darauf verzichten und stattdessen täglich 
selbst aus frischen Zutaten hochwertige 
Nahrung zubereiten. Und wenn wir für 
jede Banane, die wir essen möchten, selbst 
in die Plantage laufen müssten um sie zu 
pflücken, dann hätten wir noch nie eine 
gegessen. Und wenn wir dafür, dass wir 
mitten im Winter Tomaten, Gurken und 
Paprika essen können, selbst das Holz fäl-
len, sägen und hacken müssten, um die 
Heizung eines Gewächshauses damit zu 
betreiben, dann würden wir dankend ab-
lehnen und auf diesen Luxus verzichten.

Wären wir dann weniger glücklich? Ich 
glaube nicht!

Sie meinen jetzt, wir haben zu we-
nig Zeit, um unsere ganze Nahrung aus 
Grund-Zutaten selbst zuzubereiten? Nun, 
vielleicht würde es sich ja lohnen, weniger 
Zeit in die Lohnarbeit zu investieren und 
dafür weniger Geld für hoch verarbeitete 
und minderwertige Lebensmittel auszu-
geben, und weniger Geld für Dinge, von 
denen wir eigentlich wissen, dass wir sie 
sowieso nicht brauchen. Nur mal so als 
Beispiel... Ganz nebenbei würden wir 

dadurch auch weniger Lohnsteuer und 
Mehrwertsteuer bezahlen und unser Staat 
hätte weniger Geld zur Verfügung, um es 
in irgendwelche Kriegsgebiete zu pumpen.

Ich hoffe, ich habe den moralischen Zei-
gefinger jetzt nicht zu weit erhoben, auch 
ich selbst bin hier keineswegs perfekt. Aber 
wir alle sind in der Lage uns zu entwickeln 
und hier und da ein Schräubchen zu dre-
hen. Und wenn wir etwas besser machen, 
als wir es früher gemacht haben, dann wird 
es uns damit auch besser gehen.

Alles Gute! Christoph Roth

Sprachlos gemacht
Hallo Herr Hauke,
die Lesermeinung („Das verbitte ich 

mir“; #04/24 v. 21.02.2024) von Herrn 
Philipp war für mich schwer zu ertragen: 
Die Art und Weise, sich einerseits als Leser 
(und Versteher) wichtiger Autoren (Bhakdi 
und Wisnewski) wie auch lokaler Autoren 
wie Dr. Demanowski und Dr. Heinemann 
zu bedienen und denen dann andererseits 
eine „Faktenflut mit wenig erkennbarem 
Zusammenhang“ vorzuwerfen, macht 
mich sprachlos und wütend. 

Ich alter, weißer Mann konnte sowohl 
Bhakdi als meistens auch Wisnewski in-
haltlich folgen. Ich war froh, von denen 
so viele Fakten kompakt präsentiert zu 
bekommen!

Dann den Herren Demanowski und 
Heinemann mal so „aus der Hüfte ge-
schossen“ den Doktortitel, und gar den 
Besuch einer Uni infrage zu stellen, halte 
ich nicht nur für eine Unverschämtheit, 
sondern für ein Indiz, dass unser Maximi-
lian Philipp vielleicht selbst keinen natur-
wissenschaftlichen Abschluss fertigbekom-
men hat? Lassen wir ihn mal antworten, 
welcher Profession er zuzuordnen ist! 

Herr Maximilian Philipp: Mich hat man 
nach meiner Promotion an der Humboldt-
Universität zu Berlin 1986 aktenkundig 
belehrt, dass die Nennung des 2. akade-
mische Grades (Dr.) in Angaben meines 
Nachnamens als akademischer Namens-
zusatz obligatorisch ist. Missbrauch durch 
Benutzung oder Weglassen strafbar wäre. 

Ob das in der aktuellen Rechtsprechung 
der Bundesrepublik auch noch so ist, ent-
zieht sich meiner Kenntnis. Es soll da ja in 
Kreisen der Politik offene Fragen geben. In 
Spannung auf Ihre Antwort

Dr. rer. nat. Ralf Kalke

Deutschland 
ist arm dran

„Die Energiewende garantiert den 
Wohlstand Deutschlands“, sagte am 
24.01.2024 Bundeswirtschaftsminister 
Habeck. Das klingt wie ein Märchen für 
die meisten Normalbürger, denen die sog. 
Energiewende nur existenzgefährdende 
Kosten beschert hat. Seit Beginn des 21. 
Jahrhunderts ist der Normalbürger durch 
die Regierungspolitik immer ärmer gewor-
den, z.B:

• durch die Einführung des Niedrig-
lohns. Nach Angaben des Statistischen 
Bundesamts verdiente 2023 fast jeder 
Vierte in Deutschland weniger als 14 Euro 
brutto pro Stunde. Davon kann der Be-
treffende weder gut leben (was Herr Spahn 
einst für möglich hielt!), noch etwas für die 
zu erwartende Niedrigrente zurücklegen 
und schon gar nicht Pflegekosten in Höhe 
von 2.600 Euro/Monat bezahlen.

• durch immer weitere Absenkung des 

Renten-Niveaus. Jeder vierte Rentenemp-
fänger bekommt weniger als 1.000 Euro/
Monat. Frauen sind davon besonders be-
troffen. 53,5 % der Rentnerinnen erhalten 
weniger als 1.250 Euro/Monat. Dazu mal 
ein Vergleich der sog. Nettoersatzrate in 
verschiedenen Ländern aus dem Jahr 2021 
(Angaben in % des letzten Gehalts): Nie-
derlande 89, Griechenland 84, Italien 82, 
Frankreich 74, Deutschland 53 (damals 
war’s!), Litauen 31.

• durch ständig steigende Mieten. 2023 
fehlten in Deutschland 910.000 Sozial-
wohnungen, in Berlin 130.000. Wer nicht 
bei Verwandten oder Bekannten unter-
kommt, der muss eben würdelos unter der 
Brücke hausen.

Sollte sich jemand von den Regierenden 
eventuell als Volksvertreter verstehen und 
nicht lobbygesteuert sein, dann müsste er 
sich um die Nöte und Ängste seiner Wäh-
ler kümmern. Gemäß einer Allensbach-
Studie vom Januar 2024 sorgen sich die 
Bürger erstens um die Zuwanderung von 
Flüchtlingen nach Europa, zweitens um 
die ansteigende Kriminalität und drittens 
um die Hyperinflation – zuletzt um die 
angebliche Klimarettung. Die Sorge ist 
nicht unbegründet. Mit Steuergeldern (im 
Jahr 2023 waren es 3,58 Mrd. Euro/Mo-
nat für rund 3,9 Millionen erwerbsfähige 
Personen!) wird das Bürgergeld bezahlt, 
in dessen Genuss (!) etwa zu gleichen Tei-
len Deutsche und Ausländer kommen. 
Zur Flüchtlingsproblematik fand der all-
seits geschätzte, ehemalige Bundeskanzler 
Helmut Schmidt bereits 2015 in einem 
Interview mit Sandra Maischberger klare 
Worte: „Die Zuwanderung aus fremden 
Zivilisationen schafft mehr Probleme als 
es uns auf dem Arbeitsmarkt an positiven 
Faktoren bringen kann!“ Seit 2015 wird 
die Willkommenskultur gepflegt. Schein-
bar ist die unkontrollierte, eigentlich un-
gesetzliche Einwanderung gewollt. Mit 
Flüchtlingen kann man viel Geld verdie-
nen (Frankreichs Präsident Macron mach-
te anfangs Deutschland den Vorwurf, mo-
derne Sklaverei zu betreiben!). Dem Volk 
gegenüber wird die Zuwanderung mit 
dem Fachkräftemangel auf dem Arbeits-
markt in Deutschland begründet. Mehr-
heitlich kommen aber keine Fachkräfte. 
Ein großer Teil geht nicht in den Arbeits-
markt, sondern in die Sozialsysteme.

Das LKA Berlin warnte bereits 2022 vor 
„einem zunehmenden Strom krimineller 
Akteure in den EU-Raum“. Innerhalb 
eines Jahres haben Kriminelle in Berlin 
mehr als 42 Mill. Euro erbeutet. Aber 
es geht nicht nur um Geld. Besorgniser-
regend ist die Zahl der Messerangriffe – 
3.317 im Jahr 2022, 3.350 im Jahr 2023! 

Sicher meint der Herr Habeck den Wohl-
stand für die energieliefernden Branchen, 
die mittels LNG-Beschleunigungs- und 
Energiegesetz sagenhafte Gewinne mach-
ten/machen? Dagegen fürchten besonders 
ostdeutsche Wirtschaftsvertreter um ihren 
Standort und schreiben Brandbriefe an 
Bundeskanzler Scholz. Ifo-Präsident Fu-
est kommentierte kürzlich: „Die deutsche 
Wirtschaft steckt in der Rezession fest.“ 
Allein in Berlin stieg die Zahl der Unter-
nehmensinsolvenzen im Jahresvergleich 
um fast 30%. Mittlerweile erkennt Herr 
Habeck, dass sich „die deutsche Wirtschaft 
in einem schweren Fahrwasser“ befindet! 
An die eigene Schuld denkt er natürlich 
nicht. 

Den Schuldenhaushalt 2024 bezeichnet 
der Bundesfinanzminister Lindner als Ge-
staltungshaushalt! Großzügig werden 60 
Mrd. Euro Entwicklungshilfe in der Welt 

verteilt, auch beim Militärhaushalt gibt 
es keine Abstriche („Sondervermögen“, 
Waffenlieferungen für die Ukraine). Steu-
ererhöhungen und Subventionskürzungen 
sollen die Finanzlücke reduzieren. Respekt 
für die Bauern, die auf die Straße gingen/
gehen, um gegen die desolate Politik der 
Ampel-Regierung zu demonstrieren. Ihr 
Motto: „Wer die Bauern quält, wird nicht 
gewählt!“ Wäre doch sicher auch ein gutes 
Beispiel für die Bürger mit den oben ge-
schilderten Sorgen und Ängsten!

Keine Existenzsorgen müssen sich die 
736 Bundestagsabgeordneten und die 751 
EU-Parlamentarier in Brüssel machen. Zur 
Arbeitserleichterung stehen ihnen 6.000 
aktive Lobbyisten aus der Wirtschaft bzw. 
40.000 EU-Bedienstete zur Verfügung, 
die großzügig mit Steuergeldern entlohnt 
werden, wie auch die ca. 240 Bedienste-
ten des Bundespräsidialamtes. Daher ist 
es leicht zu verstehen, dass Proteste klein 
geredet bzw. Umsturzfantasien unterstellt 
werden. Um ihre Privilegien/Macht zu er-
halten, werden Hetzveranstaltungen gegen 
vermeintliche „Antidemokraten“ organi-
siert. Die instrumentalisierten Demonst-
ranten oder ihre Veranstalter bemerken in 
ihrem Übereifer nicht einmal die Wider-
sprüchlichkeit bei den mitgeführten Pla-
katen. Auf einem steht „Gegen Hass und 
Gewalt“, auf einem anderen „Ganz Ber-
lin hasst die AfD“. Kinder halten Plakate 
hoch, auf denen „Alle hassen die AfD“ zu 
lesen ist. Als die AfD-Vorsitzende Alice 
Weidel den sog. Volksparteien im Bundes-
tag vorwarf, Deutschland zu hassen, gab es 
Tumulte. Liegt sie da falsch?

Als edel ist es zu bewerten, dass die Re-
gierenden nicht nur an sich selbst zuerst 
denken, sondern auch abgewählten, zu-
rückgetretenen, untauglichen und ent-
täuschten Parteimitgliedern mit „fetten“ 
Posten ihr weiteres Dasein versüßen. Sie 
finden sich dann im Europäischen Parla-
ment (Frau U. von der Leyen, die Herren 
Hofreiter, Oettinger, Schulz, Weber) und 
auf Vorstandsposten (Frau A. Nahles) 
wieder. Andere Verdienstvolle bekommen 
lebenslang einen sog. Ehrensold von > 
200.000 Euro/Jahr (die Ex-Bundesprä-
sidenten Köhler und Wulff – beide trotz 
vorzeitigen Rücktritts – und Gauck) und 
werden von einer umfänglichen Entoura-
ge beschützt, gefahren und bürotechnisch 
unterstützt. Wie schön!

Dr. H.-J. Graubaum

Zauberwort: Frieden
Als 83-jähriger habe ich ein Problem 

im Geschichtsverständnis! Nicht bewusst, 
doch schon erlebt: den 2. Weltkrieg. Als 
Kriegshalbwaise sind mir aus „Fürstenwal-
der Sicht“ schon noch Erlebnisse in Kind-
heit, Schulzeit und den Jahren danach in 
unschöner Erinnerung geblieben!  „Nie 
wieder Krieg“ habe ich lange gehört. In 
Ost und West, dank der medialen Aufklä-
rung aus dem täglichen Leben.

Ich denke, wir alle hatten Glück, denn 
der „Kalte Krieg“ blieb kalt. Aber eines 
blieb Maxime: „Nie wieder Krieg!“

Der „Wettbewerb der Systeme“ war lan-
ge ausgeglichen und allgemein war die Ab-
sicht, sich gegenseitig auszulöschen, nicht 
ausgeprägt. Wir hatten damals sozusagen 
Glück gehabt.

Das ausgeglichene Kräfteverhältnis zwi-
schen den „Blöcken“ ging 1990 verloren, 
ein fataler Fehler der Geschichte. Die 
Schwäche der Sowjetunion wurde brutal 
missbraucht und zeigt sich aktuell im Bru-
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derkrieg in der Ukraine und Russland. 
Niemand sorgt sich im Rahmen der 

Geopolitik um Frieden. Alles haut drauf! 
Wie soll das enden? Hatten wir das nicht 
schon mal?

Wo ist der Verstand, die Logik, die Über-
sicht geblieben? Viele Möchte-Gern-Politi-
ker üben sich in Revanchismus, verlangen 
vom Deutschen Volk höhere Leistungen 
im „Krieg mit Russland“ (Baerbock). Und 
genau sie setzt sich ein für „Freiheit in 
Russland“ (wörtlich). Ist Baerbock dafür 
gewählt?

 Ein sogenannter „Stellvertreterkrieg“ 
mit westlichen Hightech-Waffen erinnert 
mich an Spanien als Übung des deutschen 
Militärs vor Beginn des 2. Weltkrieges. 
Oder?

Was mutet man dem Deutschen Vol-
ke eigentlich zu? Ziel ist immer Tod und 
Vernichtung. Es ist nicht unser Krieg, es 
ist auch nicht nötig aufzurüsten. Aktuelle 
Debatte sind A-Waffen für Deutschland, 
wer bedroht also wen? Wer spinnt hier?

Deutschland muss raus aus der NATO! 
Kriegstreiber und Kriegsgewinnler haben 
in der deutschen Politik nichts zu suchen! 
Diese verheerende Waffenproduktion und 
-lieferung aus Deutschland und Europa 
muss geächtet werden! Nicht gegenseitige 
Bedrohung, sondern friedliche Koexis-
tenz sollte in der Außenpolitik das Sagen 
haben. Politik ist die Fähigkeit zum Kom-
promiss.

Wir müssen den etablierten Parteien die 
rote Karte zeigen. Ziehen wir also den „Pu-
blikums-Joker“ nach dem Modell „Grün-
heide“. Weiter so! Wir, die Alten, sind am 
Wahltag gefragt, weg mit den jungen Spin-
nern. Denn sie wissen nicht, was sie tun!

Gerd Scheffler 

DDR 2.0
Liebe ehemals westdeutschen Bürger, 
wir Alt-Ossis möchten euch herzlich in 

der DDR 2.0 begrüßen. Ihr denkt wirklich 
noch, ihr habt mit eurem freiheitlichen 
und demokratischen System und freien 
Medien, das ihr bis 1990 hattet und wir 
Ossis bis zur Herrschaft von der ehemali-
gen FDJ-Sekretärin auch genießen durf-
ten, gewonnen? Na dann, guten Morgen, 
wacht mal auf! Die neue SED ist wieder 
da. Sogar die ehemalige Blockpartei CDU 
gibt es wieder. Und ja, auch das „Schild 
und Schwert der Partei“ wurde wieder neu 
aufgelegt. Hat jetzt nur einen anderen Na-
men. Doch sie haben jetzt Konkurrenten, 
eine davon nennt sich „Correctiv“. Ein 
Verein, der mit Stasi-Methoden private 
Treffen ausspioniert und dann mit Lügen 
und Halbwahrheiten die Medien verrückt 
macht. Kurze Zeit später hat Correctiv in 
seinem Internetbeitrag schnell ein paar 
Worte geändert und wahrscheinlich ge-
dacht, sie kämen damit durch.

Doch das Internet vergisst nie. Dann war 
die stellvertretende Chefin dieser Verei-
nigung beim Presseclub zu Gast und be-
hauptete zum Beispiel, dass Correctiv nie 
behauptet hätte, dass auf diesem Treffen 
von „Deportationen“ gesprochen wurde. 
Das hätten die Medien von sich aus so 
behauptet, sagte sie. Sie behauptete auch, 
dass ihr Verein nur von Spenden lebt. 
Nun, dass diese Frau für ihren Verein lügt, 
kann man irgendwie noch nachvollziehen. 
Was mich entsetzt hat, ist die Tatsache, 
das der Moderator dieser Sendung nicht 
eingegriffen hat und klarstellte, dass die-
ser Verein Millionen Euro Steuergelder 
von der Regierung bekommt. Soweit zum 
Zustand der deutschen Medien. Da kann 

auch mal ein Herr Böhmermann einfach 
mal so heraushauen „Nazis keulen!“, ohne 
Konsequenzen befürchten zu müssen. Da 
können linksradikale Demonstranten auf 
einer Demo ein Plakat vor sich hertragen 
mit dem Spruch „AfDler töten“, und die 
Polizei läuft daneben, ohne einzugreifen. 
Stellt euch mal vor, das wäre eine AfD-De-
mo gewesen, und die hätten ein Plakat mit 
dem Spruch „Grüne oder SPDler töten“ 
vor sich hergetragen. Ob dann die Polizei 
auch so friedlich nebenhergelaufen wäre? 
Und gab es Konsequenzen für diese linksra-
dikalen Demonstranten oder eine Dienst-
aufsichtsbeschwerde gegen diese Polizis-
ten? Zu den ganzen Demos gegen rechts, 
da lassen sich gute, ehrliche Menschen von 
den derzeitigen Machthabern einspannen 
und missbrauchen. Doch die meisten von 
ihnen haben es schon gemerkt, dass sie be-
nutzt werden. Von den Hunderttausenden 
in ganz Deutschland sind nur noch einig 
Zehntausend übriggeblieben. Und dann 
fantasieren die Medien und Politiker da-
von, dass die „schweigende demokratische 
Mehrheit“ endlich aufsteht. Und auch die 
Kirchen rufen zu Demos gegen rechts auf. 
Haben diese Kirchen nicht genug damit 
zu tun, erst mal den Kindesmissbrauch 
und die Kindesmisshandlungen in ihren 
Reihen aufzuarbeiten? Ich glaube, da gibt 
es  noch jede Menge zu tun! Die derzei-
tigen Machthaber sehen ihre Felle davon 
schwimmen, darum spalten sie das Volk, 
um ihre eigene Haut zu retten. Und dass 
die Medien mitspielen. ist klar, denn auch 
ihre Felle schwimmen auf und davon. 
Besonders die des ÖRR. Wenn sich Frau 
Feser mit ihrem „Demokratieabschaf-
fungsgesetz“ durchsetzt, wird es bald noch 
mehr solcher Vereine wie Correctiv geben, 
bei denen man sich melden kann, um den 
Nachbarn anzuschwärzen.  „Herzlich will-
kommen in China“. Kennen wir so was 
nicht schon aus unserer Vergangenheit? 
Haben wir Ostdeutschen das nicht sogar 
schon zweimal erlebt? Brauchen wir das 
wirklich noch ein drittes Mal? Wenn es 
nach Frau Feser und Co geht, sind nur 
diejenigen gute Menschen, die der grün-
linken Ideologie folgen, alle anderen sind 
böse Rechtsradikale oder sogar ganz böse 
Nazis. 

Noch etwas Lustiges zum Schluss. Die 
CDUler beklatschen und unterstützen die 
Demos gegen rechts, bezeichnen sich aber 
selbst als rechts-konservative Partei. Das ist 
ja bald so, als wenn der Schlachter in den 
Schweinestall kommt und die Schweine 
jubeln und klatschen Beifall. Benutzen sie 
ihr eigenes Gehirn und bleiben sie weiter-
hin frei. Fred Müller

Die Landesregierung, 
wir Bürger 

und unser Wasser
Es geht mal wieder um Tesla, vielmehr 

um das Abwasser von Tesla. Da habe ich 
doch sehr verwundert in der MOZ vom 
26.02.24 unter der Überschrift „Grenzwer-
te überschritten – WSE will Gigafactory-
Abwasser nicht mehr entsorgen“ gelesen, 
dass der Wasserverband Strausberg-Erkner 
(WSE) in einer Sondersitzung über einen 
Einleitungsstopp entscheiden will. Es geht 
um den Zeitraum vom 31.03.2022 bis 
zum 9.02.24.

Jetzt sitze ich alle vier Wochen im 
Landwirtschafts- und Umweltausschuss 
im Landtag in Potsdam. Meistens steht 
das �ema Tesla in irgendeinem Zusam-

menhang auf der Tagesordnung. Und da 
„vergisst“ die Landesregierung mit Minis-
ter Vogel und das Landesumweltamt mal 
einfach, uns gewählte Volksvertreter, die 
vor Ort wohnen und bekanntermaßen 
da auch in der Gemeindevertretung sind, 
zu informieren? Man leitet auch keinerlei 
Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung 
und unser aller Wasser ein. Stattdessen ver-
sucht man eine Tesla-Erweiterung (B-Plan 
60), die die hiesige Bevölkerung nicht will, 
durchzudrücken.

Jetzt habe ich und viele Bürger mal ein 
paar Fragen in Richtung Potsdam und 
Beeskow:

1. Seit wann sind dem Landesumwelt-
amt die erheblichen Grenzwertüberschrei-
tungen im Abwasser (Phosphor, Stickstoff 
usw.) bekannt?

2. Wann hat sich das Landesumweltamt 
wegen der erheblichen Gefährdung für 
Menschen, Tiere und Pflanzen dazu mit 
Tesla und dem WSE in Verbindung ge-
setzt?

3. Ist geplant, Tesla die Betriebserlaubnis 
bis zum Abstellen der erheblichen Mängel 
zu entziehen?

4. Ist dem Landesumweltamt und Minis-
ter Vogel bekannt, aus welchen Produkti-
onsprozessen diese erheblichen Belastun-
gen kommen, gab es Betriebsstörungen, 
die zu diesen Belastungen führten, und 
wenn nein, auf welche Weise wird die Lan-
desregierung nachforschend tätig werden?

5. Plant das Landesumweltamt eine un-
abhängige Untersuchungsgruppe für die 
Vorfälle oder auf welche andere Weise 
möchte die Landesregierung die Bevölke-
rung und das Wasser in Zukunft vor er-
heblichen Umweltbelastungen schützen?

6. Warum wurde der Ausschuss für 
Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz 
(ALUK) im Landtag nicht über die Grenz-
wertüberschreitungen informiert? Warum 
wurde die Gemeindevertretung Grünhei-
de nicht informiert? Warum wurden die 
Bürger nicht informiert?

Kathi Muxel, AfD-Landtags-
abgeordnete aus Grünheide

Korruption, Hetze, 
Verleumdung

Wie heißt es doch so schön? Dummheit 
ist eine natürliche Begabung. Wer sind 
bitte die Wenigen, die noch der Ampel 
huldigen? Diese Menschen haben mein 
ganzes Mitgefühl für ihre natürliche Be-
gabung. Sie sollen auch demonstrieren ge-
hen, zu Hunderttausenden und sich der 
Ampel in Verwirrung weiter zu Füßen le-
gen. Das sind sicher auch die Menschen, 
die es loben, dass es der Ministerpräsident 
Brandenburgs in all seiner Nächstenliebe 
vollbrachte, eine Autofabrik eines super-
reichen, raffgierigen Amis, der gern auf 
dem Mars leben will, in unseren schö-
nen, gesunden Wald von unserem Dorf 
Grünheide zu setzen. Dabei nutzte er 
die natürliche Begabung eines korrup-
ten Stasi-Bürgermeisters. Gewiss folgten 
beide, Landesvater und Bürgermeister, 
der natürlichen Begabung, uns aus unse-
rer Heimat vertreiben zu wollen. Es gibt 
ja noch nicht genügend Flüchtlinge in 
Deutschland! Der ignorante Landesva-
ter log sogar im 45-Minuten-Interview 
(Phönix-TV 4.2.2024) das Flüchtlings-
problem einfach weg. So wird Politik ge-
macht! Und es geschah schon 2019. Aber 
sie ist noch immer nicht wieder weg, die 
Fabrik. Stattdessen werden Straßen ka-
putt gefahren bis nach Neuhardenberg 

zum Flugplatz, Bäume werden überall 
abgeholzt an der A10 für unsinnige Zu- 
und Abfahrten, der Hangelsberger Kreisel 
wird zur Ampelkreuzung. Wir kotzen auf 
die Ampel, so wie der grüne Wirtschafts-
minister auf Deutschland! Wozu, wofür, 
weshalb, warum das alles? Sinnlos! Es 
ist zum Heulen mit den korrupten Poli-
tikern. Und ja, es geht alles nach Recht 
und Gesetz für den Ami, aber wir bezah-
len die Infrastruktur und die Zerstörung 
unserer Heimat! Und in jedem Interview 
lobt sich der Landesvater für Tesla. Damit 
es nun endlich richtig passt, sollen noch 
18 Windräder im Wald zwischen Han-
gelsberg und Kienbaum auf 370 ha auf-
gestellt werden. Wozu brauchen wir noch 
den Wald? Und es wird immer schlim-
mer. Nämlich immer mehr Flüchtlinge, 
Inflation, steigende Spritpreise, steigende 
Preise für Gas und Strom, steigende Prei-
se für Lebensmittel, steigende Baukos-
ten, steigende Mieten, steigende Preise 
im Restaurant. Das ist wunderbar und 
sicher eine Umerziehungsmaßnahme we-
gen der täglich sichtbaren Klimakrise, die 
leider mit dem Wetter nichts zu tun hat, 
was auch schade ist. Denn dann könnte 
man ja an die Klimakrise glauben. Und 
außerdem Gelder für ganz Afrika, für halb 
Südamerika, für China, für Afghanis-
tan, für Waffen, für Waffenfabriken, für 
Kriegsunterstützung. Aber es gehört sich 
natürlich für einen anständigen, auf dem 
Boden des Grundgesetzes stehenden Bür-
ger nicht, dafür auf die Straße zu gehen. 
Die englische Königin Viktoria lehrte ih-
rem Volk die Weisheit, lerne leiden ohne 
zu klagen. Dieser Weisheit sollten wir uns 
nicht bemächtigen, sondern wirklich auf 
die Straße gehen, dafür dass, der Haus-
haltsplan für 2024 gekippt wird und die 
Ampel ausgeschaltet wird, denn sie zer-
stört die Demokratie. Wir sollten auf die 
Straße gehen, dafür, dass ein superreicher, 
diabolischer Soros hier über das kriminel-
le Mediennetzwerk Correktiv nicht Hetze 
verbreitet, Verleumdung, und Verwirrung 
stiftet, dass er aufhört die Klimakleber zu 
finanzieren. Das überhaupt alle diese su-
perreichen Amis aufhören, uns hier nach 
ihrem Willen zu quälen mit kriminellen 
Impfstoffen von Bill Gates, mit Medien-
korruption von Zuckerberg, mit Liefer-
diensten von Bezos, mit Elektroschrott-
autos von Musk usw. 

Noch einmal, damit es auch die mit der 
natürlichen Begabung begreifen: Wir ha-
ben kein Rechtsextremismusproblem sei-
tens der Bürger, deshalb geht die Gefahr 
nicht von den Bürgern aus. Die angeblich 
rechte Gefahr ist reine Verleumdung aller 
Bürger durch die Ampelpolitiker. Wir 
wollen diese Bundesregierung nicht mehr! 
Wir Bürger spielen keine Rolle. Wir ha-
ben eine Regierung, die uns Bürger gegen-
einander aufhetzt, um ihre Unfähigkeit 
zu verdecken. Herr Bundespräsident, ent-
binden Sie den Kanzler von seinem Amt, 
sonst wird es ein schlimmes Ende geben. 
Beim WEF wurde im Januar die Losung 
ausgegeben, dass sich die Reichsten, die 
Konzerne und die Politiker verbinden 
müssen in PPP, PublicPrivatPartnership, 
also Politiker müssen machen, was die 
Konzerne brauchen. Dann geht man mit 
KI gegen die Wahrheit vor, d. h. weltweite 
Zensur. In Grünheide sind für das Geld 
des Auto-Ami alle Beschlüssen von Davos 
schon längst realisiert. Das Grundgesetz 
ist in Grünheide außer Kraft. Da nützt 
es nichts, wenn eine nicht rechtsverbind-
liche Einwohnerbefragung durchgeführt 
wird, in der die Tesla-Erweiterung massiv 



Leserforum/MeinungKümmels Anzeiger
Nr. 05/24 • 06.03.24

23LeserforumFW 05/24
06.03.2024

18

derkrieg in der Ukraine und Russland. 
Niemand sorgt sich im Rahmen der 

Geopolitik um Frieden. Alles haut drauf! 
Wie soll das enden? Hatten wir das nicht 
schon mal?

Wo ist der Verstand, die Logik, die Über-
sicht geblieben? Viele Möchte-Gern-Politi-
ker üben sich in Revanchismus, verlangen 
vom Deutschen Volk höhere Leistungen 
im „Krieg mit Russland“ (Baerbock). Und 
genau sie setzt sich ein für „Freiheit in 
Russland“ (wörtlich). Ist Baerbock dafür 
gewählt?

 Ein sogenannter „Stellvertreterkrieg“ 
mit westlichen Hightech-Waffen erinnert 
mich an Spanien als Übung des deutschen 
Militärs vor Beginn des 2. Weltkrieges. 
Oder?

Was mutet man dem Deutschen Vol-
ke eigentlich zu? Ziel ist immer Tod und 
Vernichtung. Es ist nicht unser Krieg, es 
ist auch nicht nötig aufzurüsten. Aktuelle 
Debatte sind A-Waffen für Deutschland, 
wer bedroht also wen? Wer spinnt hier?

Deutschland muss raus aus der NATO! 
Kriegstreiber und Kriegsgewinnler haben 
in der deutschen Politik nichts zu suchen! 
Diese verheerende Waffenproduktion und 
-lieferung aus Deutschland und Europa 
muss geächtet werden! Nicht gegenseitige 
Bedrohung, sondern friedliche Koexis-
tenz sollte in der Außenpolitik das Sagen 
haben. Politik ist die Fähigkeit zum Kom-
promiss.

Wir müssen den etablierten Parteien die 
rote Karte zeigen. Ziehen wir also den „Pu-
blikums-Joker“ nach dem Modell „Grün-
heide“. Weiter so! Wir, die Alten, sind am 
Wahltag gefragt, weg mit den jungen Spin-
nern. Denn sie wissen nicht, was sie tun!

Gerd Scheffler 

DDR 2.0
Liebe ehemals westdeutschen Bürger, 
wir Alt-Ossis möchten euch herzlich in 

der DDR 2.0 begrüßen. Ihr denkt wirklich 
noch, ihr habt mit eurem freiheitlichen 
und demokratischen System und freien 
Medien, das ihr bis 1990 hattet und wir 
Ossis bis zur Herrschaft von der ehemali-
gen FDJ-Sekretärin auch genießen durf-
ten, gewonnen? Na dann, guten Morgen, 
wacht mal auf! Die neue SED ist wieder 
da. Sogar die ehemalige Blockpartei CDU 
gibt es wieder. Und ja, auch das „Schild 
und Schwert der Partei“ wurde wieder neu 
aufgelegt. Hat jetzt nur einen anderen Na-
men. Doch sie haben jetzt Konkurrenten, 
eine davon nennt sich „Correctiv“. Ein 
Verein, der mit Stasi-Methoden private 
Treffen ausspioniert und dann mit Lügen 
und Halbwahrheiten die Medien verrückt 
macht. Kurze Zeit später hat Correctiv in 
seinem Internetbeitrag schnell ein paar 
Worte geändert und wahrscheinlich ge-
dacht, sie kämen damit durch.

Doch das Internet vergisst nie. Dann war 
die stellvertretende Chefin dieser Verei-
nigung beim Presseclub zu Gast und be-
hauptete zum Beispiel, dass Correctiv nie 
behauptet hätte, dass auf diesem Treffen 
von „Deportationen“ gesprochen wurde. 
Das hätten die Medien von sich aus so 
behauptet, sagte sie. Sie behauptete auch, 
dass ihr Verein nur von Spenden lebt. 
Nun, dass diese Frau für ihren Verein lügt, 
kann man irgendwie noch nachvollziehen. 
Was mich entsetzt hat, ist die Tatsache, 
das der Moderator dieser Sendung nicht 
eingegriffen hat und klarstellte, dass die-
ser Verein Millionen Euro Steuergelder 
von der Regierung bekommt. Soweit zum 
Zustand der deutschen Medien. Da kann 

auch mal ein Herr Böhmermann einfach 
mal so heraushauen „Nazis keulen!“, ohne 
Konsequenzen befürchten zu müssen. Da 
können linksradikale Demonstranten auf 
einer Demo ein Plakat vor sich hertragen 
mit dem Spruch „AfDler töten“, und die 
Polizei läuft daneben, ohne einzugreifen. 
Stellt euch mal vor, das wäre eine AfD-De-
mo gewesen, und die hätten ein Plakat mit 
dem Spruch „Grüne oder SPDler töten“ 
vor sich hergetragen. Ob dann die Polizei 
auch so friedlich nebenhergelaufen wäre? 
Und gab es Konsequenzen für diese linksra-
dikalen Demonstranten oder eine Dienst-
aufsichtsbeschwerde gegen diese Polizis-
ten? Zu den ganzen Demos gegen rechts, 
da lassen sich gute, ehrliche Menschen von 
den derzeitigen Machthabern einspannen 
und missbrauchen. Doch die meisten von 
ihnen haben es schon gemerkt, dass sie be-
nutzt werden. Von den Hunderttausenden 
in ganz Deutschland sind nur noch einig 
Zehntausend übriggeblieben. Und dann 
fantasieren die Medien und Politiker da-
von, dass die „schweigende demokratische 
Mehrheit“ endlich aufsteht. Und auch die 
Kirchen rufen zu Demos gegen rechts auf. 
Haben diese Kirchen nicht genug damit 
zu tun, erst mal den Kindesmissbrauch 
und die Kindesmisshandlungen in ihren 
Reihen aufzuarbeiten? Ich glaube, da gibt 
es  noch jede Menge zu tun! Die derzei-
tigen Machthaber sehen ihre Felle davon 
schwimmen, darum spalten sie das Volk, 
um ihre eigene Haut zu retten. Und dass 
die Medien mitspielen. ist klar, denn auch 
ihre Felle schwimmen auf und davon. 
Besonders die des ÖRR. Wenn sich Frau 
Feser mit ihrem „Demokratieabschaf-
fungsgesetz“ durchsetzt, wird es bald noch 
mehr solcher Vereine wie Correctiv geben, 
bei denen man sich melden kann, um den 
Nachbarn anzuschwärzen.  „Herzlich will-
kommen in China“. Kennen wir so was 
nicht schon aus unserer Vergangenheit? 
Haben wir Ostdeutschen das nicht sogar 
schon zweimal erlebt? Brauchen wir das 
wirklich noch ein drittes Mal? Wenn es 
nach Frau Feser und Co geht, sind nur 
diejenigen gute Menschen, die der grün-
linken Ideologie folgen, alle anderen sind 
böse Rechtsradikale oder sogar ganz böse 
Nazis. 

Noch etwas Lustiges zum Schluss. Die 
CDUler beklatschen und unterstützen die 
Demos gegen rechts, bezeichnen sich aber 
selbst als rechts-konservative Partei. Das ist 
ja bald so, als wenn der Schlachter in den 
Schweinestall kommt und die Schweine 
jubeln und klatschen Beifall. Benutzen sie 
ihr eigenes Gehirn und bleiben sie weiter-
hin frei. Fred Müller

Die Landesregierung, 
wir Bürger 

und unser Wasser
Es geht mal wieder um Tesla, vielmehr 

um das Abwasser von Tesla. Da habe ich 
doch sehr verwundert in der MOZ vom 
26.02.24 unter der Überschrift „Grenzwer-
te überschritten – WSE will Gigafactory-
Abwasser nicht mehr entsorgen“ gelesen, 
dass der Wasserverband Strausberg-Erkner 
(WSE) in einer Sondersitzung über einen 
Einleitungsstopp entscheiden will. Es geht 
um den Zeitraum vom 31.03.2022 bis 
zum 9.02.24.

Jetzt sitze ich alle vier Wochen im 
Landwirtschafts- und Umweltausschuss 
im Landtag in Potsdam. Meistens steht 
das �ema Tesla in irgendeinem Zusam-

menhang auf der Tagesordnung. Und da 
„vergisst“ die Landesregierung mit Minis-
ter Vogel und das Landesumweltamt mal 
einfach, uns gewählte Volksvertreter, die 
vor Ort wohnen und bekanntermaßen 
da auch in der Gemeindevertretung sind, 
zu informieren? Man leitet auch keinerlei 
Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung 
und unser aller Wasser ein. Stattdessen ver-
sucht man eine Tesla-Erweiterung (B-Plan 
60), die die hiesige Bevölkerung nicht will, 
durchzudrücken.

Jetzt habe ich und viele Bürger mal ein 
paar Fragen in Richtung Potsdam und 
Beeskow:

1. Seit wann sind dem Landesumwelt-
amt die erheblichen Grenzwertüberschrei-
tungen im Abwasser (Phosphor, Stickstoff 
usw.) bekannt?

2. Wann hat sich das Landesumweltamt 
wegen der erheblichen Gefährdung für 
Menschen, Tiere und Pflanzen dazu mit 
Tesla und dem WSE in Verbindung ge-
setzt?

3. Ist geplant, Tesla die Betriebserlaubnis 
bis zum Abstellen der erheblichen Mängel 
zu entziehen?

4. Ist dem Landesumweltamt und Minis-
ter Vogel bekannt, aus welchen Produkti-
onsprozessen diese erheblichen Belastun-
gen kommen, gab es Betriebsstörungen, 
die zu diesen Belastungen führten, und 
wenn nein, auf welche Weise wird die Lan-
desregierung nachforschend tätig werden?

5. Plant das Landesumweltamt eine un-
abhängige Untersuchungsgruppe für die 
Vorfälle oder auf welche andere Weise 
möchte die Landesregierung die Bevölke-
rung und das Wasser in Zukunft vor er-
heblichen Umweltbelastungen schützen?

6. Warum wurde der Ausschuss für 
Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz 
(ALUK) im Landtag nicht über die Grenz-
wertüberschreitungen informiert? Warum 
wurde die Gemeindevertretung Grünhei-
de nicht informiert? Warum wurden die 
Bürger nicht informiert?

Kathi Muxel, AfD-Landtags-
abgeordnete aus Grünheide

Korruption, Hetze, 
Verleumdung

Wie heißt es doch so schön? Dummheit 
ist eine natürliche Begabung. Wer sind 
bitte die Wenigen, die noch der Ampel 
huldigen? Diese Menschen haben mein 
ganzes Mitgefühl für ihre natürliche Be-
gabung. Sie sollen auch demonstrieren ge-
hen, zu Hunderttausenden und sich der 
Ampel in Verwirrung weiter zu Füßen le-
gen. Das sind sicher auch die Menschen, 
die es loben, dass es der Ministerpräsident 
Brandenburgs in all seiner Nächstenliebe 
vollbrachte, eine Autofabrik eines super-
reichen, raffgierigen Amis, der gern auf 
dem Mars leben will, in unseren schö-
nen, gesunden Wald von unserem Dorf 
Grünheide zu setzen. Dabei nutzte er 
die natürliche Begabung eines korrup-
ten Stasi-Bürgermeisters. Gewiss folgten 
beide, Landesvater und Bürgermeister, 
der natürlichen Begabung, uns aus unse-
rer Heimat vertreiben zu wollen. Es gibt 
ja noch nicht genügend Flüchtlinge in 
Deutschland! Der ignorante Landesva-
ter log sogar im 45-Minuten-Interview 
(Phönix-TV 4.2.2024) das Flüchtlings-
problem einfach weg. So wird Politik ge-
macht! Und es geschah schon 2019. Aber 
sie ist noch immer nicht wieder weg, die 
Fabrik. Stattdessen werden Straßen ka-
putt gefahren bis nach Neuhardenberg 

zum Flugplatz, Bäume werden überall 
abgeholzt an der A10 für unsinnige Zu- 
und Abfahrten, der Hangelsberger Kreisel 
wird zur Ampelkreuzung. Wir kotzen auf 
die Ampel, so wie der grüne Wirtschafts-
minister auf Deutschland! Wozu, wofür, 
weshalb, warum das alles? Sinnlos! Es 
ist zum Heulen mit den korrupten Poli-
tikern. Und ja, es geht alles nach Recht 
und Gesetz für den Ami, aber wir bezah-
len die Infrastruktur und die Zerstörung 
unserer Heimat! Und in jedem Interview 
lobt sich der Landesvater für Tesla. Damit 
es nun endlich richtig passt, sollen noch 
18 Windräder im Wald zwischen Han-
gelsberg und Kienbaum auf 370 ha auf-
gestellt werden. Wozu brauchen wir noch 
den Wald? Und es wird immer schlim-
mer. Nämlich immer mehr Flüchtlinge, 
Inflation, steigende Spritpreise, steigende 
Preise für Gas und Strom, steigende Prei-
se für Lebensmittel, steigende Baukos-
ten, steigende Mieten, steigende Preise 
im Restaurant. Das ist wunderbar und 
sicher eine Umerziehungsmaßnahme we-
gen der täglich sichtbaren Klimakrise, die 
leider mit dem Wetter nichts zu tun hat, 
was auch schade ist. Denn dann könnte 
man ja an die Klimakrise glauben. Und 
außerdem Gelder für ganz Afrika, für halb 
Südamerika, für China, für Afghanis-
tan, für Waffen, für Waffenfabriken, für 
Kriegsunterstützung. Aber es gehört sich 
natürlich für einen anständigen, auf dem 
Boden des Grundgesetzes stehenden Bür-
ger nicht, dafür auf die Straße zu gehen. 
Die englische Königin Viktoria lehrte ih-
rem Volk die Weisheit, lerne leiden ohne 
zu klagen. Dieser Weisheit sollten wir uns 
nicht bemächtigen, sondern wirklich auf 
die Straße gehen, dafür dass, der Haus-
haltsplan für 2024 gekippt wird und die 
Ampel ausgeschaltet wird, denn sie zer-
stört die Demokratie. Wir sollten auf die 
Straße gehen, dafür, dass ein superreicher, 
diabolischer Soros hier über das kriminel-
le Mediennetzwerk Correktiv nicht Hetze 
verbreitet, Verleumdung, und Verwirrung 
stiftet, dass er aufhört die Klimakleber zu 
finanzieren. Das überhaupt alle diese su-
perreichen Amis aufhören, uns hier nach 
ihrem Willen zu quälen mit kriminellen 
Impfstoffen von Bill Gates, mit Medien-
korruption von Zuckerberg, mit Liefer-
diensten von Bezos, mit Elektroschrott-
autos von Musk usw. 

Noch einmal, damit es auch die mit der 
natürlichen Begabung begreifen: Wir ha-
ben kein Rechtsextremismusproblem sei-
tens der Bürger, deshalb geht die Gefahr 
nicht von den Bürgern aus. Die angeblich 
rechte Gefahr ist reine Verleumdung aller 
Bürger durch die Ampelpolitiker. Wir 
wollen diese Bundesregierung nicht mehr! 
Wir Bürger spielen keine Rolle. Wir ha-
ben eine Regierung, die uns Bürger gegen-
einander aufhetzt, um ihre Unfähigkeit 
zu verdecken. Herr Bundespräsident, ent-
binden Sie den Kanzler von seinem Amt, 
sonst wird es ein schlimmes Ende geben. 
Beim WEF wurde im Januar die Losung 
ausgegeben, dass sich die Reichsten, die 
Konzerne und die Politiker verbinden 
müssen in PPP, PublicPrivatPartnership, 
also Politiker müssen machen, was die 
Konzerne brauchen. Dann geht man mit 
KI gegen die Wahrheit vor, d. h. weltweite 
Zensur. In Grünheide sind für das Geld 
des Auto-Ami alle Beschlüssen von Davos 
schon längst realisiert. Das Grundgesetz 
ist in Grünheide außer Kraft. Da nützt 
es nichts, wenn eine nicht rechtsverbind-
liche Einwohnerbefragung durchgeführt 
wird, in der die Tesla-Erweiterung massiv 
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Von Michael Hauke
Unser Land wird rasend schnell trans-

formiert. Ob Energie- und Klimapolitik, 
ob Masseneinwanderung und importierte 
Gewalt, ob die Islamisierung ganzer Stadt-
viertel, ob Frühsexualisierung der Kinder, 
jährlicher Geschlechterwechsel und Gen-
dersprache, ob Sanierungszwang und 
Heizungsverbot, ob „klimafreundliche“ 
Deindustrialisierung, ob Verbrennerver-
bot und E-Mobilität, ob Sanktions- und 
Kriegspolitik, ob digitales Zentralbank-
geld oder Aufarbeitung der Coronajahre:

Was Deutschland in dieser Phase wirk-
lich bräuchte, wären breite Debatten.

Aber genauso rasend schnell wie unser 
Land auf allen Ebenen transformiert wird, 
werden die notwendigen Debatten unter-
bunden – inzwischen sogar kriminalisiert. 
In einer wirklichen Demokratie wären sie 
erwünscht. Am Ende solcher Debatten 
würde das beste Ergebnis für unser Land 
stehen. Wo es aber um die Durchsetzung 
einer Ideologie geht, wo es um den un-
bedingten Glauben an ein verordnetes 
Narrativ geht, wo alle einer Meinung sein 
müssen, ist allein der Diskurs verdächtig. 
Die ihn führen wollen, sind „Feinde der 
Demokratie“.

Die freie Meinungsäußerung ver-
schwindet rasant aus der Öff entlichkeit 
und hat sich im besten Fall aufs Private 
reduziert; aber auch hier werden immer 
mehr Menschen in dieser deutschen de-
mokratischen Republik vorsichtig. Das 
Bundesprogramm „Demokratie leben“ 
fi nanziert Meldestellen im ganzen Land, 
in denen privat geäußerte Meinungen 
denunziert werden sollen. Die Beratun-
gen übernehmen sogenannte NGOs, die 
von der Regierung bezahlt werden und in 
Wahrheit nichts anderes als Regierungsor-
ganisationen sind. Auf der Webseite des 
Familienministeriums heißt es: „Aktuell 
fördert das Programm etwa 600 Projekte, 
im nächsten Jahr stehen dafür 200 Millio-
nen Euro zur Verfügung.“

Wer nicht im Gleichschritt mitmar-
schiert, wird aussortiert – im Namen von 
Vielfalt und Toleranz. 

Dafür hat das Bundeskabinett das „De-
mokratiefördergesetz“ verabschiedet. Es 
soll nicht etwa eine altmodische Form 
von Demokratie fördern, in der jeder sei-
ne Meinung sagen durfte. Das Gesetz hat 
den Zweck, das jeweils ausgerufene Nar-
rativ vor Widerspruch zu schützen. Man 
kann es nicht anders sagen: dieses Gesetz 
soll die Politik vor tatsächlicher Demo-
kratie bewahren. 

Die Vorgehensweise ist so simpel wie 
erfolgreich: Kritik ist „rechts“ und da-
mit „demokratiefeindlich“. Verfassungs-
schutzpräsident � omas Haldenwang 

(CDU) nennt es „staatswohlgefährdend“. 
Mit dem Demokratiefördergesetz wird 
Kritik am Staat zur Straftat. „Staatswohl-
gefährdend“ waren zuletzt die Bauern. Als 
die Unzufriedenheit nach wochenlangen 
Protesten zu sichtbar wurde, musste eine 
Wende her. Es trat eine weitere vom Staat 
fi nanzierte „Nichtregierungsorganisati-
on“ auf den Plan. Die frei erfundene und 
inzwischen von Correctiv abgestrittene 
Behauptung, auf einer Art „Wannsee-
konferenz“ wäre besprochen worden, wie 
man rechtschaff ende Deutsche mit Mi-
grationshintergrund massenhaft depor-
tieren könnte, war der Startschuss. Auf 
Großdemonstrationen demonstrierte die 
Regierungsspitze gegen die Opposition. 
Wem es angesichts solcher Bilder schau-
dert, der steht schon auf der falschen Seite 
und macht sich verdächtig. 

Offi  ziell ist das Demokratiefördergesetz 
ein Statut gegen Hass und Hetze. Fami-
lienministerin Lisa Paus (Grüne) schreibt 
dazu auf der Webseite ihres Ministeriums: 
„Angesichts von Hass, Hetze und Gewalt 
müssen wir uns gegen Angriff e wappnen 
und unsere Demokratie widerstandsfähi-
ger machen.“

Das klingt so schön einfach, ist aber sehr 
diffi  zil. Wer Gewalt von Migranten the-
matisiert, also eigentlich im Sinne des Ge-
setzes agiert, macht sich des Tatbestandes 
von „Hass und Hetze“ schuldig. Wer die 
Rückführung (Remigration!) krimineller 
Asylbewerber fordert, natürlich auch. Wer 
aber auf einer Demokratie-Demo Schilder 
zeigt, auf denen steht „AfDler töten“, der 
nicht. Wenn Tausende Menschen, die ge-
gen Hass und Hetze auf die Straße gehen, 
skandieren: „Ganz Berlin hasst die AfD“, 
dann ist das im Sinne des Demokratieför-
dergesetzes und drückt den Wunsch nach 
Vielfalt aus. Wenn im gebührenfi nanzier-
ten Fernsehen zu körperlicher und seeli-
scher Gewalt gegen Ungeimpfte aufgeru-
fen wurde, wenn Menschen, die für ihre 
Grundrechte auf die Straße gingen, in 
den Mainstreammedien entmenschlicht 
wurden, wenn Menschen im öff entlich-
rechtlichen Rundfunk gegen ihre eigenen 
Familienmitglieder (erst ungeimpft, jetzt 
„rechts“) aufgehetzt werden, dann ist das 
natürlich nicht Hass oder Hetze, sondern 
der Kampf für „Solidarität“ und damit 
ganz im Sinne des neuen Gesetzes. Wenn 
Menschen mit dem Grundgesetz in der 
Hand von einer völlig enthemmten Po-
lizei ins Krankenhaus geprügelt wurden, 
dann war das keine Gewalt, sondern der 
begrüßenswerte Kampf gegen die „Tyran-
nei der Ungeimpften“.

Wenn Jan Böhmermann im ZDF dazu 
aufruft, Vertreter von AfD und FPÖ „zu 
keulen“, dann ist das weder Hass und 
Hetze noch Aufruf zu Mord und Tot-
schlag, sondern lobenswerter Einsatz für 
Vielfalt, Toleranz und Demokratie – und 
selbstverständlich durch die Meinungs-
freiheit gedeckt. Wer all das gutfi ndet 
und sich kopfnickend vor dem Fernseher 
sagen lässt, welche Meinung die richtige 
ist, bekommt kein Problem. Was „Hass, 
Hetze und Gewalt“ sind, bestimmen 
ausschließlich die Regierung und ihr Ge-
heimdienst – und immer mehr auch die 
Medien. 

Alles zum Wohle der Demokratie. 

abgelehnt wird. Nach der Befragung wird 
schon wieder gegen den Bürgerwillen ge-
hetzt, derart, dass es heißt, die Vorteile der 
Erweiterung hätten besser erklärt werden 
müssen. Das bedeutet, nachträglich die 
Bürger für zu blöd zu disqualifi zieren! Wir 
Bürger wollen keinen Heimatdiebstahl! 
Lernen Sie sich selbständig zu informie-
ren bei unabhängigen Medien, bitte. Wir 
sollten auf die Straße gehen für den Tesla-
Rückbau, für mehr Wohnungen, höhere 
Löhne, anständige Arbeitsbedingungen, 
Abschiebung von unberechtigten Flücht-
lingen, höhere Renten, bessere Infrastruk-
tur, Senkung der Infl ation, unabhängige, 
ehrliche Medien, niedrige Energiepreise, 
ein gutes Bildungssystem, ein gutes, nicht 
betriebswirtschaftlich arbeitendes Ge-
sundheitssystem, für unser Grundgesetz. 
Wir sollten nicht, wir müssen endlich so-
fort dafür auf die Straße, Wenn wir das 
machen, sind wir wieder ein Volk! Vorbild 
Frankreich  Dr. R. Heinemann

Wo bleiben 
die Rentner?

Es vergeht keine Woche, in der nicht 
eine Beschäftigtengruppe Lohnkämpfe 
und Streiks um höhere Löhne, Einmal-
zahlungen und Infl ationsausgleichzah-
lungen ankündigt und durchführt. 

Die Gewerkschaften heizen diesen Pro-
zess kräftig an, machen sich zum Organi-
sator dieser Lohnkämpfe und wollen sich 
damit profi lieren! Wie schön für die Be-
schäftigten, jemanden zu haben, der ihre 
Interessen vertritt. Wir reden von Lohn-
erhöhungen von zum Teil über 10% mo-
natlich oder mindestens 500 Euro mehr 
Monatslohn und bis zu 3.000 Euro Infl a-
tionsausgleich!

Wer denkt bei diesen Prozessen an die 

ca. 20 Millionen normalen Altersrent-
ner, die nach 45 Arbeitsjahren monatlich 
durchschnittlich 1300 Euro Rente erhal-
ten (48% des früheren Einkommens), 
die 1,7 Millionen Beamtenpensionäre 
mit nicht erklärbaren 65% ihres früheren 
Einkommens als Pension sind schon ab-
gezogen.

Diese Rentner haben die gleichen Le-
bensunterhaltskosten wie die, die heute 
im Arbeitsprozess stehen, die gleichen 
Mieten und gleichen Energiekosten!

Wo ist die Vertretung der Rentner? 
Welche Interessenvertretung kümmert 
sich um ihre Forderung nach höheren 
Renten? Der Staat? Wo bleibt ihr Infl a-
tionsausgleich und die angemessenen 
Rentenerhöhungen? Haben die Gewerk-
schaften in ihrer Großzügigkeit und Ar-
beitnehmerfreundlichkeit vergessen, dass 
die Rentner von heute die Gewerkschaf-
ter von gestern waren? Oder gilt: aus den 
Augen aus dem Sinn? Eine tolle Sozial-
politik!

Keine Partei hat in den Wahlprogram-
men einen Gedanken an die Rentner 
verschwendet, immerhin über 25% der 
Wähler.

Aber es kann ja alles ganz anders sein 
und ich habe nur noch nicht die preis-
günstigen Rentnersupermärkte gefun-
den, oder den Vermieter mit kleinen 
Rentnermieten oder den Rentner-Strom- 
und Gasanbieter mit niedrigeren Tarifen?

Die Gesellschaft wird nicht gespalten 
von den Reichen, die Gesellschaft spaltet 
sich selber in jetzt Arbeitende und ehe-
mals Arbeitende, heutige Rentner. In die-
sem Prozess haben die Gewerkschaften 
eine führende Rolle!

Hoff entlich erinnern sich die vielen 
Rentner bei den anstehenden Wahlen an 
diese Ungerechtigkeit! 

Reinhard Petzold

„Corona war erst der Anfang“
Das neue Buch von Michael Hauke

Das neue Buch von Michael Hauke ist 
da. Es ist die Fortsetzung seines Corona-
Klassikers „Wie schnell wir unsere Freiheit 
verloren“, das vor zwei Jahren erschien 
und seitdem dreimal aufgelegt wurde.

Das neue Buch heißt: „Corona war erst 
der Anfang“. Es hat 280 Seiten und er-
scheint als Hardcover. Es kostet 19,90 € 
und fasst die Leitartikel zusammen, die 
Michael Hauke von Februar 2022 bis 
Februar 2024 geschrieben hat. Es zeigt 
einen klar erkennbaren roten Faden von 
den Grundrechtseinschränkungen aus 
der Coronazeit über die Impfkampa-
gne, den Klima- und Genderwahn bis 
zur Masseneinwanderung und geplan-
ten Bargeldabschaff ung. Es zeigt auch, 
wie dieselben Methoden erneut ange-
wendet werden, z.B. für „das Klima“ 
oder bei der Zensur der freien Mei-
nung. Es belegt: Corona war erst der 
Anfang. 

Das neue Buch von Michael Hauke ist 
da. Es ist die Fortsetzung seines Corona-
Klassikers „Wie schnell wir unsere Freiheit 
verloren“, das vor zwei Jahren erschien 

Das neue Buch heißt: „Corona war erst 
der Anfang“. Es hat 280 Seiten und er-

Michael Hauke: „Corona war erst der Anfang“ 
280 Seiten – Hardcover – 19,90 Euro – ISBN: 978-3-9824186-1-2



Anfragen per mail     hinz_robert@yahoo.de

• Erdbauarbeiten für Ein- und Mehrfamilienhäuser
• Bodenaushub oder -Abtrag einschl. Entsorgung 

z.B. für Baugruben, Pools oder Teiche
• Boden, Mutterboden, Kies, Recycling und andere 

Baumaterialien liefern und einbringen
• Gehwegüberfahrten, Baustraßen und Kranstellplätze

Robert Hinz
15566 Schöneiche bei Berlin
www.hinz-erdbau.de

Tel.: 030/ 6 49  87  71
Fax: 030/ 64 38 98 51
Funktel.: 0172/ 989  18 62

24/7-Blumenautomat neben dem Geschäft

August-Bebel-Str. 29 | 15569 Woltersdorf
Tel: 03362-5129 | kerstin-blumen@gmx.de

Ö� nungszeiten
Mo-Fr 8-18 Uhr | Sa 8-12 Uhr

Hohmann Garten-und Forstgeräte 
Dahmsdorfer Str. 5 • 15864 Wendisch Rietz
T. 033679/5146 • info@garten-hohmann.de 

Husqvarna 
Automower®

310E NERA
+
Husqvarna 
Automower®

410XE NERA
Installation mit Begrenzungs-
kabel oder einer kabellosen 
Installation mit Husqvarna 
EPOS® möglich

max. Flächenleistung: 1000qm

max. Steigung: 30%

Anzahl Leitkabel: 
2 (310E NERA) / 
3 (410XE NERA)
Navigation: GPS-unterstützt 

Automower ® Connect: 
@Home (310E NERA)  / 
Modul(410XE NERA) EdgeCut

1749,00 €ANGEBOTSPREIS

2199,00 €UVP

419,00 €UVP

349,00 €ANGEBOTSPREIS

Husqvarna 
Motorsäge 
545 MarkII
inkl. Husqvarna 
Sägekette SP33

Leistung: 3,6 PS
Gewicht ohne Schneid-
ausrüstung: 5,3 kg
Schienenlänge: 38cm 1081,00 €UVP

599,00 €ANGEBOTSPREIS

Husqvarna 
Rider R 214TC 
inkl. Mähdeck 94 cm

Motor: Husqvarna HV586A
Hubraum: 586ccm
Zylinder: 2
Leistung bei U/min: 
16,3 PS/29005499,00 €UVP

4199,00 €ANGEBOTSPREIS

Husqvarna 
Automower® 415X 
max. Flächenleistung: 1500qm
max. Steigung: 40%
Anzahl Leitkabel: 1
Navigation: GPS-unterstützt  
Automower ® Connect: 
Modul mit e-sim2649,00 €UVP

1899,00 €ANGEBOTSPREIS

Husqvarna 
Akku-Trimmer 
110iL
Set inkl. Akku BLi10 
und Ladegerät C80 

269,00 €UVP

229,00 €ANGEBOTSPREIS

Husqvarna 

NeuheitHusqvarna Akku-
Motorsäge 
225i 
Set inkl. Akku B140 
und Ladegerät C80

Akkutyp: 36V/4Ah 144Wh
Gewicht ohne Schneid-
ausrüstung: 3,1 kg
Schienenlänge: 35cm 

www.garten-hohmann.de

2099,
ANGEBOTSPREIS

2699,00 €UVP

00 €

Hohmann Garten-und Forstgeräte 

www.garten-hohmann.deOnline Shop

Husqvarna 
Automower
310E NERA

ANGEBOTSPREIS

Husqvarna 

Alle Artikel auch i
m 

  Geschäft erhä
ltlich

Bernd Hildebrandt

Berghofer Weg 26 · 15569 Woltersdorf · Tel. (0 33 62) 2 81 57 u. 2 81 58

Abriss
Bautransporte

Baugruben
Erdarbeiten

Containerdienst – Fuhrunternehmen

    BAUSTELLEN- &
GRUNDSTÜCKSBERÄUMUNG
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